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Vorwort. 



Es sind nur wenige Bemerkungen, die i( Ii dieser 
Stelle zu machen habe. Die vorliegende Arbeit ist ent- 
standen aus einem Vortrag, der von mir am 28. Mai 1900 
im historisch-philosophischen Verein zu Heidelberg gehalten 
wurde. Beide sind mit einander durobniu nicht identisch; 
vielmehr unterscheidet sich die erstere schon rein äu&erlicli, 
durch ihren drei- bis vierfach g^Iseren Umfang, sehr 
wesentlich von letzterem. Diese Erweitemng ist aber nicht 
etwa das Resultat einer vollständigen Umarbeitung des ur- 
sprttngUchen Textes, sondern derselbe wurde im allgemeinen 
unva!ltndert beibehalten und blofs durch zahlreiche Ein- 
Schiebungen und ntthere Ansftthrungen ergtlnat. Hieraus 
erklärt es sich, dafs in Bezug auf Anlage und G-ruppierung 
des Geaamtstoffea, Auadrucksfbrm u. dergl. manches viel- 
leicht etwas anders, mehr für die Bedttrfhiase des münd- 
lichen Vortrags berechnet, ausgefallen sein mag, wie es bei 
einer von vornherein ftlr den Druck bestimmten Arbeit 
wohl geschehen wäre. 

Soviel über die formelle Seite der Abhandlung. In 
sachlicher Hinsicht möchte ich noch hervorheben, dafs ich 
bemüht gewesen bin, mich streng auf Krörterung der ge- 
gebenen Einzelfrage zu beschränken. Zwar bot sich oft 
genug und an den verschiedensten Stelleu auch Gelegen- 
heit zu Ausführungen allgemeinerer Art; principiell sind aber 
diese möglichst veimieden oder doch auf kurze Andeutungen 
reduciort worden. Auch glaube ich nicht, dafs für solche 
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(wenig^stens soweit die näcLateji Zwecke der Abhandlung in 
Frage komuißB) irgendwo ein wirkllrhes Bedürfnis vorlag, 
fr^ich mit einer, gerade sehr wichtigen Ausnahme. Nach- 
dem im Verlauf der Arbeit gezeip"t worden ist, daXs die 
Ansprüche Hchwedens auf Wismar rein rechtlich gefafst 
noch immer in Gültigkeit stehen, versuche ich am Ende 
der Schrift darzuthun, dafs von einem anderen, der streng 
juristischen BetrachtungsweiBe tnuiscend enteil Standpunkt 
ans trotzdem eine Verweigerung der Retrocession materiell 
flieh rechtfertigen läfst. Dieser Gedanke hätte entschieden 
einer eingehenderen Behandlung bedurft, als er sie 8. 74 ff. 
wirklich gefanden hat. In der That war es ursprOngHoh 
meine Ahaicbty den richtigen Kern der vielamBtrittenen 
elanflula rebus sie stantthus (denn diese ist es ja, die hier 
in Betracht kommt) generell, nicht blols Itlr den Torliegen- 
dsR 8|wwwiWiiH klar su legen. Es stellte sich aber bald 
hcrsws, dafs das wahrhaft fruchibringend nur in yerhlltnis' 
mftfsig ausfilhrltoh angelegten Erdrterungcn geschehen konnte. 
Um nun nicht die Behandlung der konkreten fünaelfrage 
allsusehr durch abstrakte Untersndiungen aus etnander su 
reifsen, habe ich mich entschlossen, auf die letzteren In der 
Arbeit selbst ganz zu verzichten, dergestalt, dafs hier vor, 
läufig blofs die notwendigsten Andeutungen gegeben sind- 
und im übrigen auf die separat zu veröffentlichende Studie 
über die clausula rebus sie stantibus verwiesen werden muss. 

Zum Schlüsse liegt mir nur noch ob, Herrn Professor 
Dr, Kahlo in Heidelberg für seine fremidliche Unter- 
stützung bei Romitzung der 8chw''di.s( ljen Quellen auch an 
dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank auszusprechen. 

Leipzig, Wohnaehten 1900. 

Dr. B. Bolmiiilt^ 



üigiiized by Google 



Einleitung. 



Es sind jetzt wenig-e Monate her, da erregte ein An- 
trag, der in der zweiten Kammer des schwedischen Reichs- 
tags gestellt wurde, in Deutschland ein gewisses Aufsehen 
und gab hier den Anlafs zu recht lebhaft und eingehend 
gefiährten Zeitungserörterungen, bei denen freilich dor 
innere Wert und die sachliche Begründung der geäufserten 
Ansichten in einem bedauerlichen Mifsverhältnis zur Massen - 
baftigkeit der verbrauchten Druckerschwärze standen. Bald 
nacli Beginn des Jahres 1900 schlug nämlich der Ab- 
geordnete Hedin yor, Schweden mOge ein altes, ihm jenseits 
der Ostsee noch zustehendes Territorialanrecht in eigen- 
tttmlicher Weise zn Gunsten Dänemarks zu verwerten 
suchen; es solle sich dem Deutschen Reiche gegenüber bereit 
erklären, sämtliche Ansprüche auf Stadt und Herrschaft 
Wismar fallen zu lassen, vorausgesetzt, dafs dafUr endlich 
die längst geschuldete Bückgabe der nordschleswigschen 
Distrikte an Dänemark vollzogen würde. Das Ganze war 
eine merkwürdig unpraktische und doktrinäre Idee, die 
allerdings bei der Person des Antragstellers nicht weiter 
wunder nehmen duilte; ist doch der der radikal-demokra- 
tischen Partei angehörende Abgeordnete Hedin in Schweden 
überhaupt dafür bekannt, dafs sich seine politischen An- 
sichten weit mehr durch Originalitiit als durch Richtigkeit 
auszuzeichnen pHegen. Derselbe Doktrinarihinus nun, der 
ihn namentlich in der schwedisch-norwegischen Unionsfrage 
eine ziemlich merkwürdige Haltung hat einnehmen lassen, 

firuno Schmidt, Pfaadvertrag üb«r Wismu. 1 
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tritt auch in der Binbringung jenes Antrages deutlich 
zu Tage. 

In erster Linie konnte es schon mehr wie zweifeUiaft 
eracheineiiy ob fttr Schweden selbst, rein politasch genommen, 
das Torgesdilagene Ver&hren gerade sehr vorteilhaft und 
ratsam sein wttrde. Kein Staat der Welt liebt es, sich 
▼on einer fremdoi Macht in AngelegeoheitoD, an denen sie 
nicht direkt beteiligt ist, irgendwie dreinreden zu lassen; 
bei dem eifersüchtigen Stolze , mit dem heutzutage die 
Nationen über ihrer vollen Unabhängigkeit zu wachen 
gcwohut sind, miiöücn solche Verbuche niclit blofs von vorn- 
herein auf strikte Zurückweisung gefafst sein, sondern 
auch für die Zukunft notwendig eine starke Verstimmung 
hinterlassen, die sich früher oder später einmal recht un- 
angenehm fühlbar mar}ieri kann. Und wenn dies schon im 
allgemeinen unleugbar eintritt, so gilt es naturgemäfs in 
noch wesentlich erhöhtem Mafse dort, wo die Einmischung 
einen versteckten Tadel des bisherigen Verhaltens, die 
rechtliche Mifsbilligung eines bestimmten Thuns oder 
Lassens involviert. Nun trifft aber gerade in unserem Falle 
das alles zweifellos su. Schweden vermtfchte nicht den 
geringsten Hechtstitel anzuführen, der es zu einer Inter- 
yention in der nordschleswigschen Sache und zu der hierin 
unverkennbar liegenden Kritisierung der deutschen Hand- 
lungsweise logitimierte; es wttrde also durch sein Vorgehen 
ganz sidierlich die freundlichen Besiehuugen au seinem 
südlichen Nachbar aufs schwerste gefUirden, ein Besulta^ 
welches politisch um so bedenklicher wttre, weil hier ja das 
Verhältnis eines kleinen und schwächeren Staates zu einer 
europäischen Grofsmacht in Frage kommt 

Fernerhin mtt&te die praktische Durchflfthrang des 
Antrags Hedin schwedischerseits auch eine SelbstentftuTse- 
rungund Entsagungsfähigkeit voraussetsen, wie sie erfahrungs- 
mäfsig im internationalen Verkehr von Staaten gegen ein- 
ander nicht eben geübt zu werden pflegt Geben wir 
einmal sämtliche Prämisseu zu, von denen Hedin bei seinem 
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Antrage ausgeht, so erhalten wir offenbar diesen Gedanken- 
gang: „Deutschland- Preufsen ist öchon lange Zeit juristisch 
verpflichtet, unter gewissen Bedingungen Isord Schleswig an 
Dänemark herauszugeben, weigert sich jedoch leider beharrlich, 
seiner Verbindlichkeit nachzukommen. Nun iät aber zum 
Glück ein dritter Staat, nämlich Schweden, in der Lage, 
auf den säumigen Sc huldner insofern einen Druck aus- 
zuüben, als es seinerseits ein verbrieftes Anrecht auf ein 
anderes, wohl noch weit wertvolleres^ Stück des deutschen 
Territorialbestandes hat. Diesen seinen Anspruch mag es 
jetzt unter der Bedingung emep vorherigen Cession Nord- 
schleswigs an Dänemark fallen lassen und damit das Deutsche 
Reich endlich aus eigensüchtigen Motiven zu einer Hand- 
lung bewegen, die die Achtung vor der Heiligkeit der 
Verträge bedauerlicherweise nicht hat veranlassen können.* 
Kurs gesagt und in einer allgemeinen Formel auBgedrflckt^ 
veilangt also Hedin ein&ch folgendes: Weil von xwei mit 
einander in einem Bechtsverhältnis stehenden Staaten der 
Schuldner A sich weigert, seine Verpflichtung gegen den 
Gläubiger B zu erfidlen, soll der ganz unbeteiligte Staat C 
entschädigungslos und ohne jedes Entgelt seinerseits einen 
noch wichtigeren Anspruch aufopfern, blols um jenem zur 
Befriedigung zu Terhelfen. Das heifst aber doch wirklieh 
den Staaten, in deren gegenseitigen Beziehungen notorisch 
zu allen Zeitf ri der schärfste Egoismus geherrscht hat, einen 
edelmütigen Altruismus zumuten, dessen sie ihrer ganzen 
Anlage nach wohl schwerlich je fUhig sind - und , möchte 
ich hinzufügen, im Interesse ihrer ersten und vornehmsten 
Pflicht, der möglichsten Fürsorge für die eigenen Bürger, 
gar nicht fähig sein dürfen^. Wer es in schwärmerischer 



' Vprjjl hierzu S. 67 f. 
In pnignaiiter Anschaulichkeit gelaugt diese Beobachtung zum 
Aiudruok in einer Bonerkung, die Bismardc gelegentlich vor dem 
deiitschon Kt u-hstar^ genrtf'ht hat: „Dä!? ist noch gar nicht dagewesen, 
dafs sich das eine Volk aus Liebe für das andere irgendwie aufopfert.*' 
* Med kann getroat bdiaapten, dafe die «ebwediache Regierung 
m^gea die letstere Pflicht direkt Teratomen wttxdei wollte sie auf den 

1* 
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B^isteniDg für «rreichbar erklärt, dafs die Staaten später 
einmal in einem ewigen, von keinem Krieg unterbrochenen 
FriedenAsnstande neben einander existieren werden , der 
mag allerdings auch mit innerer Genugthuung von einer 
noch höheren und sittlicheren Kulturstufe träumen, auf der 
sie sich nicht blofs gef^enseitig nicht mehr schädigen, sondern 
in reinster tselbstlosigkcit auf Kosten der eigenen Interessen 
positiv fördern und unterstützen^ wer aber, aus kühl- 
empirischer Betrachtung der gegebenen Realzustände die 
einzig richtip:en Konsequenzen ziehend, schon das erste, 
selbst in der ferusten Zukunft, für überaus unwahrschein- 
lich, um nicht zu sjigen einfach unmöglich hält, der wird 
naturgemäfs in Projekten, wie der Antrag Hedin eines ist, 
nur eine höchst unpraktische Donquixoterie erblicken können. 

Wenn die rein doktrinäre, dem wirklichen Staatsleben 
durchaus abgewandte Tendenz deBselben schon in den 



Antrag Hedin vollinhaltlich eingehen. Damit ist durchaus nicht gesagt, 
da(s sie zum Besten ihrer Untcrthancn den Eigenerwerb von Wismar 
Anstreben müTste; im Gegenteil werden wir spater sehen, dafs diese Stadt 
für Schweden selbst einen Gewinn von äuueist fraglichem Werte be* 
deuten würde. Wohl aber könnte die Regierung vielleicht daran denken, 
aus ihrem Hechtsanspruch in anderer Weise Nutzen für sich und iiire 
Angehörigen zu ziehen , etwa ihn gegen eine mSgliehtt hohe Geldsamme, 
die natürlich den inländischen Steuerzahlern zu gute käme, einer dritten 
Macht sa fiberlaasen. Nun liegt ja freilich unter den gegebenen Ver' 
hiltnieaen die Saebe sweilbUos so, daft widh auf die»e Weise ein praktisch- 
greifbarer Vorteil sicher nicht zu erzitlen ist (denn dieselben Gründe, 
die nach den im 4. Abschnitt zu gebenden Ausführungen für Deutschland 
die Herausgabe Winnsn an Bänreden geradesn sur UnmSgliehkeit 
machen, gelten natürlich auch jedem dritten Staate gegenüber); es wird 
mithin wohl als einziger Ausweg hlofs noch der übrig bleiben, den die 
schwedische Kegierung anscheineuil (vergl. nachher S. 34) wirklidt ein- 
zuschlagen gedenkt, das ist der freiwillige und bedingungslose Verzicht 
zu Guu.sten Deutschlands. Auch das heifst, trotzdem dabei jede unmittel- 
bare Vergütung für das aui^ogebene fehlt, wegen der Stärkung des freund- 
aehaftliebra Yerhftltnlssefl eu leteterem eine wahre, die eigenen Interessen 
verstandni^'^-'ill ]Tflegcnde T'mljn litik treiben; sobnlf! riagegen der Ver- 
zicht auf Wismar nur um jUkuemarks willen befürwortet wird, d. h. ledig- 
lieh zum Yorteii eines fremden Staalmi, Ton dem Schweden in der Gegen- 
wart weder etwas zu hoffen noch zu furchten hat, und von dmi r - in der 
Vergangenheit diir-h eine Geschichte jahrhundertelanger liämpte und 
Nebenbuhlerschafi getrennt ist, liegt eine acMeebthin Terwerfliche, die 
Interessen und Gdter des eigenen Vaterlandea nutatos YerBchleodemde 
üefühlspoUtik vor. 
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beiden bisher behandelten Beziehungen anfs deutliehäte 
hervortritt, so ist flas in fast noch höherem Mafse der Fall 
aus einem dritten (spei'iflsph roclitliclu-n) Gesichtspunkt 
heraus. Bei seinem Gedankengange ialst nämlich Hedin 
völlig aufser Betracht, dafs von den beiden Ansprüchen, 
die er gegen einander ausspielen und eigentümlich kompen- 
sieren will, der eine, die dänische Forderung Nord- 
schleswigs, in seiner Rechtsgültigkeit gänzlich bestritten ist 
und folglich in keiner Weise als brauchbares Tauschobjekt 
in Frage kommen kann. Der juristische Thatbestand, um 
den es sich hier handelt, ist bekanntlich kurz znsammengefalst 
folgender. Nachdem der ursprQngliche Inhaber Gesamt- 
scUeswigS) der König von Dänemark, im Wiener Vertrag 
vom 30. Oktober 1864 das Herzogtum an den Kaiser von 
Österreich und den KOnig von Preufsen zum gemeinsamen, 
ungeteilten Besitze abgetreten hatte, war zwei Jahre danach 
durch Art 5 des wieder unter letzteren abgeschlossenen 
Prager Friedens (vom 23. August 1866) verfögt worden, 
dafs jener zu Gunsten dieses auf seine Kondominatsreehte 
vollständig verzichtete. Dem genannten Artikel war jedoch 
auf Betreiben Napoleons III. eine Klausel des Inhalts an- 
gehängt worden, dafs die nördlichen Distrikte Schleswigs 
an Dänemark zurückzuerstatten seien, falls ihre Bevölkci ung 
in freier AbstinimunjE? sich für die Wiedervereinigung mit 
diesem entscheiden sollte ^ Die hieraus resultierende be- 



* Im fibrigen war weder über den räumliehen Umfang des event. 
abzutretendcu Gebiets noch über den Zeitpunkt, an welchem die Volks- 
abetimmung statUufinden hätte, etwas Nähere» vereinbart: es wurde also 
hier von Anfang an ziemlich viel von dem Ermessen und fluten Willen 
des Verpflichteten abhängii^ gemacht, weit mehr jedenl'nll-, -ils * > hrisjiids- 
weise bei den gajxz analogen Ansprüchen der Fall ist, die Peru krait des 
Friedens sa Lima yom 20. Oktober 1883 gegen Chi!« siuiteh«n (naeh 
Art. desselben sollt« ersteres ganz Tacna und Arica zurnckerhalten, 
wenn in einer nach 10 Jahren su veranstaltenden Abstimmung, en vota- 
dlon populär, die Mehrlieit der Einwohner dies veriangcn würde. 
Cf. Hartens, Recueil des principaax trait^ etc. II 10 S. 191 ff.^ Nebenbei 

Sesagt haben diese Ansprfiche trotz aller Präcision und Bestimmtheit bis- 
er ebensowenig sich praktisch realisieren lassen wie die vage Schlufs- 
klannel sn Art 6 des Frager Vertrags. 
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dingte Cessionspflicht Preufsens hat dann 12 Jahre lang in 

unbezweifelter Rechtsgültigkeit bestanden, bis zu einem 
neuen, zwischen den Kontrahenten des Prager Friedens am 
11. Oktober 1878 vereinbarten Traktate*, in welchem die 
letzteren die fernere Gültigkeit jener Zusatzbeätimmung 
unter sich aufhoben. 

Nun hat allerdings Dänemark es von jeher in Abrede 
gestellt, dafs durch diesen 78 r Vertrag die Schlufsklausel 
des Art 5 vollständig und nach allen Riehtungen hin aus 
der Welt geschafft sei; es hat vielmehr stets behauptet, 
dafs er ihm selbst gegenüber keine Kraft habe entfalten 
kdnnen. Man wird in der That zugeben müssen, dafs über 
die Rechtsfrage eine verschiedene Auffassung wenigstens 
möglich ist. Jene Anordnung des Prager Friedens war 
juristisch offenbar als ein sog. Vertrag zu Gunsten eines 
Dritten anzusehen und su konstruieren': Österreich liefs 
sich von Preufsen eine später vorzunehmende Territorial- 
abtretung zusagen, deren wirkliche Ausftlhrung aber nicht 
dem Versprechensempfilnger selbst, sondern einem anderen, 
unbeteiligten Staate zu gute kommen sollte. Indem dann 
der Promissar nachmals die Gegenseite von der Uber- 
Dommenen Verpfitcfatuhg wieder entbunden hat, hat er 
dadurch allerdings ganz sicher das bis dahin besessene 
eigene itecht verloren, auf Verwirklichung der Cession von 
sich aus dringen zu dürfen; es mag aber immerhin als 
zweifelhaft erscheinen, ob er flir sich allein, ohne Zu- 
stimmung Dänemarks, zu einem unbedingt, auch für letzteres 
wirksamen Verzicht befugt und im stände war^. 



^ Abgedruckt bei Martens a. a. O. II, 3, S. 52^ 
* Übereiiutiinmend Unger, Yeiirag« bq Gniuten Dritter S. 60 
Anm. 77. 

° Zur rechtlichen Entscheidung dieser Frage würde zunächst die 
Feststelluijg (.^forderlich sein, ob nach der urspriinf liehen Intention der 
Parteien Dänemark thatsächlich dnen eotcpreebena selbstilndigen und 
imabliänp'iiren 'IVrrltorialanspruch erwerben sollte. Es kann das von 
v(jriiJiert!in ka\iiii als wahrscheinlich gelten (vergl. hierzu Heilbom, System 
des Völkerrechts S. 67/8); haben doch der Kaiser von Österreich und der 
König von Preufsen in Art 3 des Wiener Friedens toh 1864 den dani- 



Digitized by Google 



— 7 - 



Kann mit Rücksicht hierauf der dänischerseits oin- 
genommene Standpunkt nicht von vornherein als durchaus 
haltlos und eo ipso unmöglich gelten, so steht es doch 



sehen Kdnig aosdrScklich verpflichtet, einfach aiizuerkeunen „les dis- 
positions que Jjemn dites Majest^s prendront k l'ögard de cos Duch<'s", 
mid damit auft deatlichste gezeigt, dsSa sie alle ferneren Verlügiingen 
fibcor 8cUeswig (sowie Holstein tmd Laoenborg) streng unter sich treff«! 
wolltm, ohne jenen noch irgerifl'.vip -n koordimV'rter Mitwirkung hrmn- 
zuziehen (zu beachten auch verschiedene amtliche und halbamÜiche Kund- 
gebungen der lyrenfsisehen Hegiernng; c{. Habn, Zwei Jahre preufsitdi- 
deotacber Politik. S 520 n. ö'J3 ff.)- 

Femerhin aber, selbst angenommen, dafs wirklich ein selbständiges 
Recht gewährt, ein Vertrag zu Gunsten eines Dritten im engeren und 
- eigentlichen Sinne (vei^gl. Windscbeid, Pandekten 5. Aufl., U, 8. 211, 
Note 3a) geschlossen wprticn sollte, so bliebe immer noch zu untersuchen, 
ob, resp. wann Dänemark den ihm zugedachten Anspruch auch gültig 
erworben hat. In dieser Beziehung steht die völkerrechtliche Lehre nicht 
im Einklang^ mit zahlreichen innerstaatlichen RechtsordnnnjTfen , nament- 
lich auch nicht mit dem, was früher die Wissenschaft des gemeinen 
Beditii ftber die Wirksamkdt eines paetam in favorem tertii «n atagea 
pflegte. In letzterer ging allerdings die ül>t>r\v legende fiiher aueh nicht 
nnbestarittene) Meinung dahin, dafs der tertius unmittelbar und von selbst, 
ohne faigendwelehe Aktion seinerseits, ans dem Yerlrage einen eigenen An* 
sprach erhielte; dagegen neigt jiie Litierator des internationalen Rechts, 
soweit sie sich mit der Fragte nberhanpt beschäftigt, durchgäng'ig' mehr 
dahin (vergl. z. 15. HetTtcr - GeHcken, Europäisches Völkerrecht, 8. Aufl. 
8w 186/7), dafs II $;eiten des Dritten noch ein besonderer Anschlufs an 
den urspriinglicheu Vertrag erforderlich sei. Mit IMeksicht aut" die ganz 
eigentömlichc Stniktur des Völkerrechts wird mau auch thatsächlich diese 
Auffassung als zutreffend ansusehen haben. Sobald das aber zugegeben 
wird, ist damit gleichzeitig aueh cnt«ehieden, dafs Osten-, i; !; 187s durch 
seinen Verzicht die t^chlufsbestimmung des Art. 5 schlechthin und restlos 
za beseitigen vermochte, denn eine formelle Beitrittserklftrang an dem 
Frager Fri«'d( ii hat Dänemark, soviel wenigstens b^aant geworden ist, 
niemals vollzogen. 

Hdchstens liefee sich vielleicht noch daran denken, als Ersatz für 
den nicht vorhandenen ausdrücklichen Anschlufs einen stillschweigend 
erfolgten anzunehmen. Nach dieser Richtung wäre möglicherweise von 
Bedeutung, dafs Preufsen die Verhandlungen, die zweimal, im Sommer 
1867, sowie Winter 1867/8, aber die südliche Grenze des event. abzutreten- 
den Territoriums stattfanden, nicht mit Österreich, sondern mit Däne- 
mark gepflogen hat. Da nämlich das letztere hierin oöenbar eine eigene 
Ifxtwiriciing bei der nftberen PrSoisiening der Cessionspflichi verlangte und 
erhielt, so könnte djis dänischerseits wohl mit einer gewissen Berechtigung 
als stillschweigende Acceptation des durch Art. 5 dargebotenen Anspruches 
ausgelegt werden. Indes w&ren dabei wieder andere nnd mm Teil recht 
schwerwiegende Bedenken noch zu überwinden, so dafs man immer wieder 
auf die Ansicht zurückkommen mufs, das von Dänemark behauptete 
eigene Anrecht auf Nordschleswig sei zum allermiudesteu aufscrst 
aweifolhaft« 
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jed^fidls auf der a&deren Sdte mit voller Sicherheit fest, 
dafs er von Preufsen absolut nicht geteilt wird; yielmehr 

hat dieses nie einen Zweifel darüber gelassen, dafs es die 
Sache durch den Vertrag des Jahres 1878 als definitiv und 
gänzlich erledigt ansah. Unter diesen Umständen war es 
nun gewifs von dem Abgeordneten Hedm äufserst naiv, zu 
glauben, dafs es mit einem Male seine stets festgehaltene An- 
sicht aufgeben und plötzlich den bis dahin strikt negierten 
Nordschleswiger Anspruch wieder als existent anerkennen 
werde. Dabei durfte die an sich schon recht unwahr- 
scheinliche Bereitwilligkeit hierzu noch um so weniger 
vorausgesetzt werden, als ja die für den eventuellen Terri- 
torialverlust in Aussicht gestellte Entschädigung, der 
schwedische Verzicht auf Wismar, nach Iiage der Dinge 
gar nicht dem in Anspruch genommenen Preufsen, sondern 
einem anderen deutschen Gliedstaat, dem Grofshersogtum 
Mecklenburg-Schwerin, zufallen sollte. 

Aus alle dem Gesagten geht wohl mit vollster Deut- 
lichkeit hervor, dais die Art und Weise, wie Hedin die 
Wismarer Ansprüche Schwedens auszunützen und praktisch 
zur Geltung zu bringen suchte^ eine durchaus verfehlte war. 
Hit Yollstem Recht haben deutsche Zeitungen ihm entgegen- 
gehalten, dafs jede Verquickung derselben mit der nord- 
schleswigschen Sache von vornherein indiskutabel sei. Das 
läfst nun aber, so richtig es ist, jedenfalls die ganz andere 
Frage völlig unberührt, welche Bedeutung ihnen zukommt, 
sobald sie rein an sich, losgelöst von jener unglücklichen 
Verkoppelung, ins Auge gefafst werden. Aus welcher Zeit 
stammen sie, und unter welchen näheren Umständen sind 
sie zur Entstehung gelangt? Dürfen sie noch heute als 
juristisch gültig angesehen werden? Mtifste jetzt eine 
praktische Geltendmachung Schweden selbst nicht weit 
mehr Schaden wio Vorteil bringen? Kann Deut.scliland, 
auch ihre tortdauernde Kechtsbeständigkeit vorausgesetzt, 
unter den heutigen Zuständen sie überhaupt noch erfüllen, 
ohne mit höheren Pflichten der nationalen Selbsterhaltung 
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in Konflikt zu kommen? Das etwa sind die Fragen, die 
sich in dieser Beziehung notwendig aufdrängen müssen. 
Sie sind sämtlich interessant genug, um ihnen eine kurze 
Besprechung zu widmen und so das ganze, in weiteren 
Kreisen immer noch wenig bekannte VerliUltnis nach ver^ 
schiedenen Gesichtspunkten , rechtlichen sowohl wie politi- 
<8chen, einer zusanunenhängenden Erörterung zu unterziehen. 
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Erster Abschnitt. 

Die jui*istische Grundlage des seliwedischen 
Anspruclis auf Wismar. 



Wir beginnen mit einer Darlegung der geBchichtiichen 
Genesis des Wismarer Rechtsverhältnisses. Dasselbe geht 
zurück auf die R^erungszeit des schwedischen Königs 
Gustav IV. Adol£ Es war das ein Fttrst, in welchem die 
so vielen Gliedern des Hauses Wasa eigentümliche Störrig- 
keit und unberechenbare Launenhaftigkeit zu ^ner ganz 
besonderen Höhe gesteigert erscheint. Diese seine schweren 
Charakterfehl er, mit denen übrigens auf der anderen Seite 
auch manche h'ebenswürdige Eigenschaften gepaart waren, 
stehen nun auch mit dem uns hier interessierenden Falle in 
einem gewissen, allerdings mehr indirekt vermittelten Zu- 
sammenhang. 

Ursprünglich mit einer mecklenburgischen Prinzessin 
(Tochtor des damals regierenden Herzogs Friedrich t'ranz) 
versprochen, hatte König Gustav sich bald darauf mit einer 
russischen GrofsfÜrstin (Tochter des späteren Kaisers Paul) 
verlobty dann aber die Heirat auch mit dieser nicht voll- 
zogen, sondern statt dessen schliefslich eine dritte Prinzessin 
(Enkelin des ersten badischen Grofsherzogs Karl Friedrich) 
am d. Oktober 1797 geehelicht. Man hätte nun vielleicht 
erwarten sollen, dab gerade in Mecklenburg, in dem Vater- 
lande Fritz Beuters, der Mann ^mit den drei Brautens'' 
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auf verständnisvolles Wohlwollen i^^cstolaen wäre; das war 
aber in Wahrheit durchaus nicht der Fall, sondern er 
wurde hier wegen des grundlos gebrochenen Verlöbnisses 
auf gebührende Schadloshaltung in Anspruch genommen. 
£s £uiden darüber zwischen dem König und dem Herzog 
TOD Mecklenburg langwierige Verbandlungen statt, die auch 
nach erfolgter Vereinbarung einer bestimmten Entsohi&digaiigs- 
summe um deswillen nicht ihr £nde erreichten, weil der 
König zur baren Zahlung aufser stände war. Die An- 
gelegenheit zog 'flieh deshalb noch lange Zeit unerledigt 
hin; an die nraprünglich bestehenden finanziellen Be> 
siehungen schlössen sich in allmählicher Entwickelang, die 
ich hier nicht weiter schfldem kann, andere Transaktionen 
an, namentlich und zuletzt ein groüses Darlehnsgeschäfl, 
welches 1803 zwischen beiden Ftlrsten abgeschlossen wurde, 
und das nun die juristische Grundlage fUr den hier zu er- 
örternden schwedischen Anspruch auf Wismar bildet. 

Diese Stadt hatte bis zum WestfUlischen Frieden 1648 
bereits unter mecklenburgischer Hoheit gestanden, war dann 
aber durch Art. X § 6 d^s Osna))rUcker Vertrags .samt zu- 
gehörigem Gebiet (letzteres aus den Amtern Poel und Neu- 
kloster bestehend) als deutsches Reichslehen an Schweden 
überlassen worden. Durch den Vertrag zu Malmü ^ vom 
26. Juni des genannten Jahres kam sie nun als unter- 
p^dliche Sicherheit fUr eine grofse, dem Schwedenkdnig 
von Mecklenburg leihweise voxgestreckte Summe unter die 
frühere Herrschaft zurück. 

Über die näheren Bestimmungen dieses Traktats, durch 
welchen noch im 19. Jahrhundert eine deutsche Stadt nach 
allen Regeln der Kunst in Versatz gegeben wurde, sind in 
den zahlreichen Zeitungsartikeln, die sich mit der Frage 
beschäftigt haben, sehr viel falsche Angaben gemacht 
worden. So wurde z. B. in einer ganzen Reihe von Blättern 



1 YollBiiiidiger Text cteuelben bei Martens, Recneil Tin 8. 54 ff. 
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der Betrag, den sich Gustav von dem Mecklenburger Herzog 
hatte darleihen lassen, irrig auf 1258000 Reichsthaler 
Hamburger Banko beziüert, trotzdem er sich in Wahrheit 
genau auf T'i Million belief ^ Einen praktisch noch viel 
bedeutsameren l'ehler liefs sich ferner ein weitverbreitetes 
Journal^ mit Bezug auf die Art der Zinsberechnung^ zu 
Schulden kommen ; es behauptete nämlich in einem Artikel, 
durch den es im Geftihl voller Sachkunde auch seinea 
Leserkreis etwas Uber die Wismarer Fm^e aufzuklären unter- 
nahm, der aber leider von Ungenauigkeiten geradesu 
wimmelte^, dafs Schweden bei Rückzahlung des empfangenen 
Darlehns blofs einfache Zinsen mit zu entrichten hätte^ 
während in Art 4 des Malmöer Vertrags ausdrttcklich 3% 
Zinsesains vorgeaehen waren. An noch anderen Orten 
konnte man wieder unzutreffende Angaben über die zeit- 
Hche Begrenzung des schwedisch-mecklenburgiBchen Dar- 
lehnsverhältnisses, über den Tag seines endgültigen und 
definitiven Ablaufs lesen. Das, was in dieser Beziehung 
thatsächlich vereinbart war, bestand in der Festsetzung 
eines doppelten Scblufstermins. Der Herzog von Mecklen- 



' Das Seitenstfick stt dieser ganz willkilrliclieii Erhühung lieferte 

( in Artikel der Kreiizzcitung . der umf^rkc^irt vriTi f iii'T viel niedrigeren 
Ömiiiiie, von blofs 100000 Keichütbakru als dem ursprünglichen Schuld- 
betrag 7M endUilen woAte. Hier lag oflRenIraiidig eine Yerwediaeliiiig mit 
jener ersteu Forderung vor, die für den Herzofj aus dem gebrochenen 
Verlöbnis erwachsen vrar, und die in der That aniängiich auf den ge- 
nannten Betrag sich erstreckt hatte. Übrigens fand bei Gelegenheit des 
MalmSer Vertrags auch dieses Rechtsverhältnis eadlieh seine definitive 
Erledigung. Da seiner Zeit durch ein Ühcreinkommen vom 7. März 1798, 
die Vereinbarung getrotTeu worden war, dafs die ganze Summe von 
100000 Reichstbalem ettt nach und nach, diuisb jibrlidie Batenleistnngen 
von Je 6000 Thalem, getilgt werden sollt«, bo war bis zum Jahre 1803 
erst wenig über ein Drittel, nämlich 36000 Thalcr, zur wirklichen Aos- 
Mihlnng gelangt In dttem besondem Ch»1ieimHrtikel sum Traktat von 
Malmo wurde damals nun festgeprtzt dafs die restierenden 64000 Thaler 
ohne weiteres als eben£alla getilgt gelten sollten. Cf* Lundin, Wismars 
Fftiitoitlinde tm VeUonbiirg-SehwBriii (1892) S. 2 und 86/7. 
* Kölnische Zeitung. 

^ Auch in einem zweiten Artikel sind dieselben blofs zu einem 
geringen Teile berichtigt worden. 
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burg-Schwerin an seinem Teile sollte überhaupt nicht be- 
tugl sein, zu irgend einer Zeit unter Wiederauslicfenm^ 
der verpfändeten Stadt die Rückzahlung der vorgestreckten 
Summe zu fordern; wohl aber behielt sich umgekehrt 
Schweden das Recht vor, nach Verflufü von 100 Jahren, 
das wäre mithin am 26. Juni 1903, den entliehenen Betrag 
samt mittlerweile aufgelaufenen Zinsen zurückzuerstatten 
und dafür seine in Pfand gegebene Stadt Wismar heraus- 
zuveriangen. Würde es diese Möglichkeit, was vollständig 
seinem freien Belieben überlassen war, praktisch nicht aus- 
nützen, 80 sollte die Gültigkeitsdauer des Vertrags ganz 
anter den alten Bedingungen auf neue 100 Jahre, also bis 
nun 26. Juni 2003, ausgedehnt werden. 

Alle sonst noch begangenen Irrtümer, beispielsweise un- 
richtige Angaben Uber die Zugehörigkeit Wismars zum 
corpus der mecklenburgischen Landschaft' und mehr der- 
gleichen, übergehe ich hier, da sie sümtlich mit der eigent- 
lichen Hauptfrage wenig oder nichts zu schaffen haben und 
folglich zur richtigen Beurteilung dieser die schon er- 
wähnten Punkte durchaus genügen. Stellen wir die letzteren, 
die wir bisher einzeln für sich aulgezlthlt haben, der besseren 
Übersicht halber nochmals kurz zusammen, so erhalten wir 
als gegebenen Thatbestand folgendes: Es wurde 180S 
Wismar von seinem bisherigen Besitzer Schweden zu rein 
pfandmäfsiger Innehabung, als Realsicherheit fUr ein Dar- 



' Die Anteilnahme an der stlndiselien Verfiuraung, deren sich die 

Stadt bis zu ilirer Abtretung' an Schweden stets erfreut hatte, ist ihr ircht 
schon 182ä, wie vielfach behauptet wurde, sondern erst Tor wenigen 
Jahren anrnckgegeben worden. Wenn sie ao nodi knn vor Ablanf der 
zu Mulmö festpjesetzten Pfandfrist in ihre frühere Stellunir wieder ein- 
gesetzt und dadurch eine spätere Retrocession an Schweden nicht un- 
bedeutend erschwert worden ist (vergl. hierzu Büsing, Staatsrecht der 
Grofshersogtumer Mecklenburg -Schwerin und Mecklenburg: - Strelitz, in 
Marquardsens Handbuch des öffentl. Rechte III, 2, 1 8. 26 f., 40), so kann 
das wohl als Beleg dafür gelten, dafs mau in Mecklenburg (kouform der 
Auffassung, wie sie auch von der vorliegenden Schrift später im 3. und 
4. Abschnitt entwickelt wird) y.nr Zeit mit der Möglichkeit eineB Ver- 
lustes von Wismar wenig mehr rechnet. 

« 
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leben von 1250000 Reichsthaler ELB«, auf Mecklenbnzg^ 
Schwerin ttbertragen ; dabei wurde Air ersteres die Berech- 
tiguDg, nichtabargleiehBeitigaaehdieVerpflichtuDg stipuliert, 
nach 100, eventneU 200 Jahren durch Rlieksahlung des Grund- 
kapitals zuiüglich 3^/o Zinsesiins die Stadt wieder ein- 
zulösen. 
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Zweiter Abschuitt 

Die fortdauernde Kechtsbeständigkeit des 
sehwedischen Anspruchs auf Wismar, 



I. Wut haben in der yorhergeheoden Abteilung die 
Bestimmungen nlther kennen gelernt, die, neben einer 
ganzen Anzahl unwichtiger Speciahrerabredungen , den 
hanptsächlichsten Inhalt des MalmOer Vertrags bilden. Es 

fragt sich nun, ob dieselben auch heutzutage noch praktische 
Bedeutung beanspruchen dürfen, namentlich ob der Vor- 
. behalt omes schwedisciien Wiedereinlösungsreclit^ vor wie 
nach als juristisch wirksam und galtig anzusehen ist. 

Man hat letzteres aus den verschiedensten Gründen in 
Abrede gestellt. In erster Linie ist geltend gemacht worden, 
■ein Rechtsgeschäft wie das vorliegende stehe im schrotfsten 
Widersprui lie zu den modernen Hta.itsrechtlichen An- 
schauungen und Principien. Der MalLnocr Traktat wurzele 
noch vollständig in der Ideenwelt einer früheren Zeit, die 
heutzutage längst überwunden und allgemein aufgegeben 
aei; mit ihr habe er jetzt jedwede feste Basis verloren und 
aei daher in allen seinen Artikeln notwendig als erloschen 
zu betrachten. 

Von dieser Beweisführung ist der erste Teil an sich 
durchaus richtig, £slsch oder wenigstens zu weitgehend da- 
gegen die hieraus gezogene Schlufsfolgerung, Gewifs ist der 
Vertrag in den Formen, wie ihn die Parteien seiner Zeit ge- 
wollt und abgeschlossen haben, gegenwärtig nicht mehr un- 
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▼erftndert aufrecKteiterlialteii. Nur wenn, resp. solange 
man die publicistische Herrechergewalt über ein Gebiet 

noch einfai'h als ein nutzbares Privatrecht ansah, war ein« 
RechtsgesciiäU nach Art der Malmöer Vereinbarungen über- 
haupt konstniierbar ; blofs unter dieser Voraussetzung 
konnte man es für xulaüüi^ iialteu, den Inbegriff der terri- 
torialen Befugnisse in zwei verschiedene Ret htskreise zu 
zerspalten, dem Staat A nur den einfachen, mit Niefsbrauch 
verbundenen Besitz ^ zu gewähren und gieichzeiiig dem 
Staat B noch das Eigentum, die nuda proprietas zu reser- 
vieren. Sobald man dagegen tiefer in das Wesen der streng 
publicistisch zu fassenden Gebietshoheit eingedrungen war, 
mulste man netwendig zvl der Erkenntnis gelangen, dals 
68 geradezu ein Ding der Unmöglichkeit ist, mehreren 
koordinierten Staaten an demselben Territorium gesonderte 
Beehte von dinglichem Charakter beizulegen'; es stellte 



* VergL Art* 1 Abs. 2, Art. 4, Art. 6 des Wismarer Pfandvertrags. 
DaiV dem Herzog von Mecklen'tnro^ nicht poesession schlechthin, sondern 
darüber hinaufigreifend passeäsiun uBofructuairc zugesprochen vmrde, ge- 
schah mit Rücksicht darauf weil er nadi dem Traktat befugt sein sollte, 
allen Nutzen nnd Vorteil aus der verpfändeten Stadt zu beT^If ^nn, nament- 
lich auch sämtliche £inkünlte für eigene Kechnung zu erbeben. 

* An imd filr eieb k9imte man wohl glanbeOf aosnaliraflwelse, nach 
bestimmten Ricbturifrr'n hin, sei etwas Derartiges aucli beutzut.if^r nor h zii 
finden; doch würde das durchweg auf blofse Selbsttäuschung binaus- 
lanAn. Wenn beiapielswefae TermSgc mg, Servitaten dem emen Staat 
die Befugnis zu irgendwelchen Einwirkungen auf das Gebiet eines zweiten 
«nsteht, etwa unter pevrissen Voraussetztingen ein Tnippendurchzugs- 
recbt von ihm beauHprucht werden darf, so liegen hier uacli der richtigen 
Auffassung (vertreten u. a. von Bulmerincq, Völkerreeht, im Handbuch 
des otTentl. Rechts, I, 2 S. 290j g^ar keine ding'lichen, sondern rein obliga- 
torische Kechtsverhältnisse vor. Fernerhin, bei allen Kondominaten zweier 
Miehte ist niebt jede von ihnen Träger dnM separaten Beebta innerhalb 
eines gemeinsam besessenen Gebifl andern entweder ist im letzten 
Einsätze doch eine deutliche Healteiluog desselben durchgeführt (so bei 
dem interessanten FaUe der unter badiech-heaaiseher Hoheit stehenden Ge- 
meinde Kürnbach; cf. Cosack, Staatsrecht des Grofsherzogtums Hessen, 
im Handbuch des öflfentl. Keclits, HJ, 1, 4 S. 17). oder — der gewöhn- 
liche Fall — es kommt beiden vereint die eine, unteilbare Territorial- 
bobeit zu. Dagegen ist allerdings eine doppelte Verfügungsgewalt über 
das gleiche Gebiet tliatsäcMich nicht wegzuleugnen hei allen bimdes- 
staatlichen Verhältnissen. Indes handelt es sich ja bei diesen auch gar 
nicbt um zwei getrennt nebeneinander stehende Staaten; vieln^ehr haben 
ivir ein Verhiltnia der oiganisehen Eii^liederung vor uns, dergestalt» dals 
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sieh heraus, dafe tiberall, wo eiae aolehe Konkurrena achein- 

bar vorlag, in Wahrheit doch immer nur der eine Rechts- 

kreis krittscher Prüfung standzuhalten vermochte, der 
andere aber eine jeden realen Gehalts entbehrende Fiktion 
war. Das gilt nun ganz entüprecheud auch in unserni 
Falle. Und zwar kann es nach Lage der Dinge keinem 
Zweifel unterliegen, dafs hier der dem Herzog von Mecklen- 
burg zugesprochene Anteil in Wirklichkeit die volle und 
ungeschmälerte GeijieUlierrschaft repräsentiert, denn ihm 
und nur ihm ist laut Art. 2 des Vertrags die Vornahme 
von Hoheitsakten aller Art innerhalb des fraglichen Grebiets 
gestattet ^ Daraus ergiebt sich, dafs Schweden 1803 weit 
mehr au%egeben hat, als es damals zu thua meinte: nicht 
blofs, wie eigentlich beabsichtigt, bis zu einem gewissen 
Grade, sondern schlechthin und totaliter ist von ihm die 
Hoheit tkber Wismar auf Mecklenburg Ubertragen werdend 



4ie beiden in Betracht kommendeu Gemeinwesen, wie überall, so auch 
speciell in He'/n<r auf Gebietshoheit sich erst g'eg'enseitig' zar vollen staat- 
lichen Norraalthatigkeit ergänzen. Wieder ganz anders verhält sich die Sache 
mit den nog. Vasallenstaaten, mit der vertragsmäfäigen t)bernahme der 
gesamten Administration einer Provinz (England in Cypem, ' »'^torreich- 
UngHTU ia Bosnien und der Herzegowina u. dergl. mehr)« ich kann aber 
$saf alle diese Ponkto hier nieiht weiter eingeh«». 

' Im Sintip des- Mnlmorr Vrrtrags gilt frr ilich diese Befagnis ganz 
einfach als integrierender Bestandteil des Mecklenburg eingeräumten anti- 
elureftoehen Nntsangsrechts , d.h. sie wird noch genati so an&efiifiit, wie 
dies dem (nicht scharf zwischen öffentlichem und privatem Recht scheiden- 
den) Mittelalter iron jeher geläufig und eigentümlich war. Vergl. hierzu 
Werminghoff, Die Verpfandungen der mittel- und niederrheinischen Beichs- 
stidte während des 13. u. 14. Jahrh. (45. Heft von Gierkes Untemnchnngen 
sttr deutschen .Staats- und Rechtageschichte) 8. 39 ii. 57 ff. 

^ Vöüig entsprechend mufs offenbar die Tragweite der Cessiomt- 
erkliran^ auch in einem anderen Falle beschränkter Gebietsabtretuni^ 
beurteilt werden, der im Gegensatz zu den Verpfändungen auch heute 
noch praktisch ^eübt wird, ja der eigentlich gerade in der neueren Zeit 
erst so ansgedennterer Anwendung gelangt ist: das sind die sog. Terri* 
torialverpachtungen Diese (nach Jellinek, Deutsche Juristenzeitung III 
8. 255, in Anlehnung an das eniglisohe Keditsinstitut der lease aus- 
gebildet) zogen bekanntlich gerade in Deotsehland, als 1896 das Reich 
seine Besitzung Kiautschou auf diese Weise von China erwarb, die alU 
gemeine Aufmerksamkeit auf sich und gaben damals- den Anlafs zu mancherlei 
Zweifeln und Irrtümern. So konnte man beispielsweise vielfach die An- 
sicht vertreten findeut man habe es hier mit einem vollsttudigen novum, 
mit einer ganz neuen Hihlung des Völkerrechts zu thun, während doch 
Bruno Schmidt, PfMadrertrag ftlMr Wiatoar. 2 
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Hiernach ist es in der That richtig, dafs unter den 
heutigen VerhMltnissen der Mafantfer Vertrag in der früher 
stipuHerten Weise jedenfSsUs nicht fortgelten kann; daraus 
folgt aber noch lange nicht, dafo er in seinen sämtüchen 
BeBtimmungen einfisch ab au%ehoben anausehen ist, sondern 
höchstens, dafs er entsprechend korrigiert werden mufs. 
Ks löt eine alte, wohlbegründete Reclitsregel , dafs ein Ge- 
schäft, welches in der von den Parteien uibpi anglich ge- 
wollten Form aus irgendwelchen GrUnden nicht gültig ist, 
doch nach Möglichkeit als Rechtsgeschäft anderer Art be- 
handelt und aufrechterhalten werden soll. Das hat nun 
sicherlich auch in unserem Falle Platz zu greifen. Die 
eli^'-eritürhe Absicht der Kontrahenten ging hier im Grande 
doch nur dahin, dem einen Partner eine zuverlässige Real- 
sicherheit bis zu dem Zeitpunkte zu verschaffen, wo er das 
dem anderen gewährte Darlehen zurückerhalten hätten 
Diese Wirkung gedachte man damals durch Einräumung 
des hundertjährigen Pfandbesitzes zu erzielen; es läTst sich 
aber, nachdem derartiges mittlerweile unmöglich geworden 

Ähnliches auch früher schon wiederholt vorgekommen war (vei^^I. u. a. 
den Vertrag, den England am 12. Mai 1894 mit Belgien, reap. dem 
Kongostaat über ausgeddint»- afrilcaiiisdie Gebit'tst< i!f .Tb^'csflilossen hat. 
Cf. Wauters, L\'tat iudtpendatit du Congu S. 4291., 446). Schwer- 
wiegender noch war jedenfalls die theoretische UnBicheilieit fiber dm 
sachlichen luhalt de«? Vertrags, die Streitfrage darüber, ob durch ihn trotz 
des enger gehaltenen Wortlauts doch die volle und unbeschränkte Qe- 
bletfliiobeit «af Deutwlilaad fibergegangen sei oder nicbt. Wegen der 
begrifflichen Exklusivität der letzteren ist nun auch Iii r wieder einzig 
und allein das erste als wahrhaft modem-rechtUoh aulässig ansuerkennen. 
Die wenigen Befugnisse , die China jetst nodi in Bemg aof Kiantoebon 
innehat, sind längst nicht ausreichend, um ihm daraufhin ein immer- 
währendes dingliches Anrecht am Gebiet selbst zuzusprechen. Hierzu 
kommt dann noch, dafs e» auch zur Sicherstellung der juristischen 
Existeii'/. derselben niebt im entferntesten einer solchen Konstruktion be- 
darf; vielmehr vermöppcn sie auch als rein obligatorische Verliältnisse 
ganz unverändert fortzudauern. Das ffilt in erster Linie von dem praktisch 
allerwichtigsten ReeervatoeiAt, von der, pachtweisen Cesiionen eteta an- 
haftenden zeitlichen Heg^ronzung', die übrip-ctis in roTu-rrto gnnz -v-orf t hi'erlen 
normiert und au^estaltet sein kann (bei Kiautschou sollte die Abtretung 
gültig sein Ar 99 Jabre, in dem sw^ten Torbin genannten Falle a^oring 
the rei^i of His Hajeetjr Leopold II, Sovereign of tbe iodependant 
<::ongo ätate"). 



Digitized by Google 



— 19 — 



ist, ganz dem nämlichen Zwecke auch noch in anderer 
Form gerecht werden , dadurch , dafs man im Wege der 
eben geschilderten ^KonTernon" von Rechtsgeschttften den 
MalmOer Vertrag als yolktändigen Verkauf einea Terri- 
toriums unter gleichaeittger Stipulterung eines eventueUen 
Rttckkaufsrechts auffafst Hierdurch sind mit einem Schlage 
alle Schwierigkeiten behoben , die sich aus der inswischen 
eingetretenen Wandlung in der grundsätslichen Konstruktion 
der staatlichen Gebietshoheit ergeben. Denn das nunmehr 
angenommene Beohtsgeschäflb^ lÄTst ja wirklich in der vor- 
hin als notwendig erkannten Weise die unbegrenzte Fülle 
der Souveränetät auf den neuen Erwerber übergehen, und 
die Pflicht zur späteren Kü('ki2;abe erscheint jetzt nicht 
mehr als einfache Konsequenz des immerwiihj einl*'ii Vovt- 
bcstehens eines schwedischen Eigentumsrechts, sundern ist 
in durchaus zulässiger Weise durch ein eigenes pactum 
de retro-emendo besonders k nstituiert. 

Mit alledem ist auiiinehr dargethan, dafs nur eine 
kleine Moditicierung in der formell-juristischen Konstruktion 
ert'ordcrhch ist, um das Wismarer VViedereinlösungsrecht 
auch mit den öffentlichrechtlichen Anschauungen der Neu- 
zeit durchaus zu versöhnen. Angemessener und richtiger 
wäre es ja gewesen, wenn man diesen schon von Uaus aus^ 
gleich bei Abschlufs des Vertrags mehr Rechnung getragen 
hätte. Dafs das damals bereits möglich gewesen wttre, 
dafUr kann als Beweis der Vertrag dienen, durch welchen 
1768 die genuesische Besitzung Korsika an Frankreich ab- 
getreten wurde, in einer Weise, die die materielle Funktion 



' Oe^n die materidle Zulässigfceit eines soldieii hat auch die nea- 

zeitliche Thcnric und Praxis des internationalen Rechtsk^bens absolut 
nichts einxu wenden. Nur pflegt man allerdinge hier fortueli den allzu 
eivilietiedi klingenden Ansarnck „Kaut" gern en Tenneiden nnd, den 
einheitlichen Bep^rifT des letzteren in seine Einzeleleraentc zerlegend, ge- 
sondert je für ich, in verschiedenen Artikeln die territoriale Cession und 
die Geldangclc^t tiheit üu erledigen. Vergl. «. B. Art 1 u. 6 des Ver- 
trags vom 30. Marz 1^67 zwisctien Nordamorika und Rufslund, dUTcIl 
welchen ersteres Alaska für 7200000 DoiUr« Qold von lettEterem er- 
worben hat (Martens, Kecaeil 11^ 1, 39). 

2* 
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einer blofsen Verpfändung aufs beste mit den formalen An- 
forderungen nenseitlicli geläuterter Staats- und Bechto- 
anschauung zu Teretmgen wa£»te^ Immerhin kann aber 
' eben das, was im G^niatz zu letzterem Falle 1803 Ter- 
säumt worden ist, auch nachtrflglicii noch rar Geltung ge- 
bracht werden und mufs es notwendig, wenn man sich 
meoklenbuigiacherseits nicht einer ofienkundigen Verletsung 
der reditlichen bona fides schuldig machen wilL 

IL Wir wenden uns jetst» nachdem wir Im Vorstehen- 
tlen den ersten Versuch einer juristischen Widerlegung der 
Wismarer Ansprilehe Schwedens xurttckgewiesen haben, 
■ur Schilderung einer zweiten Ableugnungsmethode» Bei 
dieser schreibt man. der mitderweile erfolgten BegrQndung 
des deutschen Bundesstaats eine Mecklenburg angeblich 
liberierende Wirkung zu. Man beruft sich hier nämlich 
darauf, clafs nach der derzeitigen Reichsverfassung kein 
Einzelstaat melir im ötande sei, wider den Wilion der 
Gentralgewalt irgendwelche Teile seines Territoriums au 
eine fremde Macht vollständig abzutreten; Mecklenburg 
könne daher beim besten W illen seiner früher überTiommenen 
Verpflichtung gar nicht mehr nachkommen und sei daher 



* Der Sachverhalt, aus welchem dieser ganze Vertrag hervor^egaugen 
ist, bestand darin, dafs die Republik Genua die Insel, die si<£ g9gm inre luirto 
und drückende Herrschaft empört hatte, selbst nicht nnter ausgiebigster 
Benutsong französischer Militärhilfe wieder zu unterwerfen veimoohte 
und nur für die Vergütung der letsteren eioe immer grSfsere Sehiildeii« 
1.1-st sich aufhäufen «ah. Um sich nun wenigstens dieser zu entlrdipren, war 
mau daDUÜs zu dem Entschlüsse gelangt, sur Entschädigung für die auf- 
gewendeten Kriegskosten (pour gages et eanfions des depenses) Kontka 
gänzlich an Frankreich zu fiberlassen, dabei sich aber noch die Befugnis 
zum späteren Rückerwerb im Wege der nachträglichen Auslagenerstattuug 
zu reservieren (das Nähere siehe bei Martens, Recueil I, S. 229 ff. Nach 
Art. 2, 3, 5 wurde der französische König schlechthin und uneingeschränkt 
Souverän der Insel, aber — Art 4 — blofs jusqu'ä n'clamation et 
payement des d^penses). Dieser Vorbehalt ist natürlich jetzt Achon längst 
gegenstandslos geworden, spätestens (dnrcsh eonfusioj in dem Zeitpunkt, 
wo infolge dt-r Einverleibung der „Ligfurischen Republik" in Frankreich 
(1805) berechtigter und verpflichteter Staat in eins zusainmengefalleu 
'wuren* 
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nach dem Grundsatz, dafs impossibilium nulla est obligatio, 

von ihr als völlig befreit zu erachten. 

Von dieser Argumeutation ist abermals, ganz wie bei 
jener ersten Beweisführung, die aufgestellte These durch- 
aus zutreffend, ungenügend fundiert dagegen die aus ihr 
abgeleitete Schlufsfolgenmg. Mag es heutzutage auch wirk- 
lich über allen Zweifel erhaben sein, dafs jeder gliedstaat- 
liche Ccssionsvertrfi^]: 7Mr Erlangung voller Wirksamkeit 
«ine besondere Genehmigung von selten des Reichs nötig 
hat, 80 darf man dabei doch sicher nicht ganz zu unter- 
suchen veigeasen, ob nicht letzteres unter Umständen zur 
. Erteilung seiner Zustimmung juristisch verpflichtet sein 
kann. Nun ist aber diese eigene Gebundenheit, die natür- 
lich g^en die angeblich vorliandene Unmöglichkeit der 
Leistung sehr schwer ins Gewicht ^Edlen mufs, in Fällen 
jfie dem unsrigen thatsächlich als gegeben ansnerkennen. 
Wie liberhanpt sämtliche deutsche Gliedstaaten, so hat ins» 
hesondere auch Mecklenburg die Hoheitsrechte, die es bei 
Vereinbarung der Bundesverfassung der neu zu schaffenden 
Retchsgewalt Uberwies ^ jedenfalls immer nur im damals 
bestehenden Umfange, mit allen ihnen anhaftenden Be- 
schränkungen abtreten kOnnen. Ich will das zunächst an 
•einem etwas einfacher liegenden Beispiele zu verdeutlichen 
euchen. Während zur Zeit des Deutschen Bundes sämt- 
liche Gliedstaaten die unzweifelhafte Befugnis besafsen, auf 
ihrem Gebiet ganz nach Gefallen Befestigungen anzulegen*, 
baben sie- dieselbe jetzt kraft Art. 65 der Verfassung dem 
Reiche als solchem zu ausschliefslicher Zu.sUiiitligkeit cediert. 
Weil jedoch anerkannt nieniand im stände ist, einem Dritten 
gr-daere Rechte zu gewähren, wie er bis dahin selbst be- 
sessen hatte, so mufs tinbedingt diese Kompetenz in der 
Hand des Reiches noch ^ranz den gleichen Einschränkungen 
unterliegen, die zuvor den betreffenden TeiUtaaten g^en- 

* Cf. Klüber, ÖffenÜiches Recht des Teutschen Bunde» und der 
BundesstMteii (4. Aufl.) S. 834. 

* Abfesehen von Bayern« 



Uiyitized by Google 



— 22 — 



Uber in rechtÜcker Wirkmmkeit gestaoden hatten; das 
entere kann nur genau bis zu dem Punkte sur Errichtung 
neuer Fortifikationen autoriBiert sein, wie das schon bei 
den letzteren äee Fall gewes«i war. Daraus folgt mit Not- 
wendigkeit, dafs unter anderen die Art 15 und 16 des 
Malmöer Vertrags, durch welche Mecklenburg seiner Zeit 
jedwede Befestigurif? Wismars untersagt wurde, dem Reiche 
gegenüber gleiclUiiUs noch als negative Staatsservituten in 
Gültigkeit sind, wie denn dieses in der Tbat bisher davon 
abgesehen liat, die ihrer Lage nach hierzu vorzüglich ge- 
eignete Süidt in einen militärisch- maritimen Stutzpunkt um- 
zuwandeln. 

Ganz analog, blofs ein weni^ komplicierter verhält 
sich <lie Sache nun auch, sobald wir nicht eine bestimmte 
Einzelkompetenz, sondern gleich den Gesamtinhalt der ding- 
lichen Herrschaft ins Auge fassen, die der Reichsgewalt 
an sämtlichen Gliedstaatsterritorien eingeräumt worden ist. 
Wie bereits bei einer früheren Gelegenheit (S. 16 Anm. 2 a. £») 
kurz erwähnt wurde, steht in Bundesstaaten die Gebiets- 
hoheit als Ganzes weder der specifischen Centralgewait noch 
den ihr oiganisch eingegliederten Unterpotenzen zu, sondern 
es tritt hier eine eigentümliche Zerlegung derselben ein: 
insoweit, als die Einzelstaaten noch immer zu irgend- 
welchen EinwirkuDgen auf ihr Territorium verfassungs- 
mäfsig befugt sind, ist ihnen der entsprechende Ausschnitt 
der Gebietshoheit vor wie nach ungeschmälert verblieben;, 
insoweit dagegen die Thätigkeit des Reichs einzugreifen 
ha^ erscheint wieder dieses als partieller Träger derselben^» 
Jedenfalls ist doch aber dieser letztere Bestandteil von 
seinem derzeitigen Inhaber nicht durch originären Ehrwerbs- 
akt, vielmehr rein derivativ von den Einzels traten her erworben 
worden. Auch derjenige Rechtskomplex, der gegenwärtig 
in der Hand des Reiches vereinigt ist, hatte sich ursprüng- 
lich im Besitze der Einzelstaaten befunden, woselbst er 



* Vergl. hierzu Laband, iteichsstaatsrecbt (3. Aufl.) S. 167. 
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damaiö ein integrierendes Teilsttick der gesamten souve- 
ränen Staats^rewalt bildete und folglicb von allen ihren 
völkerrechtlichen Besehwinkungen notwendig mit ergriffen 
werden mufste. Als dann spStrr die Ausscheidung zu 
Gansten des Kelches vollzogen war und dieses die ihm zu- 
gewieBenen Kompetenzen von den Gliedstaaten wirklich über- 
nommen hatte ; war dieser einfache Zerlegungs- und Über- 
tragungsakt offenbar nicht im stände gewesen, an solchen, 
rechtsgültig einmal existierenden VcrpflichtungSTerhält- 
nissen einseitig, wider den Willen der betreffenden fremden 
Mftohte^ etwas zu ändern; im Gegenteil müssen derartige 
Ansprüche, wieder nach dem bereits angezogenen Satse nemo 
plus juris ad alium transferre potest quam habet ipse, noch 

' Man hat wohl mauchmal geglaubt (vergl. hierzu z. B. Triepel, 
Völkerrecht n. Laiideerecht 8. 34^, «inen entsprechenden Versieht der 

IfUteren aus der völkerrechtlichen Aiiorkcnimiitr des neuen Bunden- 
ataats herauslesen zu dürfen« Das ist jedoch sicher nicht möglich. Der- 
g1«i(Bhea wire TidleiiAt soUtss!^, wenn die KeiehsTerfotenmf «ipreuis 
▼erbis oder auch nur implicite den Satz enthielte, d&h fortan unter 
keinen ITmständen mehr Stücke des derzeitigen Bundesgebiet^ einer 
treradcu Macht überlassen werden sollten. Bereits wohlerworl)enen An- 
sprüchen gegenüber würde das zunächst eine zweifellose Kechtsverletzung 
bedeut^'t haften; indes würde man hier eben allenfalls aus dem V(dl- 
ständigen Schweigen der fremden Staaten, aus der widerspruchslosen Hin- 
ulime der Verfkssong in Baueeh und Bogen, den Schlnu stehen ddrfen, 
dafs dns Ausland auch die seine An^pniclu- hecinträchtigenden Be- 
stimmungen anerkannt und hu die ursprüngliche Kechtswidrigkeit nach- 
tarSglich saniert habe. Nun liegt es aber doch klar vor Augen, dals die 
deutsche Kf»nstitnti<in diesen oder einen ähnlichen Saty. absolut nicht ent- 
hält. Das, was aus ihr mit Fug und Recht zu entnehmen ist, besteht 
lediglich in der Anordnung, dafn territoriale Cessionen in Zukunft nicht 
blofs v<MI den Gfiedstaateu als solchen vollzogen werden können, eine Be- 
stimmung, die vermößfe der internationalen Anerkennung in der That auch 
für alle auswärtigen Mächte Wirksamkeit gewonnen hat, deigestalt, dufä 
letetere die Erfüllung alter Territorialanepriiche jetzt nicht mehr von den 
nfaprünglicli Verj)flicht^ten allein erwarten dürfen, sondern auch das 
Reich um seine Einwilligung anzugehen haben. (Ob diese Zustimmung 
eintretraden FalleB wirklieh ertdlt wwden würde oder nieht, davon sagt 
die Verfassung wieder ^-ir nicht««, woraus jedenfalls, wie oben im Texte 
geschehen, einfach au folgern ist, dafs die Kegeln des normalen Eintritts 
m Beehte und Verbiodli^lceiten dee anetor Platz greifim soll«!.) Hier- 
über noch hinausgehende Wivlnuigen dürfen der Anerkennung in keiner 
Weise beigelegt werden, denn man kann doch sicherlich eine Willens- 



«eoeptieren, wie sie aelh«! naeh Sinn und Wortlaut gemeint war. 
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immer migestört fortbestehen und deshalb jetzt das» Reich 
an seinem Teile ebenfalls mit Ireflfen*. 

Hiernach haben unsere Erörterungen schliefsHch zu 
folgendem Resultate geführt. Em ist in der That richtig, 
dafs die deutschen Elinzelstaaten heutzutage nicht mehr m 



' Der einfachste und kürzeste Ausdruck dieses Gedankens besteht 
wolil darin, den Bundesstaat in dem angedeuteten Umfange gan^ nll- 
geraein als Universalsuccessor der Gliedstaaten zu bezeichnen. Das ist 
um deswiQen dorchaiu sulissiif, weil hier in der That ein vollstiadiges 
publicistisches Seitenstück zu dem ursprünglich im l'rfvntreflit aus- 
gebildeten Begri^' der Gesamtnachfoige vurliegti d. h. weil hier gleichfalls 
die sneoedierende Person reehtlieh offenbar nur in ^reines YenDSgen", 
in die Aktiven nach Abzug resp. unter Anerkennung nintlicher Passiven, 
einrücken kann und, was bei der eigentümliciien Struktur des Völker- 
rechts sehr wesentlich ist, präsumtiv selber auch nur einrücken will. 
Wenn Triepel a. O. S. 367 Anm. 1 vbd. mit S. 247 flf.) sich mit Xacli- 
druck dagegen ausspricht, die Universalsncce^ssion des Hundesstaats auch 
auf diejenigen Rechtsverhältnisse sich mit erstreckiu zu lassen, die noch 
nach erfolgter Reiebsgründung den Einzelstaaten /u ausschliefslicher 
Kompetenz verblieben sind, so ist das, je nach den näheren Umständen, 
entweder eine materiell ganz unbegründete oder aber 'ziemlich über- 
flüssige Pidemik. nifnt man ninilidi, was in der von Triepel kritisierten 
Hclirilt vvirklieb geschehen war, den Bundesstaat als organisebe Totalität 
von Centralgew&lt plus Unterpotensen auf, so mufs dieses komplicierte, 
die beiden Tetsteren in sieh begreifende Oemeinwesen international aneh 
unbedingt als Träger des gesamten, früber von den souveränen Einzel- 
sta.iten innegehabten Rechtskreises gelten, denn es wird ja hier eben 
principicU eine vollständige Ersetzung derselben doroh einen einzigen, 
nur eigentümlich decentralisierten St^iat angenommeiit genau so, wie da« 
einfacher und übersichtliclier bei Verschmelzung zu »^inem Einheitsstaat 
gegeben ist. Versteht mau dagegen, was Triepel jedeiii ül^ im iSinne bat, 
unter Bandesstaat lediglich die speeifische Keicbsgewalt im Untersehied 
und Gegensatz zu den Teilstaaten, so wird wolil so leicbt niemand auf 
die wunderliche Idee kommen, dafs die erstere die völkerrecbtlicben 
Pflichten der leteteren aneh in der ihnen nnTerindert verbliebenen SpiiSre 
mit übernommen babe; vielmehr kann hier „der Randesstaat" in die 
Rechtsstellung der Gliedstaaten blofs anteilig « entsprechend den Grenzen 
der ihm sogewiesenen Kompetenz eingerfiekt «ein. Fraglich rofJohte dabei 
vielleicht blofs das eine «scheinen , ol) mau tniter sob-ben Umständen, 
trotz des nur partiellen, saeblicb besebränkteu Eintritts in Rechte und 
Pflichten noch befugt ist, von einer Universalsuccession zu reden. Da- 
gegen wird sich indes kaum viel Stichhaltiges einwenden lassen; würde 
es doch das moderne Civilreebt sicberlicb ebenfalls als Gesamtnachfolge 
außassen, wenn einmal ein Testament gleichzeitig zwei Personen als 
Erben, hier des gesamten Inunobfiiarbesitses, dort des ganzen Mobiliar- 
Vermögens, berufen sollte. Demgernüf'^ i'-t es auch vollständig zu billigen, 
wenn beispielsweise Haber (Die Staateusuocession S. 37/9, 165 ffi) eine 
«äliie Unlveisalsaecessioii des Bandesstaats in dem genanntoi bsgreurten 
Sinn« nnbedenklieh annimmt 
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<ier Lage sind, sclilec htbin und vollwirksam über Teile 
ihres Gebieta zu Gunsten fremder Staaten zu disponieren. 
"Nur in beschränktem Umfange stebt ihnf^n eine solche Ver- 
fügungsgewalt auch gegenwärtig noch zu, und soweit das 
^er Fall ist, befindet sich die i frühere Verpflichtung wider 
sie jetzt ebenfalls noch in Kraft. Soweit dagegen die 
Bpecifische Wirkungssphäre des fieicha in Betracht kommt, 
mvJk dieses um seine Zustimmung zur Cession ersucht 
werden; da es jedoch zur Ehrteilung derselben juristisch 
verpflichtet ist, so bedeutet das offenbar blofs eine formelle 
Erschwerung' und involviert nicht die mindeste sachliche 
Einbufse an dem von früher her bestehenden Rechtsanspruch. 

IIL Wenn das Endurteil Uber die beiden bisher be- 
handelten Widerlegungsmethoden nur dies sein konnte^ daÜs 
ihnen wahrhaft durchschlagende Beweiskraft nicht zukommt^ 
so trifiit das auf die jetzt zu erörternde dritte in noch 
wesentlich gesteigertem M afse zu. Diese ist von einer 
deutschen Zeitung' in einem ausführlichen Artikel au^ 
gestellt worden und Iftuft kurz und bttndig darauf hinaus, 
dais man sagt: »Der Malmöer Traktat ist ein ein&cher 
Personalvertrag zwischen zwei Fürsten , von diesen abge- 
schlossen lediglich für sich und ihre HäuscTi nicht dagegen 
auch für ihre Staaten. Das in ihm vorbehalteiie HeimCedls- 
rccht war mithin nur und ausschliefslich der Dynastie 
Wasa persönlich, aber keineswegs dem Staate Schweden 
als solchem zugedacht. Da nun jene schon lange Zeit nicht 
mehr die Regierung in diesem führt, sondern durch das 
Haus Bernadette ersetzt worden ist, so kann jetzt schwe- 

* Etwas Ähnliches wAr übrigens schon vor erfolgter Heicbsgründuug 
vorbanden, denn «neb zu Zeiten aes Deatsehen Bund«« war es erfoidef^ 
lieh, dafs letzterer suiue Einwilli'frunrr 71, p^^waipen Gobietsabtretunj^cn 
seiner Mitglieder aussprach. Eine solche wurde unter anderem nach- 
gesucht und bedingt auch erteUt bei Ossion lazembanjischer TenitDrien 
an Belgien (13. Sitzung des Burulestags vom Jahro 183o). Eine definitive 
Regelung dieser Angelegenheit Sand indes erst später, nämlich 18^ 
(SitBong Tarn 5. Sepl), statt. 

■ Neue Fttnm»ä» (Kveiis*)Zeituug» Morgmiblatt Tom 2. Febmar 1900. 



Digitized by Google 



- 26 — 



discherseits ein Anspruch auf Wismar nicht mehr erhoben 
werden. " 

Wäre diese Behauptung, dafs die Wiedereinlösungs- 
befiignif? nur ein sämtlichen Gliedern der Wasafamilie 
successiv zustehendes I n d i v i d ual reclit bedeuten sollte, 
als richtig anzuerkennen, so mlifste in erst« r Linie hervor- 
gehoben werden j dafs fllr Mecklenburg selber aus der veränder- 
ten Sachlage absolut kein Vorteil entspringen würde. Denn 
das Haus Wasa' ist ja zur Zeit durchaus nicht völlig aus- 
gestorben, sondern lebt in einer Enkelin Gustavs IV., 
ijämlich der jetzigen Königin von Sachsen, nbcb fort £s 
würde a^o unter den angenommenen Yoraassetzungen an Stelle 
Schwedens 1908 einfach der letslgenaiinte deutsche Gliedstaat 
in gewissem Sinne als Frftteiident auf Wismar aufitreten können 
Und so eine Aussicht erhalten, zu dem bisher besessenen 
Leipzig noch eine zweite grofse Seestadt hinzuzngewinnen. 
Indes man wird sich in Sachsen wohl schwerlich liegend- 
welche Hoffiiungen nach dieser Richtung hin machen, und 
zwar mit vollem Recht, denn die Behauptung, dafs der 
Malmöer Traktat ein reiner Personalvertrag zwischen zwei 
Fürsten gewesen sei, steht zu den gegebenen Thatsaehen 
in schärfstem Widerspruch^. Schon im Westfiliischen 
Frieden ist klar und deutlich bestimmt, dafs Wismar nicht 
an die zur Zeit regierende Dynastie, sondern dem regnum 
Sueciae schlechthin abgetreten wurde. Daher war König 
Gustav IV. Adolf gar nicht im stände, anders wie in seiner 
Eigenschaft als Staatsoberhaupt über die Stadt zu verfügen; 
nur als solchen hnt er den Vertrag zu Malmö überhaupt 
ahschliefsen können und dabei durch Artikel 3 auch ganz 
korrekt das Wiedereinlösungsrecht nicht blofs seinen 
Familienerben, sondern ausdrücklich der Krone Schweden 
reserviert. 

' Genauer eigentlich Holstyiu-üottorp. 

^ Zum mindesten was den schwedischen Kontrahenten betrifft. Wie 
sich die Sache auf selten Mecklcnbnr^s verhält, ist fiir die juristische 
Gültigkeit des Heimfalisrechts gleichgültig und darf deshalb hier un- 
erOrtert bleiben. 
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TV. Tin Gegensatz zu der letzterörterten Bew- i^luhrung, 
die nur uTitor oft'enkundigem Widerspruch zu dem offi- 
ciellen Vertragsicxt aufgestellt werden kann, scheint die 
nunmehr zu behandelnde vierte weit besser fundiert zu 
sein, da sie sich umgekehrt auf amtliche Akten und Öchrift- 
Btttcke direkt zu berufen vermag. Über die ganze Vor* 
geachichte des Malmöer Vertrags war in weiteren Kreisen 
lange Zeit äufserst wenig bekannt; erst durch eine akade- 
mische Abhandlang ^ die vor wenigen Tnhren in Schweden 
▼eröffentlicht wurde , ist hierin eine Wandlung eingetreten. 
In dieser Schrift , bei deren Ausarbeitung dem Verfasser 
anch das schwedische ReichsarchiT zur Benutzang offen 
stand, werden nun zahlreiche interessante Mitteilungen Uber 
die nilheren Umstände des schwedisch-mecklenbui^gischen 
Yertnigs gemacht, namentlich und vor allem auch solche 
ttber eigentümliche Vorbesprechungen, die zwischen den 
heiderseitigeQ BeTollmächtigten vor dem wirklichen Ab* 
schlttfb des Vertrags stattgefunden haben, und die an sich 
allerdings die Vermutung wohl nahelegen möchten, 
Schweden habe sich das Wiedereinlösungsrecht im Ernste 
gaj' nicht vorbehalten wollen. 

Sowohl bei den langwierigen Piäliiiiiiuu Verhandlungen, 
die zwischen den Parteien meist schriftlich geführt worden 
sind, wie später bei der mündlichen Erörterung in Malmö 
selbst werden nämlich von den tsehwedischen Unterhändlern 
immer von neuHin beruhigende Wendungen gebraucht und 
Zusicherungen aliL:< Lcobcn , die die Abtretung W^ismars an 
Mecklenburg als eine detinitive und unwiderrufliche er- 
scheinen lassen sollen ^. »Sie erklären, dafs ihrer Auffassung 
nach der Herzog eine „possession** oder „hypoth^que 
permanente", „la jouissance tranquiUe dans Tavenir", „la 
perp^tuite de la possession" erhalten würde, dafs in Wirk- 
lichkeit ,eine Einlösung des Pfandes nie in Frage kommen, 

^ Eh ist das die gelegentlich schon erwähnte Schrift von Lundin» 
'Wismars Panta&ttande tUl Meklenbui^-Schwerin, Upsala 1892. 
* yeqp]. Luidin a. a. O. S. 6, 8, 87, 48 und Öfter. 
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sondern die Überlassung fiir immer gültig sein solle" 
u. ö. w. u. s. w. Es ist nun zu untersuchen, ob alle dieae 
Zusicherungen, die in dem Vertrage selbst irgendwelchen 
Ausdruck nicht gefunden haben, wirklich geeignet sind, 
Mecklenburg juristisch vor einer Kückforderung Wismars 
zu bewahren. 

Das ist jedoch auf das bestimmteste zu verneinen. 
Man mnfs hier von vornherein sorgftlltig zwischen ver- 
schiedorien Möglichkeiten unterscheiden. 

Entweder — und das ist das weitaus wahrschein- 
lichere — waren »ich die Kontrahenten sehr wohl bewuCst 
und daräber einig, dafs lediglich die 26 Artikel der Ver* 
tra^urkunde die Gesamtheit deaeen vorstellen sollten, was 
man wirklich im Rechtssinne, mit der Absicht wahrer 
juristischer Bindung flir beide Teile ausgemacht hatte. 
Alsdann können sämtliche bei den Vorrerhandlungen ge- 
fallene Äufserungen, die sich mit dem Texte des Traktats 
iigendwie in Widerspruch setzen, keine andere Bedeutung 
als die blofser Wahrsoheinlichkeitsannahmen, politisdir 
prttsnmtiver Veraussagungen Uber den künftigen Lauf der ' 
Dinge haben : man wollte sobwedischerseits die Überzeugung 
aussprechen, dafs rein praktisch ein Rückfall Wismars so 
gut wie ausgeschlossen erscheine, und die meckleubui^scbeii 
Gesandten haben diese Erklitrung genau in dem gleichen 
Sinne verstanden und ihrerseits acceptiert 

Dafs die Sache wirklich so gemeint war , geht aus 
den verschiedensten Umständen, man kann fast sagen 
bis zur Kvidenz hervor. Als z. B. gleich bei Beginn der 
Präliminarverhandlungen Mecklenburg auf einen voU- 
stfindigen Verkauf des fraglichen Territoriums hindeutete, 
da erwiderte der schwedische Bevollmächtigte, ein sulciier 
sei unzweckmäfsig , angeblich wegen der ,lois diflPus de 
l'Empire", in Wahrheit aber wohl mehr mit Kücksicht auf 
die öffentliche Meinung in Schweden. Statt dessen brachte 
er die blofse Verpfändung in Vorschlag, jedoch in einer 
Form, dafs „Mecklenburg niemals Qe£ahr laufen könne, 
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seine neue Besitzung wieder zu verlieren**. Worin aoUte 
denn nun aber antragsgemäis die wirkliche Garantie nach 
dieser Richtung hin bestehen? Nicht in irgendwelcher 
rechtlich bindenden Zusage, sondern blols in dem Umstand 
faktischer Natur, dals man versprechen wollte, bei einer 
eventuellen Einlösung auch 3*^/0 Zinseszins für das g-elieliene 
Kapital zu bezahlend Nun ist es ja ganz richtig, und wir 
w«rd0D später (S. 55 ff.) darauf noch zurtkckzukommen 
litben, dafs die gewaltige Endsumme, bis zu welcher der 
unprUngliche Betrag auf diese Weise 1903 angewachsen 
flein wird, mit zu den aahlreichen Momenten gehört, die 
dne wirkUehe Rttckforderung Wismars so unwahrscheinlich 
wie nur liegend möglich machen; mdes, eine streng jnristuicli 
wirkMune Sicherheit war auf dem Tovgesohlagenen Wego 
ganz gewifs nicht zu erzielen. 

Ein fernerer^ sehr charakteristisclLer Beleg für die Axt, wie 
die in Aussicht gestellte NtchteiidOsung au^gjefalst wurde^ 
besteht in folgendem. B*ttr die Verhandlungen in Malmtf 
eriiielt der schwedische Gesandte Instruktionen mit*» laut 
welcken er seinen Gegenkontrahenten zunSohst auf aUe die 
UmstMnde hinzuweisen hatte, die den neuen Elrwerber ttber 
die vollkommene Ungestörtheit seines künftigen Besitzes 
beruhigen konnten. Es wird dann weiterhin die Hoffnung 
ausgesprochen, die mecklenburgißchen Bevollmächtigten 
würden schon hieraus ersehen, dals die Sicherheit ihres 
Herrn genau so vollständig wäre, als hätte ein formeller 
Kauf stattgeiunden ; sollten sie jedoch dessen ungeachtet 
noch eine ausdrückliche Erklärung von dor Absicht 
Schwedens, sich seines H 'inifailsrechts nicht zu bedienen, 
wünschen, so möge aucli das zugestanden werden, doch 
nur für die Regierungszeit des Königs. Durch 
die letzteren Worte , die GuataT IV. eigenhändig der In- 



* Cf. Lttndin 8. 6. Ganz in dem nämlichen Qedankenpranfrc haben 
«ich später die Mahnöer mündlichen Verhandlungen über diesen Punkt 
bewegt (a. a. O. 8. 49). 

> Lwidin 8. 4a 
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straktion hinzugefügt hat, wird der ganse SachTerhalt 
efgenüich mit aller nur wttnsehenswerten DeuÜielikeit klar- 
gelegt: während die zuerst ins Auge gefafsten Garantieii 
offenbar blol's faktischer Art sind und als solche natur- 
geniiifs für die gesamte Dauer des Vertragsverhältnisses in 
Wirksamkeit bleiben , soll eine rechtlich gültige eben 
höchstens in beschränkter, die naclimaligen Regierungs- 
foiger nicht bindender Weise konstituiert werden. Da bei 
der hundertjährigen Dauer der Verpfändung, über die man 
nach anfttnglicher Meinungsverschiedenheit (Limdin S. 50) 
bald einig wurde, eine Einlösung durch König Gustav selbst 
eo ipso nicht in Frage kommen konnte, so hat Mecklen- 
burg mit Recht darauf verzichtet, sich von ihm persönlich 
noch die dargebotene formelle Zuaicherung aumteUen an 
lassen. — 

Auf Grund der hier ang^hrten, sowie mancher ähn- 
lichen Thatsachen (die genannten Punkte liefoen sich leicht 
noch Termehren) wird man wohl unbedingt zu der Über- 
zeugung kommen müssen, dals den sämtlichen sehwedischen 
Erklftrungen Uber die Nichtanstthung der HeimfallsbefugniB 
streng juristischer Charakter durchaus ahausprechen ist 
Nichtsdestoweniger, und um die Sache nach allen Seiten 
au beleuchten, mag jetat auch noch die zweite Alternat!'?« 
einer kurzen Erörterung unterzogen werden; wir wollen 
einmal wirklich annehmen, dafs beiderseitB jene Erklärungen 
nicht blola als politische Wahrscheinliehkeitsrermutungen, 
sondern als Zusagen im Kechtssinne gemeint waren, mit 
anderen Worten, dafs die Kontrahenten den Rückfall 
Wismars auch juristisch auszuschliefsen gedachten. Unter 
diesen Unistanden liegt dann die Sache so, dafs ihre wahre 
Absicht infolge eines merkwürdigen Kedaktions- und 
Formulierungsungeschickes in dem endgültigen Vertragstexte 
nicht zum Ausdrurk gelangt ist. In diesem ist überall nur 
von einem zeitweilii.'^eii Besitzübergange die Hede, von einer 
blofsen Verpfändung, die in ihren Wdrkunsren nach einer 
gewissen Frist und unter gewissen Voraussetzuugen wieder 
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rückgängig gemacht werden »oll; gleichseitig ergiebt sich 
aber nach unserer Annahme aus den begleitenden Umstlinden 

mit voUer Sicherheit, dafs die Parteien emstlich ein auf 

unwiderrufliche Cession gerichtetes Rechtsgebchäft im Sinne 
hatten. Beides läfst sich mit einander schlechterdings nicht 
vereinigen. Es kanii nicht daran gedacht werden, den 
Vertrag principiell aufrechtzuerhalten, ihn aber aus jenen 
• nach bestimmten Richtungen hin zu ergänzen und zu korri- 
gieren. Derartiges iHt doch sicherlich nur bis zu dem 
Orade gesudtet, dafs der sachliche Inhalt des beireliendcu 
Bechttigeächaftö grundsätzlich noch immer hosti h* n bleiben 
kann, nicht aber zu et\va.s ganz anderem verkehrt wird. 
Auf diesen letzteren £ifekt wurde nun die im Wege der 
Vertragsauslegung erfolgte Beseitigung der Wiedereinlösungs- 
befugnis thatsächlich hinauslaufen. Mit dem Begriffe des 
speeifischen Pfandvertrags ist das Moment eines späteren 
KUckfalls der fraglichen Sache dergestalt unlöslich ver^ 
banden, dafs er ohne dasselbe überhaupt nicht existieren 
und gedacht werden kann: sobald es fehlt, kommt not^ 
wendig .sofort ein Vertrag von völlig abweichendem 
Charakter in Betracht*. Demzufolge wäre hier in An- 



' Diese Wirkung — das sei ausdrucklich hervorgehoben — wird 
umgekelirt gerade Tennieden bei der Art, wie von uns «einer Zeit 

(S. 18 ff.) (las ^T ilniMor Reclit.««;e8f hf5ft, aufgofafst und interpretiert worden 
ist. Auch wir haben dasselbe damals in einer Weise ausgelegt, dia mit 
dem klaren Wortlaut des TerCrags swdfellos nicht im Einklang 8teht; 
wihrend der letztere nur eine Übertragung Wismars zu Niefsbraueh und 
Besitz, d. Ii. lediglich ein fantirlirctisches) Faustpfand kennt, wurde 
unsererseits ein vollstiiudiger Verkauf di;s fraglichen Territoriums an- 
genommen. Indem aber gleichzeitig zu Guneteii Schwedens auch ein 
entsprechendes pactum de retro-emendo Anerkennung fand , geschah durch 
das Ganze der sachlichen Intention der Parteien, so wie sie in dem Ver- 
trage niedergelegt iet» abtolnt kein Eintrag, sondern sie wurde im Gegen- 
tri! mit etwas anderen Mitteln, in den heut allein zulässigen Formen 
weiter zur Geltung gebracht: mit demselben Hecht, wie die altrömische 
fidueia, die volle numdpfttio einer Sache unter gleichseitiger Vereinharung 
der spateren retnancipatio, stets als specifisches Pfandgeschäft aufgefafst 
worden bt, darf unsere Korrektur des Malmöer Traktats gleichfalls 
noch als solches gelten. So ergiebt sich, dafs hier die der einfachen 
Auslegung immer gesteckten Schranken ebenso äicher gewahrt bleiben, 
wie sie sweifellos fiberachritten werden von einer „Interpretation", die 
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Wendung auf den HalmOer Traktat einfach an sagen, dat» 
das scheinbar ahgescUoasene Bechtsgeschttft absolut nieht 
dasjenige war, welches von den Parteien in Wirkliehkeil 
heidisiohtigt wurde, und dafs deshalb In Wahrheit gar keine 
«1 Stande gekommen ist Das eine, die blofise Verpföndung^ 
Ist in den gehörigen Formen anm Aiudruck gelangt, aber 
diese Erklärung entsprach materiell nicht dem thatsächlich 
vorhandenen Willen ; dagegen mangelte es wieder dem andern • 
um düswilleu an der nicht weniger wesentliclieu Furm, weil 
die faktisch gewollte definitive (Jebietscession nicht zum Ab- 
schlüsse eines entsprechenden rechtsgültigen Vertragb zwi- 
schen den Parteien geführt hat. Da nun aber eben bei 
solcher Sachlage, wo sich Wort und Wille absolut nicht 
decken, nach allgemein beachtlichen Grundsätzen das erste 
Kechlsgeschätt so wenig wie das zweite zur juristisch 
relevanten Perfektion gelangt ist, so kann hier nur von 
einem mifsglUckten Vertragsversucb ohne jedwede gültige 
Wirkung die Rede sein; es mufs daher auch alles nach 
Möglichkeit in denjenigen Zustand zurückgebracht werden, 
wie er vor dem verunglttokteD Projekt bestand, d. h. Stadt 
und Herrschaft Wismar sowohl wie andererseits die em- 
pfangene Geldsumme sind so rasch wie angängig zurttck- 
anstellen. So ergiebt sich als einiige Rechtsfolge, die den 
sohwedisch*mecklenbiiigi8chen Vorverhandlungen bestenfalls 
ankommen könnte, dies, dafs Schweden die abgetretene 
Stadt, weit entfernt, sie ftlr immer verloren au haben, im 
Gegenteil noch früher, schon vor dem vollständigen Ablauf 
der hundertjährigen Pfandfrist, heraussuverlangen im 
Stande ist 

Nach aUedem darf es jetst wohl als festgestellt gehen, 
dafs Mecklenburg aus den hier besprochenen Zusagen und 
Erklärungen der schwedischen Bevollmächtigten rechtlich 
nicht den geringsten Vorieil für eine ständige Behauptung 

MwJilgubiug Um onwidtmrflidMB BMlte Wistnsn vanehtffsii, d. b. 
germ^p rUs ror den FfimdTertrafjfchanlEterifltlflclie Iferkmal forteskainotierai 

möchte. 
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Wismars su sieben vermag. Denn entweder war denselben 
erben im Sinne der Parteien wahrhaft juristische Wirksam- 
keit zugedacht; dann mttssen sie» wie wir jetzt gesehen 
haben, zu einer vollständigen Entkrättuii^ des ganzen Ver- 
trags und folglieh auch zur Rückgängigmachung aller seiner 
faktischen Konsequenzen führen. Oder aber — der früher 
erörterte Fall — sie waren blofs als politische Wahrschein- 
lic'likf^itsvermutungeii gemeint; dann entbehren sie unbedingt 
jedes rechtlichen Einflusses auf die Gültigkeit des gegebeneu 
Vertrags textes. So führt zwar beides zu grundverschiede- 
nen Ergebnissen, aber jedenfalls keines von ihnen zu dem 
aUein gewünschten und erstrebten Resultat ^ 



' Der Vollständigkeit halber liefse sich allerdings vielleicht noch 
eine dritte Eveutoalität annehmen, nämlich diOi dals die Parteien in ihrer 
(sei es mm reehHielien oder poUtisehen) Anfftwninif des Saehverhalts nicht 

einig:, sondern vt-rscliiedener Ansiclit waren. Es wäre immerhin denkbar, 
dafs Schweden seinerseits die juri^^tische Wertlosigkeit seiner Zusagen 
genau kannte, dafs dagegen Mecklenburg ihnen thatsächliche Bedeutung 
MimafB und also nur durch arglistigie Täuschung zur Unterzeichnung 
eines Vertrags bewogen wurde, den es sonst in der vorliegenden Fassung 
nicht abgeschlossen hätte. Soll nun gegen den, an sicli hier wirksam 
sn Stande gekommenen Traktat nicht wenigstens eine nachträgliche 
Rcmedur noch zulässig sein, ähnlich wir im Civilrecht durdi Anfechtung 
mit actio de dolo, in integrum restitutio u. dergl. Abhilfe gebracht wird? 

Aber «neh auf dües«n Wege wird för MeeUenburg kanm viel ans- 
snrichtcn sein. Zunächst ist sehr zu beachten, dafs eine derartige Aktion 



IRhren, d. h. hn EndresoHat «ttf genau dasselbe hinarälanito kSnntet 

was schon för den zweiten, im Text behandelten Fall konstatiert worden 
ist; mit anderen Worten, die principiello Anfechtungsbefugnis Mecklen- 
burgs selbst zugestanden, so diuf es jedenfalls nach Kucht and Billigkeit 
blofs Annnlliernng des gansen Traktats verlangen, nicht aber, dafs er 
in den Teilen, die ihm selber passen (Abtretung der Stadt), gültig, da- 
gegen in den minder genehmen (eventuelle Betrocession) ungültig sein 
soll. Hiersn konunt nun fernerhin noch, dafs unter den gegebenen Ver- 
hältnissen von .strafbarer Arglist auf der einen Rpiri> nberliaupt nicht zu 
reden ist, sondern höchstens von strafbarem Leichttiiuri aut' der anderen. 
Wemt entsprechend im PriTttreeht irgend etwas aufe deatlidiste nnd mit 
allen nur möglichen Kautelen ausgemacht wäre und demgegenüber blofs 
ein paar formlose Äufserungen des Berechtigten ständen, er würde es 
spiter mit der Sache gewifs nicht so genau nehmen, so könnte darauf- 
hin schwerlich die Gültigkeit des Rechtsgeschäfts mit Erfolg angefochten 
werden. Auch der ehrenwerte Shylock z. R. erklärt zur Empfehlung 
seiner bedenklichen Vertragsproposition, er mache sie „nur so zum 
Spafse", „in a merry sport^, was ihn nachmals juristisch doch absolut 
nicht gehindert hat, als der bekannte unerbittliche Gläubiger aufimtreten. 
Bruno Schmidt, Pfandvertrag Ober Wisuuur. 3 



doch wohl wieder nur zu einer 




Aufhebung des Vertrags 
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FUr die prakÜBche Beurteilung der Sachlage wird 
ttbrigens, wie yorhin aclion angedeutet, stets daran festsn- 
halten seini dais von den zwei Möglichkeit^ eig«itlidi nur 
die letstgenannte emstlich in Frage kommen kann; hahen 
wir dcMih Thatumstände kennen gelernt, die es fast zur 
Gewifsheit machen, dafs jene Zusicherungen und Erklärun- 
gen nur rein politisch und uiclit im strengen Rechtssiime 
verstanden sein wollten. Zum weiteren Beleg für diese 
Auffassung möchte ich jetzt am Schlüsse des ganzen Teil- 
abschnittes blofs auf eines nocii hinweisen. Das besteht 
darin, dafs unsere Ansicht offenbar ganz übereinstimmt mit 
der Haltung, welche die schwedische Regierung dem Antrag 
Hedin gegenüber eingenommen liat Denn wiewohl der 
Minister des Auswärtigen v. Lagerlieim bei seiner Beant- 
wortung der Interpellation auch die schwedisch-mecklen- 
burgischen Vorverhandlungen mit anzog und ihnen eine 
gewisse Bedeutung durchaus nicht absprechen wollte, so hat 
er doch ausdrücklich blofs yon einer moralischen Pflicht 



Und gerade in dtesenn Punkte, mögen die rechlichen Grandlagen, auf 
denen der Shakcspearesche Konflikt sieh aufbaut, im übrigen noch so 
bestreitbar und zweifelbaft sein (cf. J bering, Kampf uais Kecht, 12. Aufl., 
8* 60 Ann) , gerade in diesem Punkte ist g^^n sie nicht das mindeste 
einzuwenden. Denn wer mit einem anderen einen formellen Vertrag ein- 
geht, der mufs, wenn er mit der Sache überhaupt einen öiuu verbindet, 
Bchleehterdiiigs wissen, dafs er Uerdnreh wiäm sieb Verpflichtoi^^ rar 
Entstehung bringt, die, eben auf Grund der erzielten Willensüberein- 
stimmung, fortbestehen Rollen und wirklich fortbestehen | bis sie danh 
einen anderen gleichwertigen Akt wieder beseitigt werden. Sobald er 
leiehtsinnit^erweise die Herbeiführung des letzteren versäumt, so ist da« 
lediglich seine eigene Schuld, und er darf sich absolut nicht beklagen» 
wenn nunmehr die erste und einzige, fonngerecht von ihm abgegebene 
Willenserklärung vollinhaltlich zur fi^alisierung gebracht wird. Völlig 
denientsprechend hätte auch in unserem Falle Mecklenburg unbedingt 
«laiauf dringen müssen, dafs die rechtsunverbindlichen Zusagen Sebwedens 
entweder in den Hauptvertrag selbst angenommen oder doch wenigstens 
in einem bc i -Rfiigten Nebentraktat die praktische Nichtaasübung der 
Wiedereialösuu^befognis versprochen wurde; unterlief« es eine solche 
Forderung, so batto es aveh alle Folgen der Yersinnmis nnr sieh selber 
nnd seiner eigenen Fahrlässigkeit zuzuschreiben. 

' Freilich mufs ich mich hier, da amtliche Berichte über die 
schwedinehen Reichstagsverbandlnngen mir nicht tn Gebote sidien» auf 
einfache Zeitungsmitteilungen verlassen. Vergl. unter anderem einen 
Artikel der Frankfurter Zeitung, Abendblatt vom 14. Febr. 1900. 
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Schwedens geredet, sich mit seinen früheren Zusagen nicht 
in Widerspruch zu setzen. Das deckt sich zum mindesten 
nach der negativen Seite hin, vermöge der hierin implicite 
liegenden Ablehnung jedes rechtlichen Einflusses, vollständig 
mit der von uns vertretenen Anschauung, Was dann weiter- 
hin die positive Seite der ministeriellen P>klärung, die An- 
erkennung einer ethisch-moralischen PÜicht betrifft, 80 wird 
num auch dieser bis zu einem bestimmten Grade nur bei^ 
stimmeu können, insofern, als, vom sittlichen Standpunkt aus 
betrachtet, das gegenteilige Verfahren sicherlich nicht gerade 
als einwandsfrei erscheinen möchte. Doch besteht für uns 
keine Veranlassung, auf diesen Punkt näher einsugehen^, 
da wir es hier ja gerade blofs mit der Erörterung der 
strikten Bechtsfrage zu thun haben. 

V. Aus anderen GrUnden wie den bisher dargelegten 
ist da« schwedische WiedereinlOsungsrecht auf Wismar, we- 
nigstens soviel mir bekannt isl^ nicht angefochten worden. 
Ich möchte aber den vier bereits zurackgewiesenen Beweis- 
führungen meinerseits noch eine fönfle hinzufügen, die merk- 
würdigerweise bisher nicht geltend gemacht worden ist, ob- 
schon sie sich an innerer Begründung mancher anderen 
ganz ebenbürtig fühlen darf. Man könnte nämlich auch 
noch folgenderniiiiseii argurn -ntieren : Dem Westfälischen 
Frieden zuibige hatte Wismar auch nach erfolgter Cession 
an Schweden nicht aufgehört, ein Glied des alten Deutschen 
Reichs zu bilden; vielmehr war die Abtretung lediglich 
lehnsweise vor sich gegangen. Lehen dürfen nun aber nach 
einem anerkannten Satze des für sie speciell ausgebildeten 
Rechts blofs mit Zustimmung des Lehnsherrn vcräufsert 
und verpfändet werden, bei Strafe des sofortigen, ipso jure 
erfolgenden Verluste'; trotzdem hat Schweden vor Ab- 



^ Etwaifje Untfirsnehungen wurden vor allcra festzustellen haben, 
ob resp. inwieweit eine moralische Verbindlichkeit für Staaten fds solche 
miwliaapt möglich und kotutmierbar ist. 

* U fend. 55 (Oeseis Kaiser Friedriehe L Ton 1154). 

8* 



Digitized by LiOOgle 



— 36 — 



BcUiiik des Mahntter Vertrags die EinwilliguDg des hier in. 
Betraelit kommendeii Lehnsherro, des Kaisers^ ganx sicher 

nicht eingeholt, denn es verspricht ja in Art. 23 ausdrück- 
lich, sich erst nachträglich um sie bemühen zu wollen. 
Daraus folgt mit rechtlicher Notwendigkeit, dafs es in dem- 
selben Momente, wo es ohne Autorisation über Wismar ver- 
fügte, seine lehnsmäDsigen Rechte an der Ötadt vollständig 
eingebiifst hat 

Dies würde an sicli bewirken, dafs zunächst auch 
Mecklenburg durch den Malmöer Traktat keinen rechts 
gültigen Besitztitel hat erwerben können, einfach deshalb, 
weil naturhch jemand, der selber kein Recht mehr hat, fortan 
auch keines auf einen andern zu übertragen vermag. Nichts- 
destoweniger würde es heuisutage als voll legitimierter Herr 
der Stadt gelten müssen, nur nicht kraft eines derivativ, 
sondern originär erfolgten Gebietserwerbs. Indem nämlich 
Schweden zwecks faktischer Vollsiehung des ▼ermeintiicb 
BU Recht bestehenden Pfandvertrags seine Staatsgewalt aas 
dem fraglieben Territorium ganz sarttcksog, war dieses im 
▼ölkerrechtUchen Sinne herrenlos geworden^ und in dieser 
Eigenschaft fortan der beliebigen Oocapation seitens jedes 
Dritten ausgesetzt Von dieser Möglichkeit der freien Be- 
sitsnabme bat nun der Herzog von Mecklenbuig daduicb 
entsprechenden Gebranch gemacht, dais er seine Herrschaft 
Csktiscb auf Wismar ausdehnte, dafs er die Stadt seiner 
Hoheit thatsftcblicb unterwarf und sie so den bereits frflber 
innegehabten Besitzungen hinzufügte. Selbstverständlich ist 
aber diese Occupation, weil anderes nicht ausdrücklich er- 
klärt wurde, als für immer, niclit blofs für eine gewisse 



* Yoilliifig, bis SU der erst drri Jfthre später Angetretenen Auf« 
ISsung des deutachen Reichsverbands, allerdings insofern noch nicht 
vollständig, als ja anbefagt Ter&uiserte Leben Ton selbst an den Lehns- 
herrn, liier an den Kaiser sarfleklsnett. Da at>er der letztere bia 1806 

jedenfalls keine andcrwuiten Verfügungen über Wismar getroffen hat, so 
stand iniiideBtenn seit diesem Jahre der einseitigen Besitsergreifung voil 
Seiten Meckleuburgs rechtlich nicht) mehr im W^e. 
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Frist erfolgt «mzusehen, d, h. der Herzog hat durch sie 
einen ständigeren, zeitlich nicht begrenzten Besitz erhalten. 

An letztereTTi Punkte vermögen natürlich die gegen- 
teiligen Bestimmungen des Malmöer Traktats absolut nichts 
zu ändern. Denn Mecklenburg stützt ja hier die Recht- 
mäfsigkeit seiner Herrschaft gar nicht auf diesen, sondern 
verdankt sie einem ganz anderen, aus seiner eigenen Initia- 
tive entsprungenen Erwerbsgrunde; Schweden ist nach Lage 
der Dinge überhaupt nicht im stände gewesen , seinem 
Partner die Hoheit ttW die Stadt im Vertragswege zu ver^ 
acfaaffen, und darf sie deshalb auch nicht kraft des Ver- 
trags von ihm wieder zurttckverlangen wollen. Zum Tröste 
dafür, dafs ihm seine stipulierten Rttckfallsansprüche der- 
gestalt unter den Httnden zerronnen sind, konnte man 
Schweden nur darauf hinweisen, dafs keineswegs der ganze 
Inhalt des Vertrags von Mahnö hinfilllig und gegenstands- 
los geworden ist Wenn nMmlich jener Torbin erwähnte 
Satz des Lehnrechts auch zweifellos filr die ohne Genehmi- 
gung des Lehnsherrn stattgehabte Veräufserung als solche 
und alles, was mit ihr direkt zusamraeniiängt Nichtigkeit 
zur Folge hat, so erstreckt sich deshalb die letztere doch 
noch lange nicht mit auf Stipulationen, die durchaus selb- 
ständiger Natur sind und mit jener nur durch ein äufser- 
liches Band, durch die Vereinbarung in der gleichen Ver- 
tragsurkunde verknüpft werden. Tn erster Linie gilt das 
hier von dem zwischen den Kontrahenten vereinbarten und 
auch thatäächlich vollzogenen Darlehen. Die Fi r(]( i rniü; 
auf Rückzahlung eines solchen wird nicht im geringsten 
beeinträchtigt durch die Ungültigkeit, die aus iigendwelchen 
rechtlichen Gründen für die Nebenverabreduug einer Faust- 
pfandbesteliung erwachsen ist; im Gegenteil besteht sie auch 
unabhängig von dieser , nur eben jetzt ohne Realsicher- 
heit, weiter fort. Das mufs nun auch specieU auf unseren 
Fall Anwendung leiden, so dafs Schweden unter Umständen 
recht unangenehme Er&hrungen machen könnte, wenn es 
1908 sein ▼ermeinüiches Wiedereinltfsungsrecht geltend 
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machen wollte. Denn ist die im Vorstehenden versuchte 
Beweisführung richtig, so mufste es darauf gefafst sein^ 
dafs es auf der einen Seite die verlangte Stadt nicht zurück- 
erhielte, wohl aber auf der anderen das zweifelhafte Ver- 
gnügen hätte, auf Rückzahlung; der urspr(inglichen Dar- 
lehn»schuld samt mittlerweile riesig angewachsenen Zinsen 
in Anspruch genommen zu werden. 

Leider ist nur auch diese Argumentation, so anmutig- 
sie an und ftlr sich klingt, in Wahrheit durchaus nicht ein- 
WAndfrei, aondern Uboriert an empfindlichen iMängeln. Von 
manchen anderen, recht wesentlichen Punkten gans abge- 
sehen^, wird sie schon dadurch völlig unmöglich gemacht, 
dafs die lehnsherrliche Zustimmung zur Veräufserung oder 
Verpfandung eines Lehens nicht gerade unbedingt eine aus- 
drückliche zu «ein braucht, «ondem sehr wohl auch still- 
schweigend rechtswirksam erteilt werden kann'. Man wird 
nun sicherlich zugeben müssen, dafs das letstere bei der 

' MöglichtTwr TSC wurden dieselben sn^i^nr nicht blof^ wie drr Ver- 
trag zu Malmö eigentlich will, mit 3, sondern mit 5®/o zu berechnen sein. 
Letstere Ven^Bung war nimlich naeh Aft 4 Abs. 2 ursprünglich und 
principiell in Aussicht genommen: es war dann aber des weiteren noch 
bestimmt worden, hiervon seien 2°/o in der Weise zu entrichten, dal« 
der Herzog von Mecklenburg alle Einkünfte aus der verpfändeten Stadt 
Skr oigiene Bechnung bezieben dürfe. Diese Verfugung hatte auch unter 
den vorausgesetzten Umständen ihre volle Bereebtipriiii? Wnni bei 
einem durch Faustpfand gedeckten Darlehen dem (tIhu biger an dem ihm 
zu Beaits ftbergebenen Gegenstand die antichretische Nutzung, die Be- 
fugnis zu vollständigem Frucbtg'enurs einperfnimt wird, ho ist es nur 
billig, dafs der Wert desselben auf die zu zahlenden Zinsen in geeigneter 
Weiae angwecbnet wird. Ntin liat aber nach der Entwiekelnng, die die 
Sache in Wahrheit genommen bat, Schwelm j^ar nicht und in keiner 
Weise ein wahres Ffandverhaltuia zu konstituieren vermocht, vielmehr 
hatMeddenburg, wenn e» sidi beute im Beaite Wisman be6ndet, diesen 
nur durch selbsteigene That, durch den späteren Occupationsakt er* 
worben. In Anbetracht dieser fundamentalen Umgestaltung wurde sich 
nun immerhin manches dafür sagen lassen, dafs jetzt auf den eigentlich 
geplanten Zinafufs zurückzngrdfeii aei, mit anderen Worten yeOe 5*/o 
berechnet werden müfsten. 

* Hierher gehört z. B. die Frage, ob die Grundsätze des longo- 
bardiacben Fendäreebta yen der Lebnsverwirknn^ wegen Felonie auf die 
deutschen Territorialstaaten überbau})t nnirf'wrnf^ct '^vordcTi sind. Vergl. 
dazu u. a. Leist, Lehrbuch des teutsuhen iStaaterechts, 2. Aufl. 1Ö05, 
8. 189. 

* Cf. Gerber, Sjatem des dentaehen PriTstreehta, 15. Aufl., B. 232A^. 
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Wismarar Angelegenheit wirkUcli der Fall geweBen ist. 
Indem der Kaiser yoUe drei Jahre, bis an dem erst am 
6. August erfolgten Untergänge des alten Reichs, nicht den 
geringsten Einwand gegen den Malmöer Vertrag erhob*, 

hat er aufs deutlichste gezeigt, dafs er mit sämtlichen Be- 
stimmungen desselben seinerseits gleichfalls einverstanden 
ist, und hat sie eben dadurch von allen Rechtamängeln, die 
einzelnen von Haus aus vielleicht anhaften mochten, hinter- 
her vollständig befreit. 



' Dabei Ist noch zu beachten, dafs ihm von di mselben schwedischer* 
8eit(i eine formelle Anzeige gemacht wurde. Cf. Liindin S. 75 ff* 
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Dritter Abschnitt. 

Die politische Unwahrscheinliclikeit einer 
Kückforderimg Wismars durcli Schweden. 



L In dem aoeben abgeschlossenen zweiten Teil der 
Arbeit hat uns speeiell die Frage beschäftigt, ob das im 
Malmöer Traktat zu Gansten Sehwedens atipulierte Wieder- 
einlOsnngsrecht auch henteutage noch juriBtiache Gfiltigkeit 
beanspruohen kann. Von den verBckiedensten Seiten haben 
wir es yersuch^ der letstmn wirksam beisukommen, aber 
bei allmtlicben Anfechtungsmethoden mnfsten wir sc^lieüs' 
lieh zu der Einsicht gelangen, sie seien rechtlich bei weitem 
nicht ausreichendy uin die schwedische HeimfaUsbefognu 
als erloschen erscheinen ssu lassen. Damit sind wir zu einer 
unveränderten Bestätigung dessen gekommen, was ich schon 
vor mehreren Jahren in einer Dissertation ausgeführt habe. 
Ich habe nämlich bereits in meiner Doktorschrift, die ganz 
allgemein „Uber cmige Ansprüche auswärtiger Staaten auf 
gegenwärtiges deutsches Reichsgebiet*' ' handeltCj nament- 
lich auch bez. des Wismarer Wiedereinlösungsrechts kurz dar- 
zutliun versucht, dafs dasselbe, gerade so wie die analogen 
Ansprüche Bi>hmen - Österreichs auf die sächsische und 
preufsische Lausitz, vom juristischen Staudpunkt aus nicht 



* Erschienen 1804 unter den „ A usgewählten Doktordissertationen der 
Leipsiger Junstenüakultät'^. Allerdings habe ich damals nur die beidea 
errten in dar Torliegeoden Arbeit erörterten WiderlegmiganiethodeiL soihoii 
berficikflielitigen kSmieii (veigl. a. a. O. B. 49iF.X 
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wirksnm angezweifelt werden kann. Wie wohl jeder junge 
Autor, hatte auch ich damals geglaubt, mit diesem Erst- 
lingswerk eine trar nicht so iihlf Ai licit geliefort zu haben, 
war aber leid» ? sehr rasch eines Besseren oder hier viel- 
mehr Schlechteren belehrt w^orden. Das geschah in der 
"VN'eise, dafs mir die alles wissende und alles verstehende 
politische Tagespresse, in diesem Falle vertreten durch den 
Hannoverschen Courier^, bald in aller Form attestierte^ 
meine staatsrechtlichen ErörteruDgen könnten nur „er- 
heiternd" wirken. Die Deduktionen des ^^gelehrten Ver- 



' Abendaiispabe vom 7. September 1894. Dabei wurde in dem betr. 
Artikel auch sachlich eine recht bemerkenswerte Entdeckung* gemacht. 
Man findet daselbst nämlich die Angabe, es scheine aus einer schwedi- 
schen Doktordissertation hervorzugehen, dafs Mwklenburg 1903 neben 
dem Hauptkapital niclit blofs 3, sondeni r>" o Zin.seszins verlangen dürfe. 
Ich kenne nuu die Luiulinsche Schrift, liie allein gemeint sein kann, 
siemlich genau, vermag aber in ihr etwas Ähnliches bis jetst niebt m 
entdecken. Vielleicht liegt eine kleine Verwechslung mit flem ersten 
Zusatzartikel (Luudin a. a. 0. S. 83fJ zur Malroöer Hauptvereinbarung 
vor, in welchem thatRiehlich ron 5*/e Zinsen (und zwftp «flvL.ttv 2ahl~ 
baren, nicht etwa blofs nonunell festt^esetzten ! Ver^^l. hiermit S. 38 
Anm. 1) die Bede iat. Nur sollten dieselben freilich nicht .schwediecher- 
teits, Bondeni umgdc^rt Ton dem Herzog von Mecklenburg entrichtet 
werden, solange, bis die ganze Darl» Imssumme bar an König Gustav ge- 
zahlt sein wfirde. Diese ßestimnuui<r findet ihre Erklärung darin, dafs 
nach Art. 7 des Malmöer Vertrags von letalerer blofs 350000 Iveichsthaler 
Hamburger Banko sofort bei Auswechsludg der Batifikationcn fallig wareilt 
wogegen der Restbetrag bis zu verschiedenen genau fixierten Abaahlnng^ 
terminen einstweilen stehen blieb. 

Nebenbei b^nerkt hat gerade dieser Punkt seiner Zeit su reeht lang^ 
uit'rii^en tind g-le'icbzeitig ergötzlichen Verhandlungen Anlafs gegelien. 
Anknüpfend an den realen Wert der finanziellen Erträgnisi;e Wismars 
woUten nSmlleb die mecklenbm^sehen Bevonmiditigten ursprünglich 
blofs 8"o zugestehen; auf der anderen Seite stellte sieli aber Schweden 
von Haus aus auf den Standpunkt, es sei der allgemein übliche Zins- 
fuf», den es för die damalige Zeit eben auf 5®/o bezifferte, zu Grunde za 
legen. Demgegenüber versuchten es nun jene aunftchst wieder, wenig- 
stens mit einem Angebot von 4®/o durchzudringen. Aber wiewohl sie 
sich Sur Befürwortung ihres neuen Vorschlags darauf beriefen, das sei 
BOT Zeit in Mecklenhiug für Geldschulden der gewöhnliche Satz, «o er- 
folgte von der Gerrr nprirtei doch wiederum eine starre Zurückneisung, noch 
dazu mit der etwas spitz klingenden Motivierung, dafs, was in Meoklen* 
bnrg üblich sei, doch in dem übrigen Europa sehr gut anders sein könne 
Qliundin S. 52: „Han ondenrftttades da, att bvad som var vanligt i 
Mekleuburg, künde alt I5r ▼&] vara ovanligt i resteu af £uropa''). So 
mnfiilBn idälefididi wcU oder übet dodi die gdtorderten 5*Ai bewilligt 
werden* 



Digitized by Google 



- 42 - 



fassers" (so titulierte mich der sachkundige Kefercntj olYeii- 
bar im Hochgefühl der Überlegenheit des praktiäclien Staats- 
mannes über den dokti'inären Theoretiker) wurden mit unter 
der allgemeinen Rubrik des leeren „Geredes von einem 
möglichen Anfall Wismars an Scliweden" abgefertigt und 
ihnen gegenüber die schon frülier mehrfach ^ vertretene 
Meinung aufiecht erhalten, ernstlich könne von einer et- 
waigen Wiedereinlösung der Stadt gar nicht gesprochen 
werden. 

Bei dieser grunds&tzlichen Gegenüberstellung zweier 
Ansichten wird nur das eine völlig aufser acht gelassen, 
dafs beide einander in Wahrheit durchaus nicht kontra« 
diktorisch ausschliefsen. Man kann von der unveränderten 
Rechtsgültigkeit irgend eines Anspruches fest überzeugt sem 
und doch die Ansicht haben» dals an eine wirkliche Aus- 
fibung desselben gar nicht su denken ist Schon im mmeäc* 
staatlichen Verkehr kommen Beispiele von der Unthunlich- 
keit oder selbst UnmOgUchkeit» sweifellos bestehende An- 
sprüche auch faktiBch durchzufahren» anerkannt in grolser 
Zahl vor; wie viel mehr in dem jeder festen Obergewalt 
entbehrenden internationalen Rechtsleben! Ein derartiger 
BUl mag nun vielleicht auch bei der Wismarer Angelegen- 
heit thatsächlich gegeben sein. Wenn ich in meiner frohe- 
ren Abhandlung, die ja schon vermöge ihrer Eigenschaft 
alö juristische Doktordissertation sinkt auf Erörterung der 
Rechtsseite beschiankt war, dem schwedischen Wieder- 
einlööungsanspruch nach dieser Richtung hin fortdauernde 
Wirksamkeit beigelegt habe, so wird damit der ganz an- 



' In ▼erachiedenMi'^ Nummern au8 dem Ende des Jahres 1891. 
übrigeni ist anzuericenBen, dsfs die damaligen Artikel für die Beurteilong- 
der pan??»'!! Frage man<'}i»'9 wertvolle Thatsachenmaterial beigebracht 
haben ; namentlich ist erst durch sie der Umstand weiteren Kreisen be> 
kannt geworden, dab sowohl die mecklenburgischen Staab«- wie die 
Wismarer Stadtbehörden immerhin noch mit der Möglichkeit eines Kück- 
£ails rechnen und dies im civilistischen Kechtsverkehr durch eigentäm- 
iicihe Kanteleii mid Voxiiditniiftfrrqnhi (erwibit bei B. Schmidt, Über 
einige Amprfidie etc. 8. 47/8) auch denllieh mm Ausdrack bringen* 



Digitized by Google 



— 43 - 



deren Frage nicht im mindesten präjudiciert ^ ob nach Lage 
der Dinge auch eine praktische Realisierung dieser juristisch 
noch existenten Befugnis zu erwarten steht. 

Mit dieser letzteren Seite des Wismarer Problems 
wollen wir uns in den jetzt folgenden Abschnitten noch 
etwas näher beschäftigen. Dabei wird sich thatsächlich 
herausstellen^ daÜs eine ßetrocession Wismars so unwahr- 
scheinlich wie nur irgend möglich ist, dals einerseits Schwe- 
den aller Voraussicht nach schon um seiner selbst willen, 
aus rein egoistischen Grttnden, wenig Lust haben wird, den 
Bttckerwerb der Stadt zu erstreben, and da& andererseits 
DeutseUand, falls die Herausgabe wider Erwarten doch 
verlangt werden sollte, seiner eigenen Sicherheit wegen auf 
die Forderung gar nicht eingehen kann. In Lesern engeren 
Sinne Terotanden, beschrttnkt lediglich auf praktisch-poli- 
tische Gesichtspunkte^ haben auch die deutschen Zeitungen 
gewifs nicht unrecht gehabt, wenn sie mit seltener Eän- 
mtttigkeit und aum Teil in recht drastischen Ausdrücken — 
ein Blatt sprach 2. B. kurzweg von einer politischen Harle- 
kinade — den Antrag Hedin als jeder festen Omndlage 
entbehrend bezeichnet haben. 

IL Wie bereits angedeutet , beginnen wir mit der 
Untersuchung dessen, ob dvi Heimfall Wismars für Schwe- 
den selbst als vorteilhaft und wünschenswert gelten kann. 
Das ist jedoch aus den verschiedensten Gründen, zunächst 
mit Rücksicht auf allgemein innerpolitische und inter- 
nationale Schwierigkeiten, dann auch wepren mann ii_;tac her 
Einzelbedenken in militärischer, zolitechuischer und tinan- 
zielier Hinsicht, keineswegs der Fall. In erster Linie würde 
Schweden zweifellos schon insofern in ernste Verlegenheit 
geraten, als es eintretendenfalls kaum recht wissen könnte, 
in welcher Form es sich seine neue Besitzung am besten 



> Zum ÜlmrUnlii ist auf das S. 85/86 der Sdniftaudi klar und deutUch 
mm Aosdnick gabogt. 
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anzufügen habe. In dieser Beziehung müssen die beiden ex- 
tremen Möglichkeiten von vornherein wohl so ziemlich als 
ausgeschlossen gelten. Man wiid bei der thatsächlich ge- 
gebenen Sachlage schwerlich daran denken dürfen, aus 
Stadt und Herrschaft Wismar einen selbständigen, mit dem 
Uauptland nur unionsmafsig verknüpften Staat zu bilden, 
da das in Frage kommende Gebiet doch jedenfalls viel zu 
klein ist. um auch nur rein finanziell die Lasten eines 
überaus kostspieligen eigenen Regierungs- und Verwaltungs- 
apparats tragen zu können. Wenn derartige Zwergstaaten, 
wie Liechtenstein und Monaco beweisen, sich unter Um- 
ständen doch faktisch zu erhalten yermcigen, so liegen hier 
bekanntlich durchaus ezceptionelle und eigenartige Verhältp 
nisse vor. 

Nicht minder aussichtslos erscheint auf der anderen 
Seite das Unternehmen, Wismar, was an sich für Schweden 
vidleicht relativ noch am yorteühaftesten wäre, nach dem 
strengen und ungemilderten Kolonialsjstem zu behandeln, 
d. h. es als reines Herrschaftsobjekt zu betrachten und 
seinen Bewohnern folglich weder eine selbständige politische 
Unterorganisation noch Anteil an der obersten, der centralen 
Regierung zu gewähren. Denn einmal würde ja selbstver- 
ständlich Deutschland bei einer etwaigen Retrocession schon 
von sich aus nicht dulden, dals der an eine fremde Macht 
fallende Teil der Nation nun gar noch zu Staatsangehörigen 
minderer Klasse herabgedrückt werde; dann aber und vor 
allen Dingen stünde ein solches Verfahren auch in direktem 
Widerspruche zu bereits bestehenden rechtlichen Verpflich- 
tungen. Die Stadt W ismar besitzt zur Zeit unter mecklen- 
burgischer Hoheit eine überaus prononcierte Sonderexistenz 
die zwar neuerdings, iiMnicntlifh infol^ice der Reichsgründung, 
wesentliche Einschränkungen erlaliren hat, die aber immer- 
hin noch so bedeutsam und weitgehend ist, dafs man hier 
geradezu, freilich mehr scherzweise, von einer aufs Quadrat 



^ Yeigl. B. Sehmidt, Ober einige Anspirficiie etc. 8. 42. 
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erhobenen Haibsouveräiictät gesprochen hat^ Diese be- 
vorrechtigte Stellung, die auf Grund zahlreicher Privilegien 
und Erbverträge schon un Mittelalter ausgebildet war, hatte 
Schweden im Westfälischen Frieden beiinirseits gleichfalls 
als verbindlich anerkennen müsson, denn es ist hier der . 
Cession als ausdrückliche und zeitlieh nicht begrenzte Be- 
dingung hinzugesetzt: „ita tarnen, ut civitati Wismariensi 
privilegia sua sint salva**. Es war daher, als 1803 die 
Kückgabe der Stadt an Mecklenburg in Frage kam, schwe- 
discher? ei ts auch ganz korrekt gewesen, dafs man sieh durch 
Art. 17 des Malmöer Traktats seitens des Vertragspartners 
die fernere Achtung aller Gerechtsame hatte versprechen 
lassen; ebenso yersteht es sich aber auch von selbst, dafs^ 
falls die Stadt nochmals Ihren Besitzer wechseln und an 
Schweden zurückgelangen sollte, nunmehr für dieses selbst 
wieder jene Verpflichtung in Kraft zu treten hat, dergestalt» 
daCs Deutschland, resp. Mecklenburg die Aufnahme einer 
entsprechenden Bestätigungsklausel direkt ziur Bedingung 
für den Abschluls des Rttckgabevertrags machoi darf. 

Nach alledem bleibt als einzige praktisch mögliche und 
ausftlhrbare Form der Angliederung Wismars an Schweden 
offenbar blofs dies übrig: Im Princip tritt das fragliche 
Territorium als völlig gleichberechtigter Bestandteil m das 
schwedische Gesamtgebiet ein; aufserdem ist, hierüber noch 
hinausgehend, der Stadt als solcher eine politische Sonder- 
existenz mindestens nach Mafsgabe und in dem Umfange 
der ihr zugesicherten Privilegien zu gewähren. Nun liegt 
es aber auf der Hand, welch schwere TTn zuträglichkeiten, 
ja sogar Gefahren für Schweden selbst aus einem derartigen 
Zustand erwachsen müssen. Bei dem heutzutage so über- 
aus gesteigerten und emptindlichen Nationalgefühl ist es von 
▼omherein und für jeden Staat unangenehm genug» wenn 



* Nach einer freundlichen Mitteilung des vor kurzem verstorbenen 
Geheimrats Georg Me^er in Heidelberg i>ä^;te man in einer der früheren 
Legislaturperiodea dM Bd^rtigs den AbgjMrdiielieifc flrWlmaar (d«r m- 
gleidi B8i|g«nneiater der Stadt wsr) den j^^^ertdionTevSa" ni fMim«ii* 
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er zu seinen Unterthanen fremdartige Volkselemente zählt^ 
wenn in ihm einer eigentlichen Hauptiiatioii disparate Be- 
standteile beigemischt sind ^ Es mag das unter Umständea 
als eine nicht zu verrneidendc Notwendigkeit erscheinen, 
wie denn z. B. Preufsen seine jetzt noch besessenen pol- 
nischen Landstriche nur ura der unentbehrlichsten Gronz- 
sicherung willen, zur Herstellung eines Zusammenhangs 
zwischen den schlesischen und westpreufsischen Gebiets- 
teilen fUr sich verlangt hat. Hier werden dann gröfseren 
Vorteilen zuliebe auch die aus ihnen erwachsenden Übel- 
stände mit in Kauf genommen; real vorhanden sind aber 
diese jedenfalls überall und machen sich auch stets bald 
genug fühlbar. Es ist überaus schwer, die richtige Mitte 
SU treffen zwischen unnötig erbitternder nationaler Ver- 
gewaltigung und aohwftchlicher, die eigenen Volksinteressen 
preisgebender Versöhnungspolitik. Da die leteteren doth. 
auch der nachgiebigste Staat' bis zu einem gewissen Ghrade 



^ Dieser allgemeine ErCahraugssata wird in seiner priucipLeüea 
Geltung nidit dadareh aa%diobeii, dafii einselne« nnhoniogen gebildete 

Staaten gegenwärtig doch Mofs mit ji^eringen oder jiuch gar keinen 
nationalen Bchwierigkeiteu zu käiupfen haben. Das kommt erstens daher, 
dafs sieb die Hemcheii keineswegs schon überall eq selbstbewarstem 
Nationalgeffilil durchgerungen haben (aus diesem Grunde erklärt es sich 
uiit'T nndcrem, warum RuMand mir im Westen, den Deutlichen, Polen 
und Finnen gegenüber, mit seinen schroffen Unifikationstcudenzeu auf 
Widerstand stSfst); femer aber ist auch wohl zu beachten, dafs natioiiale 
Einheit durch lus nicht identisch ist mit natürlicher Stammes- oder 
Sprachgemeinschaft, vielmehr in weit höherem MaTse erzengt wird durch 
jabrhvmderteUuige Oflnieliisainktit der OeBcbiehtet 8«dilek8a1e und Bedtlrf> 
nisse (das ist der Fall der Schweiz; cf. Dabs, Da- öff ntlirlu üecht der 
schweizerischen Eidgenossenschaft II S. 265), Yeigl. für das ganze Problem 
die eindringenden UnterBudrangen Yon Jdlinek, Allgemeine StaatBlehrev 
8. 104 £ 

* Leider hat man sich gerade in Deutschland in dieser Rolle von 
jeher und bei den verschiedensten Gelegenheiten besonders gut gefallen. 
Eine sentimentale Gefühlspolitik z. B., wie sie in § 188 der Frankfurter 
Keichsverfassung vom 28. März 1849 zum Ausdruck gelangt (es sollte den 
nicht deutschredenden Stämmen ihre angestörte volkstümliche Entvvicke- 
lung rerfkssmtigsmäfsig gArantiert und damit aaeh der so bedenklielw 
Zustand für alle Zrit fpst<rclcp^t werden, dafs bis gar nicht vcpit vor 
den Thoren der Keichshauptetadt eine sich fremd im Staat fühlende, nach 
anfseik bin gravitiernide Nation lebt), wife so leidit in keinem anderai 
Lande mSglich geweaen. 
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notwendig wahren mufs, so worden die fremden Nationen 

angehörenden Unterthanen von ihrem Standpunkt aus unter 
allen Umständen Grund zur Klage haben; sie werden ihre 
Aspirationen niemals volbtändig befriedigt sehen und des- 
halb regelmäfsig zu den (oflfenen oder heimlichen) Gegnern 
der betreffenden Staatsgewalt zählen. 

In dieser Welse windr nun auch Schweden nach einem 
etwaigen RUckerwerb Wismara sehr rasch zu em]»tiiiden 
bekommen, wie unendlich schwierig zur Zeit tremdai tige 
Volksbestandteile zu behandeln sind. Hierzu kommt jedoch 
noch, dafs gerade in unserem Falle erschwerende Umstände, 
die anderwärts nicht gegeben sind, vorliegen würden. Wir 
haben vorbin gesehen, dafs Schweden der Stadt eine weit- 
gehende Sonderstellung belassen müfste. In solchen Fällen 
aber, wo die Staatsonterthanen fremder Nationalität sa 
einer eigenen, wenn auch der obersten Reichsgewalt sab* 
ordinierten politischen Organisation verbunden sind, wachsen 
die an sich schon fUr die Kohttrens des Gesamtgebiets vor- 
handenen Ge&bren noch ganz betrttchtiich.* Denn sobald 
einmal eine partielle^ sachlich begrenzte Trennung vom 
Hanptlande zugestanden ist, mnfs die blofse Existenz dep> 
selben., notwendig als ein Ansporn zur Erreichung der to- 
talen Separation wirken; die naturgem&fs nnd eo ipso be- 
stehenden Centrifugaltendenzen können sich innerhalb eines 
bereits existierenden Korporativverbands und in Anlehnung 
an ihn viel leichter und nachhaltiger zur Geltun'g bringen ; 
es entsteht weiterhin die besonders in bewegten Zeiten ge- 
fahrliche Möglichkeit fortwährender Reibuiii:;en und Frik- 
tionen zwischen den nationalen Unterbehoi den und der 
ihnen vorgesetzten Centrairegierung u. dergl. mehr. Es 
war daher beispielsweise auch im Interesse der Integrität 
des ReTelis\ erbands durchaus richtig, dafs das englische 
Parlament die Gladstoneschen Homerulebills wiederholt 
(188li und 1893) verwarf und es dadurch verhindertCj dafs 
Irland mit einer ausgedehnten Sonderorganisation ausge- 
stattet wurde. DaCs eine solche dort, wo sie Volksteilen 
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fremder Nationalität stigebiUigt ist*, unter Umstilndeii recht 
bedenklich werden kann, haben die Engländer wenige Jahre 
später an einer anderen Stelle zu empfinden bekommen; 
iet es doch bekannt, dafs sie beim Ausbruch des Kriegs 
wider die Oranje- und Transvaalrepublik sich der Uber- 
wiegend holländischen Elapkolonie durchaus nicht sicher 
fühlten und die Regierung derselben lange Zeit, sei es nun 
mit oder ohne Grund, beargvvölmten. 

Dabei wäre noch zu beachten, dafs Schweden in der 
Wismarer Sache nach einer bestimmten Richtung hin in 
einer weit ungünstigeren Lage sein würde, als das bei den 
zwei eben genannten Beispielen England gegenüber der 
Fall war. Einen jetzt schon bestehenden souveränen Na- 
tionalstaat, der auf die irischen resp. holländischen Unter- 
thanen des britischen Reichs eine grofse Attraktion hätte 
ausüben können» gab es bei dem ersten Falle gar nicht 
und hei dem zweiten, südafrikanischen doch nur in sehr 
bedingter Weise. Dagegen mttlste Schweden Ton Anfiing 
an mit der Thatsache rechnen, dafs seine neuerworbene 
Besitzung in unmittelbarer Nachbarschafit an das Gebiet des 
DeutBcben Reiches stöfst. Die abgetretene Stadt würde da- 
her sofort unter einer übermächtigen, jenseits der politischen 
Grenaen sidi bethätigenden Anziehungskraft stehen; sie 
würde stets trauernd der Zeiten gedenken, da sie selbst 
noch ein integrierendes Glied des nationalen Gesamikörpers 
bildete y und in immer neuer Stärke den sehnsüchtigen 
Wunsch einer Wiedervereinigung mit ihm in sich lebendig 
fUhlen. 

Hiermit sind wir nun bereits bei dem Funkte ange- 
kommen, wo die innwOTy aus der Retrooession Wismars 

für Schweden entstehenden Schwierigkeiten sich mit den 
auswärtigen berühren. Anlangend die Gegengriinde der 
letzteren Art, so wäre zunächst hervorzuheben, dafs, falls 

1 Im allgemeineD triflk das ja auf die mit Be]%D¥enmifint veneiifloen 

„]).ii t of the British Empire** nicht oder doefa nur in gerii^perem HaCse 
(Kanada !J zu. 
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die Rückgabe der Stadt thatsächlich gefordert und durch- 
gesetet werden sollte, dieser Vorgang in der deutschen 
Nation sicherlich eine grofse Mifsstimniung und Abneigung 
gegen Schweden ii Int erlassen würde. Das darf dem letzteren 
aber durchaus nicht gleichgültig sein. Wir sind aui einen 
ähnlichen Gedankengang schon einmal bei einer früheren 
Gelegenheit zu sprechen gekommen, damals nämlich, als 
wir (oben S. 2) ausführten^ Schweden mttsse es in seinem 
eigenen Interesse vermeiden, durch eine unbefugte Ein- 
mischung in die nordschleswigsche Angelegenheit die Sym- 
pathien der benachbarten GrofBmacht zu verscherzen. Nun 
würde ja allerdings in dem jetzt behandelten Falle die 
Sache insofern wesentlich anders und günstiger liegen, als 
sieh Schweden hier streng anf Geltendmachung eines ihm 
juristisch noch zustehenden Anspruchs beschrinkt und nicht 
mehr, wie damals, aufserdem auch in Dinge> die es absolut 
nichts angehen, mit dreinzureden sucht; indes, mag sein 
Verfahren völkerrechtlich noch so korrekt sein, das deutsche 
Volk wttrde sich hdchst wahrscheinlich ein&ch an die That- 
Sache halten, dafs auf Grund einer alten halbrergessenen 
Urkunde die nationale Integrität hat yerletzt werden müssen, 
und würde den Urheber dieser Verstümmelung gewifs mit 
nichts weniger als freundlichen Augen ansehen. Das könnte 
aber Schweden bei internationalen Komplikationen ^ einmal 
sehr stark zu empfinden bekommen. Dabei ist nicht zu 
übersehen, dafs die ursprüngliche Mifsstimmung allem Ver- 
muten nach im Laufe der Zeit nicht schwächer werden, 
sondern umgekehrt immer mehr anwaclisen wird. So oft 
aus der abgetretenen Stadt die leicht vorauszusehenden 
Klagen über ungerechte Behandlung seitens des schwedi- 



^ Etwa be i der, vielleicht nicht zu vermeidenden Kriegsauseinander- 
setsung mit Norwegen über die Uuionsfrage. In dieser Sache hat meiner 
M«iiiiiiig nach (im OcgmsatB baiinn«Iswei8e zu Bernatsik, Zeitiehrift für 
Privat- und öffentlich, s Recht, 26, S. 278 ff.) Schwerlpn :'wnr das Recht 
dorchaos auf seiner Seite ; zu einer wirksamen Geltendmachung desselben 
wild es aber obiie günstige fieriehungeD su den b«nadibarteii Chrofii- 
ataaten kaum sehreiten kdmien. 

Brvno Sehmidt, nradvMtraff ftbsr Wlnaar. 4 
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sehen Oberherrn tiach Deutschland herüberdringen werden, 
müssen sie jedesmal, gleichviel ob materiell begründet oder 
nichtj zu einem Anlafs werden, aus dem die nationale Ab- 
neigung neue Nahrung zieht. 

Aber mehr noch, unter den gegebenen Umständen 
mUfste Schweden auch darauf gefafst sein, mit der arat- 
lielien Reiehsregierung fortwahrend in Verwicklungen und 
Konflikte zu geraten. Denn diese würde oft gleichfalls 
nicht umhin können, sich der Beschwerden Wismars anzu- 
nehmen und zu Gunsten der Stadt bei dem scliwediachen 
König za intervenieren. Die völkerrechtliche Befugnis zu 
derartigen Schritten würde dem Deutschen Reiche jeden- 
falls nie mangeln. Haben wir doch vorhin bereits kon- 
statiert, dafs es bei Abtretung der Stadt eine ausdrückliche 
Zusicherang des Inhalts von Schweden verlangen darf^ dafs 
dieses die politische Sonderexistenz Wismars auch in Zu- 
kunft ungeschmälert aufrecht erhalten wolle. Da nun aber 
die letztere w^en ihres mittelalterlichen Ursprungs fiir 
modern -staatsrechtliche Begriffe keineswegs Überall klar 
feststeht, im Gegenteil yiel&cb recht undeutliche und 
fliefsende Grenzen aufweist, so würde auch bei den ver- 
schiedensten Hoheitsakten der schwedischen R^ening sich 
behaupten lassen, es liege hier die Verletzung einer ver- 
tragsmäfsig übernommenen Pflicht vor. 

HI. Soviel über die Gründe allgemeiner Natur, warum 
der Besitz \^ i^üiurö für Schweden durchaus nicht als vor- 
teilhaft und begehrenswert erscheinen kann, vielmehr um- 
gekehrt wegen der aus ihm entsprinerenden internen und 
auswärtigen Schwierigkeiten notwendig zu eiiu-m Moment 
der Schwäche werden rnüfste^ Dazu geaeilea sich nun 

^ Im AuschluO« hieran mag noch eine besondere EveutualiWit kurze 
Erörterung fiiid«ii. Der Anspruch Schwedens geht an sich sweifeUos auf y<Al- 
standige Ahtrctnng- dos fra^rlichen Territoriums: so wenig wie der ur- 
sprüiiffliche ächuldner Mecklenburg darf sich auch das Beich seinerseit» 
reehweh weigern, «af die snr Zeit ihm sastdieaden HerraehaftsbefogniMe 
*n ▼eniehten (vergl. die Aiufthnuigen S. 21 ff.). Daran ändert absolut 
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noch einige Bedenken von mehr speciellem Charakter. 
Wie an Preufscns Beispiel gelegentlich schon gezeigt wurde, 
kann eia Staat unter Umständen zur Aufnahme fremder 



nichts der IJinstaiid, dafo Wismar Mher einen Bestandteil des Heiligen 

RomisclRu Kticlis bildete, denn weder or.sctieiiit der heutige Bundesiitaat 
als Becbtsnachtolger des Deutsclien Bundes noch dieser als Successor 
des alten Reichs (cf. 6. Meyer, Deutsches Staatsrecht, 5. Aufl., S. 96, 
163). Trotz dieses principiellen Sachverhalts wäre es aber natürlich sehr 
gut möglich , (lafs Schweden zur Vermeidung aller Komplikationen und 
ünzuträglichkeiteu fi-eiwillig sich erböte, Wismar auch nach erfolgter 
Einlösung nicht gänzlich vom Reiche absatrennen, Tielmehr dem letsteren 
selbst wieder als Mitglied fiir die zurückgewonnene ßesitzunfr beiz.u- 
treten. Es fragt sich nau, ob man deutscherseits AiUafs liätte, auf eiueu 
derartigen Vorschlag einsugehen. Das ist, so bestechend er für den ersten 
Augenblick wohl kHnj,nii mag, in Wahrheit durclmus niclit der Fall. 
Der Zustand, dafs innerhalb des alten Reichs auch auswärtige Mächte 
gröfeere oder kleinere Territorien besafsen, hat sich seiner Zeit als so 
unheilvoll enviescu, dafs die Wiederkehr ähnlicher Verhältnisse um jeden 
Preis verhindert werden mufs. Wie d;un;iN- b ürden aiidi lieittzutage die 
Interessen des deutschen Xübtnilaudes hinter (h'njmigen des fremden 
Haaptlandcs eo ipso weit zurückstehen; den Einflufs, den das letztere 
innerhiilb des Keiehs «gewänne, würde es fortwährend blofs zu seinem 
.Vorteil zu verwerten trachten; die sekretesteu Dinges, die mau dem hetr* 
Staate schon wegen seiner Teilnaboie am Bundesrat gar nicht Tor- 
zuentlialten verm "( li'f^e, wären nicht mehr davor »ichrr, im Interesse des 
Ausl&udes ausgenutzt su werden: kurz, es würden eben volistäudig die 
alten Zeiten nochmals anflebent in denen beispielsweise der Kurfürst von 
S.ichseu bei Leibe nicht deutsche, auch nicht einmal partikularistisch- 
sachsische, sondern ganz einfach polnische Politik trieb, der hannoversche 
ebenso englische, der Herzog von Holstein däuische u. s. w. u. s. w. Nach 
einer Neuauflage dieser Misere wird aber gegenwärtig wohl so leicht 
niemand mehr Verlangen tnigen. Freilich ist es noch gar n-rlit sr» lange 
her, dafs gegenteilige Ansichten litterarisch ausgesprochen und \ urteidigt 
wurden. So erklärte z. B. Constantin Prants nach 1870 und 1871 (in den 
Schriften: „Naturkbre des Staates" und „Das neue Deutschland". Vergl. 
von der ersten u. a. ö. 177, 387 ff., 431; von der zweiten S. 380, 402 ff., 
441) es für ein schweres Unglück, dafs der Deutsche Bund, an dem be« 
kauntlicli lifitfalls fremde Staaten jj^enug beteiligt waren, caufgelö.si nnd 
damit ein j|,mittcleuropäiscber Knoten", ein „allgemeines VernUtUungs- 
glied" im Interesse des „Nationalitätsschwindels- (!) frevelhaft zerstört 
worden si l. Wie wenig man auf den politiselu n Scharfblick dieses (im 
übrigen manchmal >xanz hranehbare nnd gute Irleen äufsernden) Schrift- 
stellers zu geben !iat, das wird wohl zur Genüge dadurch bewiesen, dafs 
er in dem erstfrenamiteti Werk auch den baldigen, mit unaufhaltsameti 
Sehritten her:m nahenden Zerfall des Norddeutscbt-n Bundes voraussagt, 
wenige Monate, ehe dieser zum neuen Reich erweitert und vervollständigt 
werden sollte. Dieses kltine Malheur hat freilieh anf Franta selbst so 
wenig Eindruck gemacht, dafs er in der zweiten Schrift unentwegt weiter 
prophezeit, nun müsse der Zersetaiingsprocefs erst recht schnell von 
statten gehen. 

4* 
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Volkselemente aus Rik-ksu Ilten anderer Art geradezu ge- 
zwungen sein, namentlfch dann, wenn er nur auf diesem 
Wege eine leidlich brauchbare, strategisch nicht von vorn- 
herein haltlose Grenzlinie zn gewinnen vermag. Solche 
und ähnliche Gründe können aber in unserem Falle nicht 
ira mindesten in Betracht kommen. Unt^^r den heutigen 
VerhiUtiiisBen hat die Stadt Wismar die Bedeutung, die sie, 
als notwendiges Verbindungsglied zwischen Bremen- Verden 
und Schwedisch'Pommern, in früheren Zeiten wirklich be- 
säfs, ToUständig verloren; sie ist für die Verteidigung des 
schwedischen Hauptlandes durchaus wertlos und wUrde, 
was sie selbst betriffly militftriseh gans in der Luft schweben. 
Eine derartig isoliert Upende, von dem übrigen Staatsgebiet 
durch das Meer getrennte Besitssung darf^ besonders wenn 
sie Ton einer anderen Nation bewohnt wird, nur dann als 
einigermafsen gesichert gelten, wenn sie mit Befestigungen 
▼ersehen und im Rücken durch eine leistangsfUhige Flotte 
gedeckt ist. Beide Voraussetasungen trefibn hier nicht zu. 
Die schwedische Kriegsflotte ist gegenwärtig zum aus- 
reichenden Schutze überseeischer Territorien bei weitem 
nicht stark genug, und Fortitikationen dürfen in Wismar 
Uberhaupt nicht angelegt werden. Wir haben S. 'l'J. er- 
wähnt, dafs Mecklenburg in dem Malmöer Vertrag auf jede 
BefeBti^ung Wismars hat Verzicht leisten müssen. Diese 
Verpllichtung ist ihm al)er von selten Schwedens nur des- 
halb auferlegt worden, weil letzteres selbst „durch eine, mit 
einer anderen Murbt vor Zeiten eingegnnj:cene und noch be- 
stehende Vereinbarung" (Art. 15 des Traktats) entsprechend 
gebunden war. Es versteht sich nun von selbst, dafs, falls 
die Stadt an ihren Vorbesitzer zurückgelangen sollte, das 
(auf unbegrenzte Zeit ausgesprochene) Befestigungsverbot 
wieder diesem gegenüber Bedeutung erlangen würde, mit 
anderen Worten, Schweden sähe sich rechtlich völlig aufser 
Stande, seine neue Besitzung in der allein wirksamen \Vei8e 
2U sichern, und müfste dieselbe bei jeder kriegerischen Ver- 
wicklung so gut wie widerstandslos seinen Feinden (zu 
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denen aus den früher angedeuteten Grttnden möglicherweise 
auch Deutschland gehören würde) überlassen. 

Eine fernere Schwierigkeit, die ebenfalls aus der un- 
günstigen geographischen Lage Wismars resultiert, würde 
sich für Schweden in zolltechnischer Beziehung ergeben. 
Die Stadt ist mit ihrem Aus- und l^linfuhrhandel sowie im 
Interesse ihrer gar nicht unbedeutenden Industrie voll- 
süimiig- auf das Deutsche Reich als ihr natürliches Hinter- 
land angewiesen : Schweden wäre deshalb genötigt, sie wirt- 
schaftlich in möglichst enger Verbindung mit dem letzteren 
zu belassen K Sobald der Versuch gemacht würde, die Stadt 
durch schwer zu passierende Zollschranken von dem Deut- 
schen Reiche ab' und dem schwedischen Uauptlande anzu- 

^ Das würde uatürlicli am einfachstcu und leichtesten iu der Weise 
xtt erreichen sein, dafs Wismar aaeb naeli erfolgter Cession im deatschen 
2k>ll- und Handelsgebiet verbliebe. Dieses Au.skunftsniittel konnte woltl 
anch deutscherseits ohne Scbwierip^keit accoptiert werden: mindesten» 
unterlif^ u» nicht entfernt solchen liedcnkeu, wie. sie der femereu Teil- 
nahme Wiaman an dem gesamten politischen Keichsverband entgegen« 
stehen. Vorauszusetzen wäre dabei allerdings, dafs Schweden ein eigene)* 



den heute schön im dentsohen ZoIl|rebiet entiialtenen auswärtigen Terri- 
torien fGrofsherzofjtnin Luxemburg', österreiehische Gemeinden Jnii£rlio];' wA 
Mittelbelg; cf. Laband, Heichsstaatsrecht, d. Aufl., II, S. 8ö8/dJ eingeräumt ist, 
daft es rielmeihr gleich den letateren die einseitig vom Reich erlassenen 
Anordnungen einfach hinzunehmen liätt»-. Aufserdem wäre wohl noch 
empfehlenswert, die Aufnahme der Stadt immer nur für kurze Zeit ver- 
tragsmäfsig zuzugestehen. Wird sie nämlich gleich auf lange hinaus be- 
willigt, s<i beraubt sich Deutschland Scltweden gegenüber selbst des vor- 
züglichen Pressionsin Ittels, welches aus !* r Thatsache folgt, dafs zwar 
Wismar \nil)ediugt den Zollverein (ich behalte der Kürze wegen diesen, 
sachlich ja antiquierten, Ausdruck bei), nicht aber der ZelWerein auch 
W^ismar braucht. Weldi sichere Wirkungen mit Hilfe des wirtschaft- 
iichen Angewiesenseins auf diesen zu erzielen sind, das hat die Geschieht» 
des ZollTereine vou ihren Anfängen bie snr Konstitaiening des Beiebs- 
verbanrb'S' als solchen deutlich bewiesen: wie gleich zu Beginn der Fürst 
von äuhwarzburg-äoudershauseu wohl oder übel seinen AnschluCs an 
FVenfeen vollsiehen mufste (c£ Treitsehke, Denteche Oeeehicbte im 19. Jahr- 
hundert, II, S. 625 ff.), so war noch 1867 eine entschiedene Erklärunür 
Bismarcks (Reichstagssitzunp vom 26. Oktober), der Norddeutsche Hund 
werde die ökonomische Gemeinschaft nur mit den Staaten furtsctzca, die 
aOibh bes. der Wehrkraft eine gewisse Verbindung acceptierten , völlig 
ausreichend, um die in einigen süddeutschen Ländern aufgetauchte Oppo- 
sition gegen die li^tiöer Hchutz- und Tnitzbündntsse mit Freufsen so 
aiemlich verstumnmi su lassen (vergl. hierzu Klöppel, DreiCsIg Jahre 
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schliefsen, so müfate das erstens ganz sicher die an sieb 
schon in Wismar vorausznseizende Milsstiinmung noch 
wesentlich steigern; dann aber würde hOchst wahrschein- 
lich auch rein fiskalisch geiafst das Ei^bnis ein recht 

ungünstiges sein. Selbst angenommen, dafs auf diesem 
Wege in der That noch ein Gewinnüberschufs zu er- 
zielen wäre, so würde er jedenfalls unter den obwaltenden 
• Umständen (allzu hoho Zollsätze verbieten sich hier eben 

eo ipso und ganz von selbst) ein ziemlich geringer sein ; 
möglic lifTweise würden aber die Einnahmen nicht einmal 
zur Unterlmltung des umfänglichen und kostspieligen Grenz- 
zollapparats ausreichen. 

Sollte die letztangedentete Eventualität thatsächlich ein- 
treten, so würde damit nach einer speciellen Richtung liin 
blofs der allgemeine Erfahrungssatz bestätigt werden, nach 
welchem entlegene Besitzungen kleiner und nicht besonders 
kapitalkräftiger Staaten überhaupt und in der Gesamtheit 
ihrer Beziehungen finanziell mehr zu kosten wie einzubringen 
pflegen ^ Von der Bichtigkeit desselben hat sich auch gerade 
Schweden insofern zur Gentige praktisch tiberzeugen können» 
als die frtther von ihm besessene westindkche Insel St Barths 
lemy einen r^Imälsigen Zuschuüs vom Mutterlande er^ 
forderte y so dafs dieses schliefslicb vorzog, sich der unein- 
trägllohen Kolonie ganz zu entledigen Es ist aber kaum 
anzunehmen, dafs man mit Wismar wesentlich bessere Er- 
fahrungen machen würde. Von der voraussichtlichen Un- 
ei^ebigkeit einer der aUerwichtigsten Einnahmequellen, der 



* tjbrigens hftlu'T! filinliche Envagung'en schon beiden Verhandlungen 
vor Abschlufs des Malinöer Vertrags eine gewisse KoUe gespielt. AI» 
nämlich Mecklenburg die zuerst für Wismar geforderte Summe, beeOBde«^ 
mit Kücksicht auf die Höhe der laufenden Venvaltungskosten, viel zu 
grofs fand, da wies Schweden darauf bin, dafs die letsteren för einen iu 
Oer Klhe residierenden Landeaberm eieiier viel geringer werden wttrdeiu. 
Cf. Lundin, Wismars Pantsättm 1, S 0 

* Sie wurde im Jahre 1878 au Frankreich abgetreten. Vergib 
Atehehoug, Stsatnreidit der Terelnigten KSnigreiehe Sc£wedeii nnd Nor* 
we'<:en (in MarqiurdseDS Handbneh des SfEniflicbeB Rechte, IV, 2, 2> 

31. I 
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aus Zollen, haben wir soeben schon gesprochen ; allem Ver- 
mnten nach wOrde aber die gleiche Erscheinung auch noch 
anderwärts herrortreten. Man darf bei Betrachtung der 
finanziellen VerhSltnisse nicht auiser acht lassen, daüs nach 

erfolgter Abtretung der Stadt zweifellos eine umfängliche 

Auswaudcniu^" der Bewohner nach Deutschland zu erwarten 
wäre. Und zwar wurde dieselbe sicherlich gerade die reiche- 
ren und steuerkräftigeren Klassen vorwiegend betreffen, 
80 dafs Schweden zuletzt vielleicht in der Hauptsache nur 
ärmere Untertlmnen noch übrig^ behielte, für die es dann 
unter Umständen noch bedeutende finanzielle Opfer zu 
bringen hätte. 

IV. Die vorstehend ^.'egebene Aufzählung der Gründe, 
warum für Schweden selbst ein Rückerwerb Wismars weit 
mehr Unannehmlichkeiten und Gefahren wie wirklichen 
Vorteil mit sich bringen müfste, mag vielleicht nicht voll- 
ständig sein, sondern sich nach verschiedenen Richtungen 
hin noch ergänzen lassen; inunerhin sind aber die wichtig- 
sten wohl bereits genannt, und SO soll es bei diesen sein 
Bewenden haben. Auf jeden Fall sind schon sie bedeutsam 
und schwerwiegend genug , um Schweden zu einer ernsten 
Prüfung der Frage zu veranlassen, ob es im eigenen Inter- 
esse die Hwausgabe der Stadt 1903 verlangen darf Gegen 
die Bätlichkeit einer solchen Forderung liegt nun aber 
aufserdem noch insofern ein ganz besonderes und nicht 
zu übergehendes Moment vor, als Schweden für die Er- 
werbung eines Besitzes von solch zweifelhaftem Werte eine 
gewaltige Geldsumme bezahlen müfste. Hiermit kommen wir 
zu dem letzten Punkte, den wir in dem ganzen Abschnitt 
zn besprechen haben. 

Es ist seinerzeit dargelegt worden, dafis die ursprüng- 
liche, dem schwedischen König von Mecklenburg dargeliehene 
Summe sich auf IV4 Millionen Reichsthaler Hamburger 
Banko belief, und dafs für dieselbe 3 " 0 Zinseszins berechnet 
werden sollten. Es fragt sich nun, bis zu welcher Höhe 
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der Schuldbetrag an dem eyentuellea Ver&Utage, am 26. Juni 
1908 angewaobeen ist Wird hierbei die Ton Haus aus zu 
Grunde gelegte Münzeinheit einstweflen beibehalten, so er- 
geben sich als Schiurssumme rund 24 Millionen, die nun 
noch in das heutzutage gangbare Geld umzurechnen wären. 
Dafür ist zunächst zu beachten, dal6 der Reichsthaler Ham- 
burger Banko nicht etwa eine zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts wirklich geprägte Münze war, sondern lediglich 
eine feste Rechnungsvaluta darstellte, nach welcher man in 
der alten Hansestadt ein für alle Mal, unabhängig von den 
damals oft schwankenden und aiir^^erdem sehr mannigfachen 
Währungsverhältnissen , Bankkonten anzulegen und fortzu- 
führen pflegte ^ Dem fiktiverweisc in ihm enthaltenen Ge- 
wicht von Edelmetall nach verhielt er sich zu unseren 
jetzigen Thalermünzen fast genau* wie 3 zu 2, d. h. einem 
Beichsthaler Hamburger Banko kommen erst V 2 von letZ' 
teren gleich, so dafs iii ihnen ausgedrückt Schweden nicht 
blofs 24, sondern 86 Millionen zu zahlen hätte. Setzen wir 
nun weiterhin diese noch in die zur Zeit übliche Reichs- 
Währung um, so haben wir, da ja der Silberthaler heutasu. 
tage gleich 8 Mark ist, noch mit 8 au multiplicieren und 
erhalten so schliefslich als die von Schweden geschuldete 
Summe einen 100 Millionen Mark wesentlich ttbersteigeoden 
Betragt. 

Bei dieser Kalkulation ist ja nun allerdings vorläufig 
ein an sich recht wesentliches Moment unberflcksichtigt ge- 

^ Die Rechnuiip- -irt hnt noch lange Zeit, bis mm Jahre 1873, in 
praktischem Gebrauch gestanden. 

' In Wirkliehkeit war «ein Weit noch um eine Kleinfg'keit h91ier. 

" Genaut r licrechnet handelt es »ich nm 107744600 Mark. Nach 
der gewöhnlichen Annahme sollen es allerdings mehr wie 108 Millionen 
sein. Dabei wird jedoch aafser acht gelassen, dafs Schweden nicht fCr 
volle 100 Jahre Zinsen zu ver^ütt n braucht. Nach Art. 4 des MalmSer 
Vertrag^rt soll nSmlich der Lauf denselben nicht vor dom Tag des Aiis- 
tauscheti der Katitikationsurkunden beginnen, und da nun dieser Akt emt 
am 15. August 1803 stattgeftmden liat(cf. Lnndlna.a. O. S. 71. Die eintet iti^eu 
Rn.t'fi'k.'iti. .ii:-'rrklHntnf»en waren schon hrdcntpnd frührr. und Zwar 19. .TriH 
seitens des Königs, am 26. Juli seitens des Herzogs abgegeben worden), 
ao bleiben in Wärheit nur 99 Jahre 10 Uonale 11 Tage übrig. Prsktiicli 
bat natftrlich diese IMflerens nicht allan viel auf eich. 
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blieben. Das Darlehen, wdchea hier in Frage kommt, ist 
zu einer Zeit aufgenommen, in der in Deutschland die reine 
8ilberwährung herrschte, und soll zur Rückzahlung ge- 
langen, iiachdem letztere hier durch die Goldwährung er- 
setzt worden ist. Darf nun unter diesen ümstiinden Schweden 
nicht verlangen, von der inzwischen eingetretenen enormen 
Entwertung des weifsen Mt talls zu profitieren? In der Tliat 
hat man da.-> ver8chie(ientlich beliauptet und ist aut diesem 
Wege zu einer beträclitlichen Herabsetzung der oben ge- 
nannten Endsumme, teilweise bis zur Verminderung um die 
volle Hälite gelangt. Man wird auch zugestehen können, da& 
der hierin zum Ausdruck kommende Gedanke an sich ein 
durchaus berechtigter und sachgemäfser ist; damit ist jedoch 
noch lange nicht die ganz andere Frage entschieden, ob er 
im internationalen Verkehr auch wirksame Formulierangf, 
wahrhaft juristische Anerkennung gefunden hat 

Für die intern -staatlichen Rechtsordnungen mag eine 
entsprechende Norm, wiewohl es aach hier mindestens an 
der auadracklichen Festsetzung oft genug mangelt, vielleicht 
weitgehend zu konstatieren sein; das liefse aber bei der 
principiellen Selbständigkeit des Völkerrechts noch gar keinen 
Rückschlufs auf letzteres zu. Man hat zwar lange Zeit ge- 
gUttbt \ einer von den vieleni an sich vorhandenen civilisti- 
schen Ordnungen, nämlich dem römischen Recht ^ auch für 
internationale Beziehungen ohne weiteres die Rolle einer 
subsidiären Rechtsquelle zuschreiben zu dürfen. Das war 
jedoch, wie heutzutage so ziemlich allgemein anerkannt 
wiixl, eine durchaus haltlose Behauptung. Jeden Satz, der 
wahrhaft völkerrechtliche Wirksamkeit besitzen soll, den 
müssen unbedingt erst die Staaten von sich aus, sei es nun 
expressis verbis, vermöge Hechtssatzungs Vertrags, oder durch 



' Vergl. hierzu u. a. die Aiulu]imiig«n von Triepel, Völkwnobt 

uud Landesrecht S. 212 ff. 

* Nebenbei gesagt würde gerade dieses fiir die uu8 iuteressiereade 
Frage nur sehr wenig Ausbeute gewfthren. C£ Afndto) Pandekten, 11. Aufl., 
§ 20& Anm. 6 374> 
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Iconkhidente Handlungen, mit derselben bekleiden. Dabei 
macbt 68 nicbt den germgaten Untenchied, ob es sich um 
Sehafiung Yon Bechtoregeln ganz originftren Inhalte oder^ 
wie in unserem Falle, um eine einfache Reception ander- 
wttrts schon gegebener Normen handelt Demgemäfs mOfste 
alaOy da eine ausdrückliche Statuierung hier ganz gewiüs 
nicht stattgefunden hat, wenigstens eine gröfsere Anaahl 
von iDternationalen PrÄcedenzßlllen nachgewiesen werden, 
auf Grund deren man zu der Annalime gelangen könnte, 
gegenwärtig sei auch in d&n Völkerrecht durch lang- 
dauernde gevvohnheitsmärsige Übung der Satz aufgenommen : 
„Bei einer späteren Änderung der Wfihrungsverhältnisse 
hat der Schuldner in dem zur Zahlungszeit gesetzlich vor- 
geschriebenen Metali nur diejenige Summe zu leisten, die 
dem zur Entstehungszeit der Obligation ins Auge gefafsten 
Betrage andern Metalls an Werte gleichkommt.* Km 
solcher Nachweis wird sich nun meines Erachtens schwer- 
lich in genügender und überzeugender Weise ftlhren lassen. 
Sobald er aber nicht zu erbringen ist, darf auch in 
einem praktisch vorkommenden Einzelfalle die eine Partei 
nicht, blofs unter Berufung auf streng innerstaatliche 
Rechtsnormen*, von der anderen juristisch verlangen, die 
letzteren ohne weiteres als auch für sich yerbindlich anzuer- 
kennen; Tielmehr liegt dann hier eine Sache vor, fllr wdche 
das objektive Völkerrecht im voraus keine Festsetzung ent> 
hiüt, und die daher in concreto erst durch freie vertrags- 
mäfnge Einigung entschieden werden kann. 

Hieraus eigiebt sich, dafs der Anspruch Schwedens» 
▼on Mecklenburg eine entsprechende Herabsetzung der vor^ 
hin genannten Summe von tlber 100 Millionen Mark zu for- 
dern, schon an und für sich auf recht unsicherer und an- 
lech^arer Grundlage beruht Indes nehmen wir wirklich 

' Und zu (liosL'u gehört uanientHch das eiusclilageiKle Haiuburg-iT 
Gewts vom 11. Nov. Iti72 (vergl. bes. § 7) ebenfalls. Der speciellere 
Kaefaweis, warum für Yerb^tnisse rein unter Staaten auch das letstere 
in keiner Weise mafsgebend aein kann, würde zu w«it abfillirail «nd aoU 
deshalb, an dieaem Orte wenigatena» ttnterbleibe&. 
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einmal an, im allgemeinen befinde sich jener Rechtssatz in 
durchaus unbestrittener Geltung: dann läfst sich immer noch 
vielleicht bezweifeln , ob Schweden gerade in dem vor- 
liegenden Spccialfalle viel Vorteil daraus ziehen könnte. Die 
hauptsächlichste und recht eigentlich charakteristische Be- 
fugnis, die bei bestehender Silberwährung dem Schuldner 
eingeräumt ist, nämlich dafs er sich seiner Verpflichtung 
durch Zahlung von Silber gültig entledigen darf, und 
dafs der Gläubiger solches, der fragliclie Betrag mag im 
übrigen so hoch sein, wie er wolle, unbedingt annehmen mufs, 
die ist Schweden auch nach der heutigen Rechtslage keines- 
wegs völlig entzogen, sondern blofs äufserlich etwas einge- 
schränkt. Denn nach dem Reichsmttnzgesetz vom 9. Juli 
1873, welches in dieser Beziehung auch durch die letzte 
Novelle aus dem Jahre 1900 ^ keine Änderung erfahren hat, 
sind von den früheren Landessilbermtlnzen die in das neue 
Geldsystem einstweilen herttbergenommenen Thaler als ge- 
aetBlicheB Zahlmittel den Reichsgoldmttnzen durchaus gleich- 
gestellt; selbst die grölsten Summen kOnnen in ihnen noch 
BU nicht zu yerweigeAider Annahme offeriert werden. 
ist daher u. a. auch Schweden , wenn es ihm Spafs macht» 
den früheren Tilgungsmodos seiner Schuld beizubehalten» 
TOUig berechtigt, die Zahlung in Reichsmark deutscher Gold- 
wtthrung zu verweigern und dafllr Mecklenburg 36 Millionen 
Stock Thaler anzubieten. 

Die hat es nun freilich selbst nicht, darf sie sich auch nicht 
etwa seinerseits im Wege der Nachprägun^;^ zu verschaffen 
buchen, da dies einen unbefugten Ei ngriti iu die ausschliefsliche 

^ Oeaeti vom 1. Juni 1900. In Art. 4 desselben wird swar der 

Übergang von der hipktnideTi -mv rcijieii Goldwährung vorbereitet, in der 
Weise, dafs die ibaicr nach uiul nach eingezogen und zu Keichssilber- 
mfinzen \imgeprtgt werden sollen; ganz unangetastet bleibt aber dabei 
einstweilen (bis zur vollständigen Durchfülining der Umschmolzung werden 
nach ungefähren ächätzungennoch 10— 12 — 15 Jahre vei^hen) die gesetzliehe 
ZaUitraft, der Zwangekam der jeweils noeh ftbrigen Tbaler. Übrigens 
bedeutete auch jene Bestimmung im Vergleich mit r!em bisherigen Zustand 
(of. Art. 4 Aba. 2 des Münzgesetses von 1073, auch Art 8 u. 15) keine 
priaeipielle Neuerung, sondern blofs eine grflftere Sldiwstelliing und 6e- 
aehleiukigang des ktli^gen Yersehwindens der Thaler. 
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HoheilBspbttre eines anderen Staats bedeuten würde ^ Wohl 
aber kann es dieselben von jemand anderem erhalten, der 
sie noch in gfofsen Mengen hat und sich dieses seines Be- 
sitses voraussichtlich sehr gern entledigen wird, das ist das 
Boich selber, resp. die Reichsbank'. Bei dem grundsäts- 
lichen Übergang von der Silber- zur Goldwährung behielt natnr- 
gemttls Deutschland seiner Zeit grolise Quantitäten des weUsen 
Metalls ttbrig, für die es selbst keine Verwendung mehr 
hatte und die deshalb großenteils an das Ausland sn dem 
damals noch liochstehenden Silberpreise veräufsert wurden. 
Leider sind nur diese Silberverkäufe, im Anscliluls nament- 
lich an die vorhin erwähnte Beibehaltung der Thaler, zu 
frühzeitig eingestellt worden, so dafs das Reich, als aut dem 
Weltmarkt der Preis des Silbers immer tiefer sank, noch 
grolse Mengen davon besafs und also seinerseits ebenfalls 
bedeutende Verluste an ihm erlitt. In der Wismarer An- 
gelegenheit böte sich nun einmal die Möglichkeit, diese Ein- 
bufsen wenigstens nachträglich und partiell auf Kosten des 
Auslands wieder wett zu machen. Falls nämlich Schweden 
thatsächlich darauf ausgehen sollte, sich die erforderliche 
Anzahl von Thalerstücken au verschaffeD, so könnte es das 
mit Aussicht auf Gewinn von yomherein nur beim Reich als 



' Vergl. beispielsweise Martens, Völkerrecht, I, S. Ji06. Gaus wt- 
fehlt ist allerdings die theoretisclie Aide ituuj]^ dieser Pflicht aus den sog. 
Grundrechten der ätaaU^n, Imbesondere au8 deui auf Achtung und Ehre. 
Wie Jellinek, System der sul^ektiTen öffentlichen Ree i>; s. §02 ff., uber- 
7pujrend darthut, hat m^^n diese ganze intemationalrechtliche Kategorie 
am besten völlig zu streichen. Der hiergegtm voa Heilboru (System dea 
ysikerrechti 8. 879 ff.) gemaehte VereiHm, die Qnmdrechte mindesteiM 
sam Teil eu retten, erscheint wetiig glücklich. 

* Bei den Yerbandlaiigen über die Müiucnovelle von liKX) wurde 
wiederholt und toh den TereeMedensten Sriten darauf anfinerksam ge- 
macht, diits gerade die Thaler sieb grofsenteils nicht in rogelmäfsigem 
Umlauf befänden, sondern immer und immer wieder an die Keichsbank 
zurückflössen. Der Vorrat der letzteren au solchen wurde damals auf 
fast die Hälfte aller überhaupt noch existierenden Thaler geachätst. 
Vergl. u. a. die Ausfiihrungen des Pnlsidenten dos RcichsbankdirektoriumH 
Koch, des Berichterstatters Abgeordnetäu Speck, düs ätaatssekretärs des 
Reichsschatzamts v. Thielmann, des Abgeordneten üüsing; Stenographjache 
Berichte über die Verhandlungen des ReiclistagH X T.eirislaturperiode, 
1. Session 1898—1900, 4. Bd. S. 3209, 6. Bd. S. 40 lu. 4t>lT. 4618. 
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solchem versuchen ^ Selbstverständlich käme es aber auch bei 
diesem rein auf sein eigenes Belieben an, ob es die noch 
vorhandenen Thalerbestände ^ zu einem herabgesetzten, dem 
jeteigen realen Silberwert entsprechenden Preise dem frem« 
den Käufer überlassen will oder nicht; es darf ebenso gut 
auch Bezahlung nach dem vollen Goldnennwert fordern. 
Sobald es das wirklich thut oder, bei ganz besonderer Ku- 
lanz, doch nur eine geringfügige Ermäfsigung (etwa Vs^/a 
Rabatt, 1 Pfennig auf den Tfaaler) zugesteht, wurde sieb 
offenbar Schweden durch seine finanzielle Transaktion zwar 
die formelle Glenugthunng verschaffen, an seinen Gläubiger 
in dem früher gültigen Modus, nur in Silber, zu zahlen^ 
dagegen materiell hiermit gar nichts oder bestenfalls herz- 
lich wenig profitieren. Ausdrtlcklich hervorzuheben ist da* 
bei noch) dafs mit alledem fUr Reich und Retchsbank selber 
ein unmittelbarer Nutzen (durch dauernde Verminderung 
ihres imterwertigen Silbergeldbestandes) nicht zu erzielen 
wäre. Denn da Mecklenburg die erhaltenen Tlialer natür- 
lich sofort wieder in Umlauf setzen, namentlich auch seine 
finanziellen Verpflichtungen dem Reich als solchem gegen- 
über mit ihnen decken würde, so müfsten die im Verkehr 
nicht unbedingt gebrauchten Stücke nach und nach doch 
wieder ausgeschieden werden und sicli von iK uem bei der 
Reichsbank aufsammeln. Sehr wesentlich wäre dagegen der 
indirekte Vorteil, insofern als der deutsche Oesamtstaat 
durch sein Verhalten einem seiner Glieder bedeutenden Qe- 



1 Ton allen sonstigen Thalerbesitsem würde ja eo ipso xdemand 

daran dnnken, seine Münzen, die doch innerhalb des Reichs überall, in 
letzter Infftanzr auch von diesem selbst, voll für «3 Mark Gold aiige- 
nounnen werden, billiger an das Aasland abaugeben. 

' Der Gesamtbetrag derselben läfst sich natürlich nicht ganz genau 
ermitteln nnd wirr! Liher im einzelnen verschieden angegeben. Beispiels- 
weise im Reichstag wurde 1900 die in Tlialeru noch existierende Summft 
gelegentlich aaf ^90 Millionen Mark veranschlagt Wenn nan anch 
gerade diese Schätzung wahrscheinlich beträchtlich zu hoch igt, so ist 
doch unter allen Umständen so viel sicher, dafs der Bedarf Schwedens 
▼511ig gedeckt werden kSiinte, ohne dafs man in Deaiacbland eist nötig 
hätte, SU dem Ansknuftamittel von NenprSgongen an greifen. 
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winn verschafft hätte, d. h. jeuiandcm. dessen Nutzen not- 
wendig stets aucli ihm selbst zugute koimnt. ■ - 

Gegen die ganze Behandlung^ die die tinanzielle Seite 
der Wismarer Angelegenheit hier erfahren hat, wird man 
wahrscheinlich einwenden, dafs, falls ähnliche Principien 
thatsächiich zur Anwendung gelangen sollten, die Handlungs- 
weise Deutschlands nicht gerade sehr fair sein, der Billig- 
keit und dem internationalen Anstand wenig entsprechen 
würde. Das sull rückhaltlos sagestanden werden. Indes vora 
strengen Rechtsstandpunkt aus liefse sich die absolute 
Unzulässigkeit derselben wohl schwerlich voll Uberzeugend 
darthun, und gerade in dma vorliegenden Falle hätte 
Deutschland wahrlich alle Ursache ^ sich von Yom' 
herein nur auf diesen zu stellen, denn schliefsUeh — eine 
Liebe ist der anderen wert Wenn Schweden es unter- 
nimmty auf Grund seiner rein formell allerdings noch fort- 
bestehenden« sachlich aber zur modernen Staats- und Volka- 
entwicklung schlecht genug passenden Ansprüche Wismar 
von Deutschland heraussuverlangen , dann mufs es auch 
darauf gefafst sein, dafs ihm gegenüber alle sich irgendn^o 
bietenden juristischen Chancen voll ausgenutzt werden. 

Praktisch vermag ich übrigens der Streitfrage, ob 
Schweden 1903 eine gröfsere oder geringere Summe zu 
zahlen hat, recht wenig Bedeutung beizumessen. Wie dieser 
ganze dritte Abschnitt ergeben hat, kann der Besitz Wis- 
mars schon an sich und aus den verscliiedensten Gründen 
für Schweden durchaus nichts Vprlockondcs haben- für eine 
solch zweifelhafte Acquisition pflegt man aber im allgemeinen 
50 Millionen Mark ebensowenig anzulegen wie 100. Es ist 
daher auch kaum anzunehmen, dafs bei der 1903 zu er- 
wartenden Definitivregulierung der Angelegenheit die Frage 
nach dem Umfang der finanziellen Zahlungspflicht Schwedens 
irgendwelche Rolle spielen wird. 



Digitized by Google 



Vierter Abscimitt 



Die politische Unmöglichkeit eiuer Rückgabe 
Wismai*s durch Deutschland. 



I. Durch die zuletst gegebenen Ausführungen darf 
jedenfalls schon das eine als festgestellt gelten, dals Deutsch- 
* land nicht eben mit ttbermttlsigen Besorgnissen dem 26. Juni 
1903 entgegenzusehen braucht. Wir haben ge/^cigt, dafs 

Schweden von seinem Standpunkt aus den Rückerwerb 
Wismars weit eher zu fürchten als zu wünschen Anlafs hat, 
und dafs man aUo mit ziemlicher Gewifsheit darauf" rechnen 
kann, es werde nicht zur praktischen Ausübung seiner ter- 
ritorialen Ansprüche schreiten. 

Dafs die Sache thatsäehlich diese Entwicklung nehmen 
wird, dafiir hegen gerade neuerdings sehr wesentliche An- 
zeichen schwedischerseits vor. Hierher ist vor allen Dingen 
zu rechnen die Haltung, welclie die Regierung dem Antrag 
Hedin gegenüber einnahm. Es ist bereits gelegentlich da- 
von gesprochen worden, dafs der Minister des Auswärtigen, 
Y. Lagerheim, bei den Verhandlungen des Beichstags direkt 
eine Pflicht Schwedens, wenn auch nur moralischer Art, 
anerkannt hat, die Stadt Wismar Mecklenburg nicht streitig 
zu machen. Er hat damals, zweifellos im vollsten Einver- 
ständnis mit dem König, des weiteren auch noch den hier 
betonten Gesichtspunkt kurz gestreift, dafs man im Inter- 
esse des eigenen Landes nicht an eine praktische Geltend- 
machung der alten Ansprüche denken dttrfe, sondern besser 
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Deutschl.ind im unangefochtenen Besitz des tragliehen Terri- 
tonuiiis zu lassen habe. Vom Reichstage seinerseits sind 
alle diese Krklärungen mit lebhaftem Beifall aufgenommen 
worden; auch hat derselbe in beiden Kammern den Antrag 
Hedin mit grofser Majorität abgelehnt, ohne von sich au^ 
die Anregung zu citum andersartigen VerwfM tiing der Wis- 
marer Ansprüche zu ::eben. Mit dieser 1>' li.uidlung der An- 
gelegenheit steht endlich noch vollständig im Einklänge die 
Beurteilung, welche die schwedische Presse dem Hedinsclien 
Projekt überwiegend hat zu teil werden lassen : auch diese 
war sich in ihren besonneDcren Organen ganz darüber einig, 
daTs eine Wiedereinltfeung Wismars im Kmste schwerlich 
in Frage kommen könne*. 

Indes, so erfreulich und angenehm das alles för Deutsch- 
land zweifellos ist, yoUe Sicherheit hat das letztere damit 
noch keinesw^ gewonnen, denn ein ausdrücklicher, inter- 



^ Wegen di6Mr augeublicklieh gftnfltigeti Stfmmiuigr in 8ctiw«d«D 

■würe es vielleicht f^-anz anf^eb rächt, wenn Deut.<!( hlni\d hei der endg'ültigeii 
Erledigung der Wismarer äachu gleicb auch den tbriuellen Verzicht auf 
einen anderen, noch weit Slteran Tenritorialanspruch «u emithen «nehte. 
Dieser lictrilTt das Herzogtum Hinterpommem, dessen Erwerb der schwe- 
dischen Krone durch den Westtalischeu Frieden in Form der „investi- 
tara simultanea" (iustr. pac. Osnabr. Art X § 4) für den Fall d^ Au«- 
sterbens des brandenburgischen Mannesstammes zugesichert wurde. Die 
heutige Recht.sg'riltiijkeit dieses Anspriiehs erscheint selbst dann noch 
nicht als beseitigt, wenn man mit G. Meyer (Deutsches ijtaatsretUl, 
5. Anä., 8. 244) kaiserlichen Gesamt- und Evenlualbclehnungen jede fort^ 
dauernde Wirksamkeit abspricht (doch wird aueh L^ff^i-enteilige 
Meinung vielfach noch, meist allerdings von älteren t:>chrittstellem ver- 
treten; Tergl. z. B. Zaeharift, Deutsches Staats- und Bitndesrecht, 8. Aufl. 
1865, I, S. 16'), .HS5f ). Denn da der Osnabrüeker Vertrag von Brandcu- 
bure ausdrücklich mituuterzeicimet worden ist (cf. Art XVII 1 u. 12), 
80 nat dieses oflSsnbar aueh Ton sieh ans, als selbständiges nnd heute" 
noch fortbestehendes Gemeinwesen, Schweden die Einhaltung sämtlicher, 
es irgendwie tangierenden Vertragsartikel versprochen (nur bei dieser 
Auffassung des Verhältnisses erklärt es sich, wie u. a. in Art. 20 des 
rein seliwedisch-preufsischen Vertrags zu Stockholm vom 21. Jan. 1720 
der Westtalische Frieden durcli die Kontrahenten nochmals „bestätigt" 
werden kann) und hat eben deshalb auch jene eventuelle Territorial- 
abmachtmg seinerseits gldchfalls genehmigt Die gamse Stipnlation hat 
ja allerdings bei der heutigen Blüte des Ilohenzollerristammes zur Zeit 
äuiüserst wenig Aussicht auf praktische Kealisierung; formell rechtlich ist 
sie aber (wenigsten» so weit dw mir bekannte urinindliebe Material 
nidife) niemals aofser Krall geeetat worden. 
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natioxiAl gültiger Verziolit auf den Ansprach liegt jedenfalls 
bisher nicht vor, und es besteht auch Air Schweden nicht 
der mindeste Grand, sich Tor Ablanf der hander tjährigen 
Pfandfrist amtlich mit Mecklenburg darttber auseinander- 
zusetzen, eine bindende Erklärung über seine Absichten 
ihm gcgeuübei- kundzugeben In den bia dahin noch übrigen 
2^/2 Jahren könnte sich aber doch manches ändern. Es 
wäTP immerhin möglicli, dafs innerhalb des schwedischen 
Volks die bei einem Teil desselben jetzt schon vorhandene 
Neigung, den Wismarer Anspruch nicht vßllig ungenutzt zu 
lassen, ans irgendwelchen Gründen immer stärker und all- 
gemeiner wird; im Anschlufs hieran wurde vielleicht der 
Reichstag gleichfalls zu einer anderen Beurteilung der Frage 
g^angen, and so könnte schlie&iich auch die schwedische 
Regierung wider Erwarten sich veranlafst sehen, aus Rück- 
sicht auf die öffentliche Meinung den heutzutage einge- 
nommenen Standpunkt völlig au&ugeben. Man darf es dar 
her gegenwärtig wohl als äufserst un wahrscheinlich » aber 
keineswegs als gänzlich ausgeschlossen bezeichnen, dafs 
Schweden sich seinerzeit zur wirklichen £inl(teung Wismars 
bereit erklären wird. Sollte das thatsächlich der Fall sein, 
so wlirde selbstTerständlich auch der beste Nachweis von der 
Schädlichkeit des. Neuerwerbs gar nichts helfen. Selbst wenn 
deatscherseits noch so überzeugend dargetban würde, da& 
der Besitz der Stadt fUr Schweden durchaus nutzlos, ja 
mehr noch direkt gefthrlich wäre, und dafs es mithin an 
jedem vernünftigen Motiv zur Hergabe einer so grofsen 
Geldsumme völlig mangele, so könnte die andere Partei 
immer kurzweg erwidern, das sei ausschliefslieh ihre Sache; 



' Nach eitlem YoMOhlage, der wahrend der MnlmHer Vi rhandluugen 
geleeentUcb gemacht wurde, sollte dies allerdings auders sein. £s habeu 
nimiiefa damsls die meddenbargischen BerolliuUihtigten nnter anderem 
au^eregt, dafs Schweden, falls es 1908 sein Einlösungn recht praktisch 
ausüben wolle, das drei Jahre vorher anzuzeigen hätte. In dem ofliciellen 
Yertnigstext fand jedoch der Antrag keine Berücksichtigung; vielmehr ist 
nach dem klaren Wortlaut desselben (vergl. Art. 3 u. 1) die Einhaltonf^ 
irgendwelcher Kündi^nmjrsrrist nicht als erforderlich anauaehen. 
Bruno Schmidt. Handvertrag aber Wi«Di»r. 5 
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sie konnte neh strikt auf den, jede tiefere Begründung 
schroff ablehnenden Standpunkt Shylocks stellen und mit 
leichter Veränderung der Shakespeareschen )^'orte * einfach 
erwidern : 

,^Ihr fragt, warum ich einen Fetzen Land 
Will lieber haben als Millionen Gold! 
' Darauf geh ich keine Antwort 
So will iobV sag ich: ist*« nicht Antwort gnng?^ 

IL Nach aUedem dürfen wir es keineswegs als über- 
flüssig ansehen, schliefslich anch noch die Frage kurz zu 

untersuchen, was deutscherseits zu geschehen Iiat, wenn 
Schweden 1903 thatsächlich als Prätendent ;iut \\'isniar auf- 
tritt. Der unbedingte- Rechtsfanatiker ist da rasch mit der 
Antwort fertig; er dekretiert schnell entschlossen: „Wenn 
der schwedische Anspruch wirklich noch in juristischer 
Gültigkeit steht, so mufs die Ötadt eben einfach heraus- 
gegeben werden." Dabei wird nur vollständig iprnoriert, 
dafs summiim jus- vielmals snmnut injuria ist. dafs die buch- 
stabengetreue Hechtserfüllung im internationalen Leben sehr 
oft die Verletzung einer höheren und heiligeren Pflicht gegen 
das eigene Selbst involvieren kann. 

Machen wir uns klar, was von Deutschland gefordert 
wird. Nachdem es unserem Volk endlich in harter und 
gefahrvoller Arbeit gelungen ist, von neuem sich zur poli- 
tisch-nationalen Einheit zusammenzuschliefsen, soll es aal 
Grund eines noch in der alten Reichsmisire wurzelnden 
Vertrags gezwungen werden, das glücklich erreichte Weik 
selbst wieder an verstümmeln, einer fremden Macht Stücke 
des deutschen GesamtkOrpers auszuantworten. Schon das 
würde eine That der Selbstentsagung bedeuten, wie man 
sie unter den modernen Verbttltnissen , bei dem heutzutage 
so enorm gesteigerten Nationalgefahl nicht leicht von -einem 
Staate erwarten darf. 

j 

* I 

^ Kanfinann von Venedigt Akt 4« Scene 1. 
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Indes dieser Gesichtspunkt der nationalen Inte^rität^ 
so grols seine faktische Bedeutung sein mag, würde für sich 
allein ganz gewifs noch nicht ausreichen, um einen formellen 
Brach des Malmöer Vertrags sachlich zu rechtfertigen und 
SU entschuldigen. Man ist neuerdings fast allgemein' von 
einer zeitweise allerdings recht verbreiteten Überspannung 
des Nationalprincips wieder abgekommen und erkennt jetzt 
weit überwiegend an, dafs dieses eine Korrektur des posi- 
tiven Völkerrechts selber in keiner Weise sich anma(iBett 
darf. Sobald daher die auf Omnd alter Ansprüche gefor- 
derte Gebietsabtretung dem betreffenden Staat nur nicht 
(sei es nun unmittelbar aktudl oder doch potentiell in ihren 
Konsequenzen) geradezu eine Selbstvernichtung zumute^ 
sobald er auch nach erfolgter Oesdon, zwar an räumlichem 
Umfang vermindert, aber im übrigen genau so sicher und 
ungeflührdet wie früher fortzubestehen vermag, kann er aus 
blofs nationalen Rücksichten die Erfüllung seiner Vertrags- 
pilicht schlechterdings nicht verweigern, ohne dadurch eine 
zweifellose und durch nichts gemilderte Rechtsverletzung zu 
begehen. 

Nun verhält sich aber die Sache bei unserem Falle in 
Wahrheit ganz anders. Die geographische Lage Wismars 
ist keine derartige, dafs das Reich als Ganzes die Abtretung 
der Stadt unbeeinträchtigt zu überdauern vermöchte; sie 
betindet sich nicht in irgend einem der periphin n Grenz- 
territorien, woselbst die Bedeutung einer etwaigen Cession 
wenig oder gar nicht über den unmittelbaren Gebiets- und 
Unterthanenverlust hinausgehen würde, sondern sie ist 
centralen und für den gesamten Staatskörper überaus wich- 
tigen Teilen benachbart. Dafür in flüchtigsten Umrissen 
nur ein paar Belege. Nach der Reichshauptstadt Berlin 
vermag man von Wismar in kaum 3^/4 Eisenbahnstunden 
zu gelangen, von der bedeutendsten Hafenstadt der preufsi- 
schen Monarchie, Stettin, ist die Stadt keine 6, von Harn- 

^ Etwa mit AuBnahme de^ itiliauMhen Jurwprndens. 

5* 
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bürg und Bremen blol« 2^U resp. 5Va Stunden entfernt. 
Die dritte Hansestadt, Lübeck, kauii bei knapp P 2 Eisen- 
bahnstmideii Distanz von Wismar aus eigentlich direkt be- 
herrscht werden-, mit ihr gerät aber auch der neue Jjilbe- 
Trave-Kanal und des weiteren die ganze, für Deutschland 
so bedeutsame Elblinie in gefährliche Nähe einer ausländi- 
schen Besitzung. Nach einer anderen Seite ist wieder der 
Reichskriegshafen Kiel von der abzutretenden Stadt nur 
durch eine geringe Entfernung getrennt, so dafs man diesen 
von ihr aus jederzeit bequem zu bedrohen vermöchte. Da- 
bei ist nicht zu vergessen, dafs unter solchen Umständen 
der in der Kieler Ftfhrde ja mündende Nordostaeekanai 
ebenfalls von einer fremdstaatlichen Position unmittelbar 
flankiert erscheint und so der Hauptwert desselben, die un- 
gehinderte Durchfahrt der deutschen Krie^gsflotte aus der 
Kord- in die Ostsee und umgekehrt, ziemlich illusorisch 
werden kann. Gleich dieser hochwichtigen Wasserstraf se. 
wurden aber fortan auch zu Lande, wie sich schon aus der 
räumlichen Lage Wismars zu den vorhin genannten Städten 
von sdbst ergiebt, mehrere notwendige Kommunikationslinien 
immer der Gefahr einer Sperrung ausgesetzt sein; führen 
doch nicht weniger als drei Hauptbahnverbindim^^en, näm- 
lich Berlin — Warnemünde, Berlin — Hamburg und Hamburg — 
Stettin in verhäitiii^niaföig geringer, beim letztgenannten 
Fall z. B. blofs 15 Kilometer betragenden Entfernung an 
der Stadt vorüber. Wahr! ich, es ist ein wohlgelegener und 
trefflich ausgesuchter Stützpunkt, der da dem Auslände auf 
deutschem Bodt n eingeräumt werden soll, ein Stützpunkt, 
den das Reich um seiner eigenen iSicherheit willen gar nicht 
einer fremden Macht überlassen darf ; es wäre geradezu 
„ein Pfund Fleisch, zunächst dem Herzen", welches hier 
Schweden in derselben Weise von Deutschland begehren 
würde, wie es der wiederholt schon erwähnte Shylock dem 
königlichen Kaufmann Antonio gegentlber thut. 

Man wird vielleicht geneigt sein, diese Befürchtungen 
fUr tlhertrieben zu halten. Es liefse sich wohl mit einigem 
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Schein von Recht behaupten, wirklu'L begründete Besorg- 
nisse könnten erstens doch nur dann ^^elieg^. werden, wenn 
die Stadt mit starken Fortiiikationen versehen würde, was 
■aber nach früheren Ausftlhrungen (vgl. S. 52) Schweden 
gar nicht gestattet sei; zweitens vermöge aber selbst ein 
thatsächlich befestigtes Wismar in der Hand des schwachen 
Staats Schweden dem mttcfatigen Dentschiand niemals im 
Ernste gefährlich zu. werden. Darauf ist folgendes za er- 
widern. Gewifs ist es nach dem derzeitigen Rechtazustande 
ganz richtig, dafs jede Anlage von Festungswerken auf 
Orttnd einer gültig noch bestehenden n^ativen Staatsdienst- 
barkett Schweden vorlttafig untersagt wäre. Aber als Ver- 
botsberechtigter erschiene nicht etwa das Reich selber, son^ 
dem lediglich eine fremde Macht; sobald die letztere auf 
ihre Befugnis verzichtet, mnfs jenes die seinen Interessen 
so sehüdlidie Befestigung ruhig und widerspruchslos ge- 
schehen lassen. Unmöglich kann aber Deutschland die Be- 
dingungen seiner ungeerdeten Existenz und Sicherheit rein 
von dem guten Willen eines dritten Staats abhängten lassen*. 

Fernerhin, wa,s den zweiten, vorhin geltend gemachten 
Gesichtspunkt betrifft, so ist wiederum unbedingt jsuzugeben, 
dafs Schweden für sich allein wohl stets einen ungefährlichen 
Gegner darstellen würde; es kann doch aber unter Um- 
stMnden sehr gut mit stflrkeren Mächten alliiert sein. Und 
seli)st wenn es an einen etwaigen Kampf Deutschlands mit 
irgend einer Grofsmacht seinerseits gar keinen aktiven An- 
teil nehmen sollte , so vermöchte Wismar trotssdem für das 
Reich ernste Verlegenheiten genug heraufzuführen. Denken 
wir uns s. B., dieses sei mit England in einen kriegerischen 



' Dttra koinnit noch, dafli dM Reieli gerade bei dem (im Malmöer 

A'ertrag nicht ausdrüoklicli genannten) Inhaber der Servitut durchaus 
keine uberm&bige Zuneigung für Deutschland voraussetzen darf. Als 
solcher kommt nämlich Dänemark in Betracht, welchem die fragliche He* 
fhgnis 1720 durch den Traktat zu Friedrichsburg (rom 8. Juli) eingeräumt 
ist (nicht eigentlich durch den Vertrag selbst, wohl aber durch die hin- 
zugefügte „nähere Erklärung der Friedensartikulu". Vergl. Zinck, Kuhe 
4es jetrt l6beDd«ii Europa, Teil II, S. 821 u. SSi). 
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Konflikt geraten, so würde letzteres gewifs alles autbit ten, 
um in den Besitz eines so günstigen Operationsstlitzpunktes» 
wie das wo iil befestigte Wismar einer wäre, zu ,£!i:elaTigen. 
Das könnte es zunächst im Wege der frii dlirlicu Verständi- 
gung zu erreichen suchen, dadurch dafs es Schweden ire:end- 
welche bedeutsame Vorteile, etwa finanzieller Art oder der- 
gleichen, in Aussicht stellte. Sollten indes alle lockenden 
Anerbietungen erfolglos bleiben, so würde es dem Inselreich 
(dessen Politik sich ja nach bekanntem Muster „nie mit 
Kleinigkeiten al^gegeben hat") eventueil aucli nicht auf einen 
direkten Völkemchtsbrach ankommen. Wir brauchen in 
dieser Beziehung Bach Beispielen und Belegen gar nicht so 
sehr in die Ferne zu schweifen, denn das Schlechte liegt 
hier so nah: schon die Umgebung von Wismar, das Ost- 
seebecken selbst vermag davon zu erzählen, wie sorgsam 
England die Neutralität schwächerer Staaten zu achten 
weifs. Noch im Monat August des Jahres 1807 war es, 
dafs eine britische Flotte mit Landungstruppen an Bord 
ungehindert und von dem üblichen Kanonensalut begrllfst 
die Befestigungen des Sunds passierte. Kurze Zeit darauf 
stellte das nur mit Napoleon im Kampf begriffisne Eing^nd 
an das neutrale Dänemark Forderungen, die dieses im 
Interesse seiner nationalen Würde und Selbständigkeit 
schlechterdings nicht bewilligen konnte; als sie demgcmäia 
entschieden zurückgewiesen wurden, bombardierte der zur 
Hilfe gerufene britische Admiral sofort drei Tage lang, 
mitten im Frieden, ohne jede KriejC^erklai ung, die Stadt 
Kopenhagen, zwang sie, nachdem ein LiroTser Teil derselben 
in Brand geschossen war, zur Ergebung und führte die ge- 
samte dänische Flotte als wertvollen Baub ^ mit sich fort. 

^ Ton dem, am 7. September abgeschloesenen KapitnlatioiuiTertrag' 

wird freilich diese, etwas unRchön klinfronde Hezeichnnng sorgfaltig ver- 
mieden, indem in Art. 3 desselben nur von einer Übernahme ,,en d^pöt'* 
die Rede ist (cf. Marten», Becueil VIII 8. 693). Die zartfühlende Um- 
schreibung sollte wahrwsheillliioh sehon der Anfang von allen den freund- 
schaftliclien Mafsnahmen sein, die eiiHi^^therspits in Art. 7 zu dem Zweck 
in Aussicht gestellt werden, „pour produire 1 union et la bonne intelli-* 
Xenoe entre lea detiz nationB*! 
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Mit liecht luit diest' einpört*iide Vergewaltigung einer kleinen 
Nation durch eine grofse damals die alleremeinste Verur- 
teilung erfahren ^ ; es wÄre aber gewif« äul'serst sanguinisch, 
wollte man deshalb eine einfache Wiederholung derselben 
heutzutage als ganz ausgeschlossen betrachten. Angesichts 
des offenkundig vorliegenden Prilcedenzfalles ist es sicherr 
lieh Deutschland nicht zu verargen, wenn es snm wenigsten 
mit der Möglichkeit eines ähnlichen Vorkommnisses rechnet^ 
wenn es u. a. auch die £yentixalität ins Auge fa£st, dafs 
nach erfolgter Oession Wismars an Schweden die Stadt 
später leicht einmal durch einen abermaligen Friedens- und 
Neutralitätsbruch von EingUmd flberrumpelt und cur Ope- 
rationsbasis für kriogerische Unternehmungen gegen das 
Reich selber gemacht werden könnte. 

Wie unbequem dieselbe gerade in der Hand des see- 
ttberlegenen Qrofsbritannien werden müfste, da» bedarf wohl 
nach den früher gegebenen Andeutungen kaum einer weiteren 
Ausführung. Man kann ruhig sagen, dafs unter den an- 
genommenen Umständen der Nordostseekanal sofort allen 
und jeden niilitäriselien Wert verlieren würde, dafs England, 
auf das feste Wismar gestützt, die gesamte Ostsee beliebig 
zu belierrschen vermöchte, dafs von unseren für die über- 
seeiselie Verpflegung und Zutuiir einfach uuentbehrlichen 
Häfen Stettin, Lübeck, Rostock, Stralsund u. s. w. so gut 
wie vollständig aufser Funktion gesetzt wären, dafs selbst 
in der Nordsee Hamburg und Bremen, d. h. gerade diebeiden 
allerwichtigsten , an Wert bedeutend verlieren raüfsten, da 
sie alsdann, abgesehen von der eo ipso gegebenen Gefähr- 



' Als „Uli acte f!c violeiu-c dont rhistoire si fertile cu ßxempies, n'en 
offire pas un seul de pareil'' wurde sie z. B. in der bald darauf erfolgen- 
den Kn^TOilil&mng Rufslandä gegen GrofsbiritniBieii beieieilmet (Mar!«]» 
a, a. O. S. 707). Wie leicht begreiflich, ist gerade in diesem Punkte die 
engliscfie Geo;enorklnrung äufserst lahm. Da« einzig greifbare, was man 
aus dt n §^owundenen Redensarten entnehmen kann, ist, dafs die „urgence 
de.s circonstances'* das Vorgdien gegen Dänemark im Interesse der eigenen 
Sicherheit unhedin^ notwendig und folglich auch ent*icVni!dhar g'*»n>acht 
habe. Das war aber eben unter den gegebeneu Verhältnissen ganz sieher 
Hiebt der Fall. 



Digitized by Google 



— 72 - 



düng vom Meer ans, auch zu Lande in ihren rückwärtigen 
Verbinduniren bedroht wären und folglich ihrer Aufgabe, 
Deutschland mit allem Notwendigen zu versorgen, minde- 
stens fUr den Osten nur noch unter wesentlich erhöhten 
Schwierigkeiten genügen könnten. Dabei bat man wohl zu 
beachton , dafs der Gegner, sobald er sich einmal in den 
Besitz Wismars gesetzt hat, sicherlich nor mit den gröfsten 
Opfern, vielleicht sogar ttberhanpt nicht mehr wieder dar- 
aus zu verdxlingen sein wird. Was die ihrer ganzen Lage 
wegen unschwer zu verteidigende Stadt als Festung zu leisten 
vermag, das hat sie in dem grolsen nordischen Krieg be- 
wiesen. Denn wiewohl Schweden damals gleichzeitig im 
Kampfe mit Rufsland, Dänemark, Polen, Preufsen und Eng- 
land* Hannover lag, ist doch die Eroberung Wismars nur 
unter den grSfsten Schwierigkeiten gehmgen: zuletzt von 
sämtlichen deutsch -schwedischen Besitzungen, noch später 
lüs das von Karl XII. persönlich verteidigte Stralsund ist 
die Stadt (und zwar lediglich infolge von Aushungerung!) 
in Feindeshand ^refallen*. 

Ahnlich schlimme Wirkungen wie eine englische Be- 
setzung Wismars würde es für Deutschland haben, falls der 
Platz in Kriegszeiten von einer anderen starken Grofsmacht* 
okkupiert werden sollte; jt hmi kräftigen Feinde gegenüber 
könnte das Reich einmal sehr zu seinem Schaden erfahren, 
welch ungeschützte und leicht verwundbare Stelle am Staats- 
körper durch einen Übergang Wismars auf Schweden not- 
wendig entstehen muTs^. Eben hierin aber, viel mehr wie 



» Vergl. Weber, Allgemeine Weltgeschichte, XII, S. 809/10. 

- Übrigens i.st nach Lage der Dinge auch die Möglichkeit eiue.s ge- 
meinsamen Angritfes mehrerer Mächte im Auge zu behalten. Besonders 
bedenklich erschiene ein solcher dann, wenn es sich nm die Koalition 
einer bedeutenden Laad- und Seeniacht handelte. 

^ Diesen Konseqnenzen wäre «llerdings dadurch ausreichend vor- 
zubeugen, dafs in beiderseitigem Einverständnis die .Städt auch nach er- 
folgter Cession als integrierender Bratandteil innerhalb des deutschen 
liunilp'^^'-i hiotf; belassen wurde. Indo*< . ^vpnn diese Lösung de.s Prohlems 
auf der einen Seite wirklich den Vorteil mit sich brächte, dafs das Reich 
jetet Ton sich ans alle notw^idigen SiohenmgsmaAregeln gegen ein« 
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in den rein nationalen Verhältnissen , ist das Moment entr 
halten y welches eine ofifene Lossagung von dem Malmöer 
Vertrag entschuldigen, ja materiell geradezu rechtfertigen 
kann. Schon das natürliche Empfinden spricht dafür, dafs 
der Satz Pacta sunt servanda im internationalen Leben nicht 
schlechthin ausnahmslose Geltung beanspruchen darf. Kein 
Traktat der Welt vermag wirksam au verlangen, dafs der 
Staat selbst sich einen P£shl ins eigene Fleisch stQfs^ selber 
dem socialen Organismus eine offene Wunde sofügt» die unter 
Umständen seine ganse Existenz in Frage stellen konnte. 
Gberall, wo derartiges zutrifft, da liegr^ wirklich einer der 
Fälle vor, wie sie Bismarck im Auge hatte^ ak er in seiner 
gewaltigen Rede vom 6. Februar 1888 die Worte sprach: 
^Keine Grofsmacht kann im Widerspruch mit den Inter- 
essen des eigenen Volks an dem Wortlaute irgend eines 
Vertrages kleben; sie ist schliefslicb genötigt, ganz oflfen 
zu erklären, ich kann das nicht mehr, und mufs das vor 

fremdstaatUehe Feitsetsmig in Wismar su treffen vermochte, ao stehen 

ihr andorerscitH, wio wir frühi-r schon (cf. S. 50 Anm. 1) pesehen haben, 
auch wieder solch schwerwicji^ade Bedeuken entgegen, dafn Deutnchland 
sie flcblieftlieh ebensoweuig wie eine Tollatlndige Abtrennung acceptieren 
darf. Eine allenfalls annehmbare Form der Üession müfste es unbedingt 
verstplu n, (!ie Vorzüge des Verbleibens im Reichsg^ebiet ohne die gleich- 
zcitig iiiiii anhaftenden Nachteile %u erreichen. Zu diesem Zwecke wäre 
etwa acu fordern, dafs in Wismar eine streng einheimische Regierun|f 
niederg(>setzt würde, die zwar formell im Namen Schwedens /u fiiug^it reu, 
materiell aber von letzterem ganz unabhängig zu sein hätti:, eine lie- 
gieruDg, die sich nicht nach irgendwelchen Weisungen aus Stockholm an 
richten brauchte, sondern durchaus -nlhst-tTiHi^' mfr rirm Rci^h v( rkrhrf-n 
und alle mitffliedschaftlichen Hechte innerlialb demselben ausüben könnte: 
knrs es wfirde prineipiell dn ähnliches VorhSltnis anzustreben sein, wie 
es von 1815 bis 1848 zwisclien dem Schweizer Bund und dem als preufsi- 
sdies Nebeulaud anerkannten Kanton Neuenbtug bestand (cf. Orelli, 
Staatsrecht der schweizerischen Eidgenossenaehan, im Handbuch des 
offentl. KechtH IV, I, 2. S. 20; Hermann Schulze, Nenenbwig [Berlin 
1857J S. 19, 28). Da aber bri einer derartigen Regulierung, wie gerade 
der genanute Fall wohl zur Genüge erwiesen hat, dem uominellen Über- 
herrn tast nur noch Lasten and Unannehmlichkeiten ohne wesentliche 
Rechte übrig bleiben, so i>t kaum anzunelunen, dafs Schweden seinerseits 
sich damit einverstanden erklären wird. 
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ihrem Volke und vor dem Vertrag schliefsenden Teile nach 
Möglichkeit rechtfertigen 

in. Die ausschlaggebende Bedeutung, die dem zuletzt 
geltend gemachten Moment hier beigemessen wird, macht 
es zur Notwendigkeit, bei dem Gegenstand noch etwas 
ittnger zu verweilen. Dafs unbedingte Vertragstreue dort^ 
wo sie geradezu mit der Pflicht der staatlichen Selbster- 
baltung kollidiert, nicht verlangt werden darf, ist bisher 
mehr instinktiv, nach Mafsgabe des natürlichen Gefühls an- 
genommen und behauptet worden; es gilt jetet, letzteres 
«ueh tiefer wissenschaftlich su erfassen und zu begründen. 
Ausftihrungen der Art wttrden nur dann entbehrlich sein, 
wenn wir in der Lage wären, uns auf bereits feststehende 
and allgemein anerkannte Principien zu berufen. An solchen 
mangelt es jedoch zur Zeit noch voUständig. Wohl hat 
man schon längst die Beobachtung gemacht, dafs mit der 
völlig unbeschränkten Geltung des Satzes Pacta sunt ser- 
vanda schlechterdings nicht auszukommen ist, und immer 
von neuem ist man aucli bemüht gewesen, seine Wirkoain- 
keit in geeigneter Weise einüuengeu und zu begrenzen ; der 
Weg aber, der zu diesem Zwecke gewöhnlich eingeschlagen 
wurde, ist als ein durchaus verfehlter zu bezeichnen. 

Fast stets suchte man nämlich die erfordei liciie Kor- 
rektur wieder mit Hilfe eines specifischen Rech ts^atzes, der 
so-eiKinnten clausula rebus sie stantibus zu gewinnen. Man 
erklärt es ohne weiteres tür eine inhärente Eigentümlichkeit 
des Völkerrechts, dafs »Staaten Verträge, auch wo sie un- 
bedingt und unbefristet eingegangen sind, doch wegen der 
besonderen Beschaffenheit der sie abschliefsenden Subjekte 
ihre Gültigkeit unter gewissen Umständen verlieren müssen ; 
es soll eine juristische HiniUlligkeit derselben angeblich 
4adurch herbeigeführt werden können, dafs in der Zwischen- 



^ (jf. öteaograpbische Berichte über die Heichstagsverhandl., 7. Legis- 
laturper., IL Sesflioii 1887/88, 8. 730. 
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zeit zwischen ihrem Abschlufs und ihrer Ausführung eine 
wesentliche (essentielle, vollständige, fundamentale oder wie 
man sich sonst noch ausdrucken mag) Veränderung der 
Sachlage vor sich gegangen ist, nanaentlich nach der Rich- 
tung, dafs auf seiten des Verpflichteten ganz neue Momente 
hervorgetreten sind, die jetzt die Erfüllung der übernomme- 
nen Verbindlichkeit im Interesse der Selbeterhaltung un- 
mö^ich erscheinen lassen, während dies von Haus ans, bei 
den damals gegebenen Verhältnissen nicht der Fall war. 

Ohne nun an dieser Stelle in eine ausftihrliche Be- 
käinpiung der ganzen Auffassung einzutreten \ will ich blofs 
kurz hervorheben, dafs gegen sie vor allem zweierlei einzu- 
wenden ist Erstens ist es de lege lata, wie man im innerstaat- 
liehen Becht sagen würde, durchaus nicht nachweisbar, dafs 
eine derartige Einengung des juristischen G-eltuiig^bereichs der 
Regel Pacta sunt servanda in der für die Entstehung posi- 
tiver Völkerrechtssätze allein möglichen Weise wirklich 
stattgefunden hat; vielmehr tritt hier an einem einzelnen 
Punkte wieder die im internationalen Reclit so häufi^^e Er- 
scheinung hervor, dafs etwas nur theoretisch in den völker- 
rechtlichen Lehrsystemen und nicht zugleich in der leben- 
digen Staatspraxis existiert. Zweitens wäre es jü er auch 
de lege ferenda ganz falsch, die positiv-rechtliche iSchatiung 
einer entsprechenden Norm zu verlangen, und zwar deshalb, 
weil dieselbe unendlich mehr Schaden wie Vorteil bringen 
müüste. Denn so gewifs es auf der einen Seite ist, dafs 
himlurch der beklagte Mifsstand einer allzuweiten Er- 
Streckung der internationalen Vertragsverbindlichkeit aus 
dem Fundamente beseitigt wird, ebenso fest steht es auch, 
dafs diese Mafsregel nach der entgegengesetzten Seite ein 
noch viel schlimmeres Übel zur Folge hat, nämlich dies, 
dafs wegen der beliebigen Dehnbarkeit der mit juristischer 
Wirkung ausgestatteten clausula rebus sie stantibus prak- 



^ Vergl. hierzu daa in der Vorrede Bemerkte. 
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tisch eigentlich die ganze Regel Pacta sunt servanda auf- 
gehoben und illusorisch gemacht wird. 

Aus diesen Orürnien, die freilich in der vorliegenden 
Arbeit in keint r Weise übcr/eutj^end dargethan , sondern 
nur flüchtig angedeutet werden können^ mufs man wohl oder 
übel darauf verzichten, mit specifiBch rechtlichen Mitteln 
und Wegen die notwendige Abhilfe lu gewinnen; im Gegen- 
teil hat man rückhaltlos anzuerkennen, dafs jede einseitige 
Lossagung Tom Vertrag (aufser es wäre etwa die Befugnis 
dazu ausdrücklich vorbehalten) stets nnd unter allen Um- 
ständen eine formelle Rechtswidrigkeit xnTolviert* Dagegen 
gelangt man sofort zu öinem besseren und befinedigerenden 
Resultate, wenn man Ton der rein rechdichen Betrachtungs- 
weise vOUig abstrahiert und sich principiell auf einen anderen, 
gewissermafsen präjuristischen Standpunkt stellt. 

Das, was in den verschiedenen Formulierungen der 
dafisula rebus sie stantibus mehr oder weniger klar zum 
Ausdruck kommt, das ist, genau genommen, gar keine be- 
sondere Eigentümlichkeit blofs der internationalen Ordnung, 
sondern wiederholt sich tibereinstimmend auch in allen 
übrigen Rechtssystemen: es ist der begri Irlich gegebene und 
deshalb schlechthin unvermeidliche Küiillikt zwischen der 
ioniiellen Struktur und der materiellen Zweckbestimmung 
des Rechts. Allerdings tritt er aber gerade bei der inter- 
nationalen Ordnung mit besonderer Deutlichkeit hervor, und 
es läf^t sich hier auch wegen der einfacheren Bauart der 
letzteren die notwendige Lösuni?: des Zwiespalts leichter ver- 
anschaulichen und demonstrieren. 

Im Gegensatz zu dem innerstaatlichen Recht sind es 
beim internationalen bekanntlich die beteiligten Subjekte 
selbst, welche die für sie mafsgebcnden objektiven Ver- 
baltensnormen von sich aus erst schaffen; nicht ein über 
ihnen waltender einheitlicher Socialwille, sondern die einzel- 
nen Staaten als solche haben das gesamte Völkerrecht und 
in ihm namentlich auch den Satz Pacta sunt servanda zur 
Entstellung gebracht. Wenn sie sich aber individueU-irei 
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SU diesem Eutschlufs beHtiramten, so war das hauptsäch- 
liebste, um nicht zu sagen einzige Motiv dafür dies, ihre 
eigenen egoistischen Interessen möglichnt zu fördern; sie 
thaten es, weil sie erkannten, dafs der für sie alle so nutz- 
bringende Wechselverkehr nur bei gegenseitiger Vertrags- 
treue überhaupt aufrecht zu erhalten ist und also mit der* 
selben im Ghnrnde nur ihrem eigenen Vorteil am besten ge- 
dient wird. Hieraus ergiebt sich, dafo jene Korm nur als 
Mittel cum Zweck und nicht etwa als reiner Selbstzweck 
gewollt war; sie wurde generell eingell&lirt, weil sie im 
Istiten Einsatz vermeintlich ttberaU nur sum Wohl der 
Einaelstaatea selber ausschlagen konnte. 

Bei dieser Argumentation war nun aber ein sehr wesent- 
liolier Punkt TOllig au(ser Acht gelassen. Der besteht darin^ 
dals zwar in der weitatis überwiegenden Zahl der FltUe^ 
aber doch nicht schlechihin und ausnahmsbs internationale 
Vertragstreue im eigenen Interesse der beteiligten Parteien 
liegt. GewUs ist es richtig, dafe im Grunde jeder seine 
iFdlkerrechtlfchen Verbindlichkeiten sorgsam erfüllende Staat 
selbst den gröfsten Nutzen davon hat. Es wäre eine sehr 
kiirzöiciitige und oliertlachliche Auffabsung, wollte man 
sagen, dafs jeder Vertragshnu Ii dem VerpÜicliteten die Auf- 
opferung irgend eines Gutcö erspart und also eo ipso für 
ihn blofs vorteilhatt sein kann. Nur wenn man beide Seiten 
des völkerreeiitlichen Soll und Haben in Betracht zieht» 
vcriiiag man zu vollständiger Klarheit zu gelangen; man 
erkennt dann, dafs der geringe Gewinn auf der einen St ite 
schliefslich auf der anderen notwendig einen viel grölseren 
Verlust herbeiführen mufs^ das ist die gänzliche Eiubusse 
des internationalen Kredits. 

Bei aUedem aber, so schwerwiegend und bedeutungs- 
voll man das letztere Moment auch Uberall anschlagen mag^ 
immerhin sind Fälle denkbar, bei denen selbst diese Ge- 
fahr gering erscheint im Vergleich mit dem Interesse, dessen 
Aufopferung strikte Vertragstreue erheischen würde. £s 
iat recht wohl möglich, dals «n Staat irgend etwas ver- 
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spruchen hat, was er nach der damaligen La^e der Dinge 
ganz unbedenklich und gefahrlos versprechen durfte, dessen 
Ausführung ihn aber jetzt^ nach mittlerweile eingetretener 
Ver<änderung des Sachverhalts, geradezu an den Kand des 
Verderbens bringen müfste. Iiier kaim von Vertrags- 
erfüllung absolut nicht mehr die Yiedo sein; dem Inter- 
esac der Selbsterhaltuug g^euüber hat jedes andere zu 
aciiweigon. 

Diese und ähnliche Fälle nun sind es, die bei der ab- 
strakten Regulierung des internationalen Vertragsrechts 
keine Berücksichtigung gefunden haben, und für welche 
das letztere demgemäfs eine sachlich befriedigende Lösung 
nicht zu bieten vermag. Wie die Dinge liegen, mufsten 
die. Staaten den Satz Pacta sunt servanda, wenn sie über- 
haupt eine feste und präoise, nicht rag unbestimmte^ son- 
dern praktisch branchbare Verkehrsregel schaffen wollten, 
schlechthin und generell unter sich einführen und haben 
das auch thatsachlich gethan. Gerade deshalb steht aber 
jetzt notwendig jeder einseitige Rücktritt yom Vertrag, die 
Verhültnisse mOgen im übrigen gelagert sein wie sie wollen, 
stets in offenem Widerspruch zu einer positiv gültigen 
Rechtsnorm, oder, was dassdbe ist, rein juristisch dürfen 
auch Fälle, wie die vorhin geschilderten, nie anders als der 
frivolste Vertragsbruch beurteilt und qualificiert werden. 
Nichtsdestoweniger liegt die Sache bei ihnen so, dafs der 
ausgesprochene und deutlich erklärte Wille der 
rechtsetzenden Subjekte in concreto nicht mehr dem wahren 
und eigentlichen Willen derselben entspricht, denn es 
ist schlechterdings nicht anzunehmen, dafs die Staaten jene 
Norm auch auf dcrartir:-'^ Vorkommnisse zu erstrecken ge- 
dachten. Die formelle Kechtswidrigkeit bleibt davon vor 
wie nach ganz unberührt, aber materiell findet hier die 
Nichterfüllung des Vertrags darin ihre Rechtfertigung, da£) 
die Staaten etwas, was sie notorisch nur zur Interessen- 
f örd.erung geschaffen haben, unmöglich so verstanden und 
gemeint haben können, dafs daraus unter Umstünden sogar 
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die eigene SellMtvenitclitttDg und damit die Aufhebung 
alles und jedes Interesses überhaupt zu resultieren top- 

möchte. — 

IV. Nach diesen Darlegungen allgemeinerer Art kehren 
wir nunmehr wieder zur Behandlung unseres Wismarer 
Speeialfalles zurück. Gemäfs dem vorstehend Ausgeführten 
haben zwei Dinge zuaammenzutrefFen, wenn der einseitige 
Rucktritt vom Vertrag sachlich begründet und entschuldbar 
erscheinen soll: einmal ist notwendig, dafs die Erfüllung des- 
selben für den betreffenden Staat eine Gefährdung seiner 
gesicherten Existenzbedingungen mit sich bringt, dann aber 
auch, dafs diese Sachlage durch eine irgendwie j^eartete 
Veränderung früherer Zustände herbeigefuhrt wurde. 
Von diesen beiden Momenten ist über das erstgenannte alles 
Nötige bereits in Absatz II gesagt worden; hingegen das 
letztere hat bisher, wenigstens expressis verbis, eine Er- 
örteruug nicht gefunden, so dafs jetzt, am Schlüsse der 
ganzen Arbeit, noch ein kurzes Eingehen auf dasselbe er- 
forderlich ist^ 

Abgesehen von ferschiedenen Umgestaltungen sach- 
licher Katur, die wir hier flbei^hen dürfen, besteht die 
4dlerwicht!gste Veränderung in einer eigentünklicben Per- 
sonalkomplikation, die auf der Schuldnerseite mittlerweUe 
eingetreten ist: während Schweden es Ton Hans aus nur 
mit Mecklenburg als Verpflichtetem zu thun hatte, ist jetst 
letzteres Mitglied eines yon jenem anerkannten Bundes- 
staats geworden, dergestalt , dafs zwar die eigentliche 
Cessfonsverbindlfchkett noch immer auf dem Grolsherzog» 
tum ruht, daneben aber auch die Zustimmung des Reichä 



^ übrigens sei schon an dieser Stelle hervorgehobea, daSa bei grüud» 
licherer Untersuchung weder das erste noch das «weite Moment als wahr- 
haft unerläßliche Vorbedingung', als condicio sine qua non für einseitige 
Vertragsaufhebung festgehalten werden kann. Wie so manches andere, 
mufs nuch diese FrcOge einstweilen auf sich beruhen bleiben und darf es, 
tia gerade in dem vorIie|^enden Specislfalle beide Punkte thatsidiUcli 
voriumden und nachweisbar sind. 
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aa einer eventuellen Abtretung Wismara eingeholt werden 
iniiis. Dadurcli ist nun allerdings fUr Schweden eine wirk- 
liche Verschlechterung seiner juristischen Stellunji; nicht 
herbeigeführt worden, da ja rechtlicii auch die liunde^- 
gewalt zur Erteilung dieser ihrer Genehmigung verpflichtet 
ist^; wohl aber ist seine Lage faktisch ungünstiger ge- 
worden. 

Für den ursprünglichen Schuldner bedeutete nämlich 
die Zugehörigkeit Wismars zu seinem Territorium offenbar 
in keiner VV^^is(5 irgendwelche Lebensfrage; wie er vor dem 
Erwerb der Stadt hatte bestehen können, hätte er auch 
nach einer etwaigen Ketrocession , nicht besser, aber auch 
nicht schlechter, als einer von den vielen deutschen Klein- 
staaten fortzuexistieren vermocht. Der beste Schutz der- 
selben bestand ja (abgesehen von der gegenseitigen Eifer- 
sucht der Grofsmächte) im Grunde eben nur in ihrer eige- 
nen Schwäche und Bedeutungslosigkeit: sie waren nie- 
mandem im Wege, störten durch ihr beschauliches Still- 
leben in keiner Weise die politischen Zirkd der übrigen 
Hftchtei dachten nicht im entferntesten daran, an den Welt- 
händeln aktiven Anteil au nehmen und sich so durch 
stOrmide Eonkurrena bei den anderen miisliebig au machen*; 
für alles dieses gönnte man ihnen ein gewisses nachsichtiges 
Wohlwollen und hatte gegen die Existenz solch bequemer 



< Vergl. S. 20 ff. 

* Ich möchte hier an eine Stelle aus der berühmten, boshalVsatiri- 
scheu Leichenrfde erinnern, die Josef GSrrcs am 7. Jauiiat- 1798, damals 
freilich noch etwas verfrüht, dein alten Kelche gehalten hat. Nachdem 
dort mnächst die Anmige gemacht ist, dafs dasselbe „zu RcigiensbiUjp in 
dem blühenden Altnr von 954 Jahren 5 Monaten 28 Tagen sanft und 
ttelig an gänzlicher JCntkräftung and hinsugekommenem Schiagfluase" sein 
L^»eiiteiide fand, wixd in rdhraider Klage fortgefahren: „Aeh Gott! 
Warum mnfstest du denn deinen Zorn zihrrst über dies grutmütige Ge- 
schöpf anagiefseu; es graste ja so harmlos und so genügsam auf den 
Weiden seiner V&ter, lieb sieh so sohafinftrsig, zelmnal im Jahre, die 
Wolle abscheeren, aber immer so sanft, so geduldig, wie jenes verachtete 
langöhrige La.»ttter des Menschen" u. h. w. u. s. w. Diese, leider nur allzu 
te'eue ScKiildenmg von der rein pa^isiveu KoUe, die Deutschland gegen 
Ausgang des alten Reichs spielte, hat «ich «uch für die Folgeseit noch 
viel antreffendes bewahrt 
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und anspruchsloser Nachbarn nicht gerade viel einzu- 
wenden Ohne diese, freilich etwas eigentümliche Garantie 
hätte es wahrlich schlecht au^esehen um die staatliche 
BehauptungsfUhigkeit der kleinen und kleinsten deutschen 
Vaterländer, denn sich selber genügend zu schtttseUy das 
hätten sie ja nie und unter keinen Umständen vermocht^. 
Ans diesem Grunde wäre es auch blofs eine sinnlose Phrase 
gewesen, wenn z. B. die Mecklenburger die Heransgabe 
Wismars mit der Motivierung hätten yerweigern wollen, 
die Stadt sei ihnen im Interesse ihrer Landesverteidigung 
unentbehrlich: ob mit oder ohne Wismar, das kam dabei 
eben so ziemlich auf eins heraus. 

Gerade hier aber zeigt sich wieder einmal die Wahr- 
heit des alten Worts: ^Si duo faciunt idem, non est idem* ; 
was im Munde eines deutschen Kleinstaats einfach lächer- 
lich geklungen hätte, das hat seinen guten Sinn und seine 
tiefe Berechtigung in Anwendung auf das Deutsche Reich. 
Nur in sich selbst und seinen eigenen Machtmitteln findet 
jetzt tiieses, wie überhaupt jeder grofse und selbstbewafste 
Staat, die einzige Gewähr seines Bestandes^ und darf sie 

^ Den besten, gorndozu klansischen Ausdruck fiir das ganze Ver- 
hilltuis hat einmal ein Pribident der nordninerikanischcii Union gefunden, 
damals als er mit echt angelsächsischer Urbanität das Uiktum hinwarf: 
„Die HantestMto stad HfitoBr« die das Pferd der Yereinigteii Stutea 
nur nn<i Mitleid nicht vertritt'' (cf. TreitRchkef Dentsdie Geschichte im 
19. Jahrhundert, 4. AuÜ., Bd. UI, S. 578). 

* Allerdings standen sie waxAi damals schon nicht TöUig isoliert 
neben einander, sondern waren bereits durch eine gewisse Gemeinschafts - 
Organisation geeint. Das konnte aber gleichfalls wenig helfen, insofern 
als der Deutsche Bund bei der Kläglichkeit seiner Militärverhältnisse 
(man braucht blof» an die 1866er Leistungen des 8. Armeecorps mit dem 
Prinzen „Durcheinander" an der Spitze zu denken) zur ausreichenden 
Sicherung des Gesamtgebiets notorisch ebensowenig fähig war wie die 
einzelnen Staaten je Ar sich. Wenn trotzdem zur !Seit desselben Deutsch- 
land keinen Anpritf von aiifsen her erfahren hat, so ist das jedenfalls 
auf ganz andere Gründe wie ängstlichen Kespekt vor den specifischea 
Machtmitteln des Bandes surfickBuffthren. 

* Dafs diese Veränderung, mit dem früheren Zustand verplichen, 
auch manche Unaiinehmlichkeiten notwend^ im Gefolge hatte, dafs nach 
einem bekannten Avssprache „die Existens auf der ftwis der Spartaner" 
vielfach druckender (namentlich finanziell kostspieliger!) sein mufste wie 
die „auf der Basis der Phäaken", das ist eine Wahrheit, die bekanntlich 
noch heutigentags viele Deutsche gar nicht recht einsehen wollen. 

Bruno Sclmidt, PftuidTertny über WisnAr. 6 
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auch blofs in ihnen erblicken. Das ist ja oft genug und 
mit gutem Grunde betont worden, dafs die Tliatsache der 
Reichsgrflndung als solche mit all ihren Konsequenzen des 
industrieUeD, kommeniellen, maritimen Aufschwungs durch- 
aus nicht geeignet war, bei den fremden Staaten das Qe> 
Alhl der liebevollen Zuneigung hervorKurufen oder eu 
stSrken. Das direkte Gegenteil davon mufste eintreten» 
Schon im intern-staatlichen, rein individuell -menschlidien 
Verkehr pflegt man es ja im allgemeinen nicht gerade mit 
überwftltigender Freude Bu begrttfsen, dals jemand, den mau 
bisher ab quantitö n^gÜgeable angesehen hat, plOtEÜoh in 
den Kreis der ernsthaften und gefilhrlichen Eonkurrenten 
einzutreten wagt Und wenn hier Regungen rein uneigen- 
ntttzigen Wohlwollens immerhin noch möglich sind und 
glücklicherweise auch wirklich ott genuin vorkommen, so 
ist derartiges doch principicll ausgoichlossen im inter- 
nationalen Leben, wo nichts als nackte Seibatsucht regiert 
und, wie wiederholt schon hervorgehoben wurde, nach Lage 
der Dinge auch nur regieren kann. So darf man es sich 
auch in Deutschland nicht verhehlen, dafs trotz aller gegen- 
teiligen woiülautenden Versicherungen die fremden Mächte 
gegen eine kleine Rückwärtsrevision unserer politischen Zu- 
stände herzlich wenig einzuwenden hätten, zum mindesten 
ohne allzuherben Seelenschmerz sich mit ihr abfinden 
wtirden^ Das ist ein politisches Faktum, mit dem das 
Reich einfisch su rechnen, das es einfach als solches hin* 
zunehmen hat Seine Sache dagegen ist es, alle nötigen 
Konsequensen su ziehen, die sämtlichen Mafii regeln zu 
treffen, die es verhttten kOnnen, daüs daraus fUr Deutsch- 
land irgendwelche Gefahr erwachsen mag. 

Nun gdiOrt aber — und damit lenken wir wieder in 
den früheren Gedankengang ein — zu diesen uneiläfslichen 



1 Dedialb braucht diurdiaiu nicbt geleugnet tu werden, dafo efaiMlae 

vielleicht atifirichtig die dauernde Erhaltnrirr das Reichs wflns«>Jien. Diese 
tlioii es aber dann sicher nur im eigenen Interesse, weil sie hofien, das- 
vdbe sidi nnd ibten Zwecken irgendwie dienstbar machen sn kfiniMO. 
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Geboten der Vorsicht zweifellos auch dies^ dafs jede be- 
drohliche FestBetsung fremder Mächte auf deutschem Boden 
Toa vornherein verhindert werden mufs. Überall wo alte 
vergilbte Verträge die Abtretang von Bundesgebiet fordern^ 
da hat das Keich xavOrderst sorgfältig zu prüfen, ob die 
Oeflflion auch ohne wesentlichen Schaden für seine ge- 
sicherten EzistoiEbedingangen vorgenommen werden kann« 
TrUR diese mte YoranssetBnngy wie beispielsweise für 
Wismar wirklich dargethan worden ist» nicht zu, so darf 
man unter den heutigen Verhältnissen Deutschland auch 
schlechterdings nicht zumuten, selbst äem Ausland eine be- 
qneme Einbmchspforte in sein ganzes politisches Gefüge 
zu erOfinen; vielmehr erscheint es alsdann durchaus befugt, 
sieh eins^tig ttber den Vertrag hinwegzusetzen) nicht zwar 
nach dem formellen Buchstaben des Völkerrechts, wohl aber 
nacli dem organischen Urgesetz der Selbsterhaltung, welches 
die Weit der socialen Lebewesen nicht weniger mafsgebend 
wie die der physischen beherrscht. 

Gerade in Deutschland war man freilich von jeher am 
wenigsten dazu geneigt, dem Staate nach dieser Richtung 
hin Koncessionen zu machen, hielt vielmehr weit tiher- 
wiegcnd daran fest, dafs er sämtliche Normen der inter- 
nationalen Ordnung, namentlich auch die Regel Pacta sunt 
i^ervanda strikt und ausnahmslos zu befolgen habe. Ein 
derartig starkes Rechtsgefühl ist ja an sich und von Haus 
aus gewifs ein grofser Vorzug]:, aber es kann doch auch unter 
Umständen gar leicht in das Gegenteil umschlagen. Andere 
Völker sind darin entschieden nicht so bedenklich, sondern 
bekennen sich in Fällen, an denen ihr eigener Staat be- 
teiligt ist, gern und ohne viel Besinnen zu dem Princip: 
Right or wrong, my countiyl Und in solchem Verhalten 
braucht durchaas nicht immer blots nationaler iSgoismus» 
der übrigens bis zu einem gewissen Grade auch nur ein 
ganz gesundes GMihl ist, zun Ausdruck zu kommen-, nein, 
es kann dasselbe in concreto auch sehr wohl eine richtigere 
Erkenntnis von dem gegenseitigen Verhältnis zwischen Staat 
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und Recht in sich schliefsen, die Einsicht, dafö dieses für 
jenen stets blofs Mittel zum Zweck ist und folglich vor 
seinen höchsten Lebensinteressen unbedingt Halt zu machen 
hat. Im Gegensatz hierzu hat der Deutsche vielfach es 
vorgezogen, nach formell-juristischen Gesichtspunkten selbst 
solche Aktionen seines Staates scharf zu kritisieren und zu 
▼emrteilen, die im Interesse der politischen Selbsterhaltung 
einfach notwendig und geboten waren. Als 2. B, König 
Friedrich II. von Preufsen 1772 bei der ersten Teflung 
Polens die fUr die Verbindung seiner zerstreut liegenden 
Gebiete direkt unentbehrlichen Territorien sich aneignete, 
da ertönten beinahe die beweglichsten Klagen über die 
rechtswidrige Beraubung des verlotterten Polenreichs aus 
deutsdien Landen, mehr nodi &8t wie aus den Weststaaten 
England und IVankreich, wo an sich in dieser Beziehung 
auch recht Anerkennenswertes geleistet worden ist. Zum 
Glück war der altf Fritz nicht der Mann danach, sich 
durch solche Bedenken irgendwie stören zu lassen ; er über- 
liefs die in- und ausländischen Kritiker ihrer schönen sitt- 
lichen Entrüstung, die ja, nebenbei gesagt, beispielsweise 
englisichon StaatsniänTiern so überaus reizend ansteht; im 
übrigen voUend* t(' 11 unbeirrt das, was er zum Wohle seines 
Staates mit Reclit für unerläfslich hielt. Dafür aber, für 
diese klare Erkenntnis, dafs der Staat um seiner selbst und 
seiner ünterthanen willen manchmal geradezu gezwungen 
sein kann, sich über das formelle Recht hinwegzusetzen, 
dafür ist noch heute dem grofsen König nicht nur das 
preufsische, sondern das gesamte deutsche Volk, dem er ja 
durch sein Verhalten gleichfalls eine brauchbare Ostgrenze 
für den späteren Nationi^taat gesichert hat^ den höchsten 
Dank schuldig. Was aber zur Vorbereitung und im Inter- 
esse des künftig erst zu schaffenden Reichs zulässig, ja ge- 
boten war, das mufs es natürlich zur Erhaltung des bereits 
bestehenden nicht weniger sein. £s erscheint daher auch 
nur als konsequente Fortsetzung der realpolitischen Denk- 
und Handlungsweise Fdedrichs, wenn der Bogrttnder dvases 
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lifationalfttaatSy unser grofser eiserner Kanzler, mit Bezug 
auf Wismar wiederholt (1892 und 189&) und oline sicli viel 
auf Erörterung der Bechtsfinge einzulassen, seine Über- 
zeugung dahin formuliert hat, dafs die Stadt nie wieder an 
Sehweden herausgegeben werden kOnne. Hierin aber wird 
ihm — das darf man heutautage wohl zaTersicbilieh 
hoifen — jetst auch das ganze, inzwisdien politisch doch 
schon besser geschulte Volk beistimmen; sollte Schweden 
1903 wider alles Erwarten dennoch seine alten Ansprache 
praktisch geltend zu machen suchen, so wird die einmtttige 
Antwort der Nation sicherlich die sein; ^Wismar ist jetzt 
ein integrierendes Glied des deutschen CTesamtkörpers, und 
deutsch mufs es für jetzt und in alle Zukunft auch bleiVjeu." 
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